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Interpellation der SVP-Fraktion vom 22. März 2012: Schul-
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lien

31 2012/046
Postulat von Klaus Kirchmayr vom 9. Februar 2012: Prüfung
einer Fusion von kantonalen Verkehrsunternehmen

32 2012/075
Interpellation von Christoph Buser vom 8. März 2012: Wär-
merückgewinnung im Kanton Basel-Landschaft. Schriftliche
Antwort vom 8. Mai 2012

33 2012/076
Interpellation von Elisabeth Augstburger vom 8. März 2012:
Förderung von Trockenwiesen. Schriftliche Antwort vom 24.
April 2012

34 2012/077
Interpellation von Stephan Nigg vom 8. März 2012: Realisie-
rung Wildtierbrücke über die A2. Schriftliche Antwort vom 8.
Mai 2012

35 2012/081
Interpellation von Jürg Wiedemann vom 8. März 2012: Nur 9
von 4000 Chemikalien sollen berücksichtigt werden. Schriftli-
che Antwort vom 8. Mai 2012

36 2012/096
Motion von Oskar Kämpfer vom 22. März 2012: “Regional-
planstelle”

37 2012/112
Motion von Urs Leugger vom 19. April 2012: Optimierung der
Erschliessung von Arbeitsgebieten von kantonaler Bedeu-
tung in Arlesheim und Münchenstein

38 2012/114
Motion von Christine Koch vom 19. April 2012: Raumsparen-
de Einkaufszentren

39 2011/249
Postulat von Klaus Kirchmayr vom 8. September 2011: Ver-
buchungspraxis APH-Beiträge an die Gemeinden
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Interpellation von Gerhard Schafroth vom 8. März 2012:
Nachhaltige Finanzpolitik. Schriftliche Antwort vom 5. Juni
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te Zusammenarbeit mit dem Kanton Basel-Stadt
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Interpellation von Georges Thüring vom 24. Mai 2012: Hat
der Regierungsrat verantwortlich und verhältnismässig ge-
handelt!. Schriftliche Antwort vom 5. Juni 2012

43 2011/264
Interpellation von Klaus Kirchmayr vom 8. September 2011:
Notwendige Schritte für eine Kantonsfusion. Schriftliche
Antwort vom 31. Januar 2012

44 2012/053
Interpellation von Rosmarie Brunner vom 9. Februar 2012:
Personelle Ausstattung des Kantonsgerichts. Schriftliche
Antwort vom 17. April 2012

45 2012/054
Interpellation von Rosmarie Brunner vom 9. Februar 2012:
Entlastungspaket Optimierung von der Optimierung Polizei
Basellandschaft. Schriftliche Antwort vom 15. Mai 2012

46 2012/092
Motion der SVP-Fraktion vom 22. März 2012: Ein schlankes
Rahmengesetz für die familienergänzende Kinderbetreuung

47 2012/093
Postulat von Karl Willimann vom 22. März 2012: “Runder
Tisch” für das weitere Vorgehen im Bereich der “Familien-
ergänzenden Unterstützung” (FEB)
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Nr. 668

Begrüssung, Mitteilungen

Landratspräsident Jürg Degen (SP) begrüsst alle Anwe-
senden zur ersten Landratssitzung im zweiten Amtsjahr
der laufenden Legislatur, als Gast auf der Tribüne ist unter
anderem Maya Graf, Vizepräsidentin des Nationalrats und
ehemalige Landratskollegin, anwesend.

Entschuldigungen

Regierungspräsidentin Sabine Pegoraro (FDP) über-
bringt dem Landrat die besten Grüsse von Regierungsrat
Peter Zwick. Er nahm am letzten Dienstag kurz an der
Regierungsratssitzung teil und informierte seine Kollegen
und Kollegin über seinen Gesundheitszustand. Er leidet
an einem Tumor im Auge. Zur Zeit geht es Peter Zwick
gut und auch die Prognose ist erfreulich, darf er doch von
einer Heilungschance von 95 % ausgehen. Zur Zeit unter-
zieht er sich einer Protonentherapie, welche im Paul
Scherrer-Institut stattfindet und welche noch etwa drei
Wochen dauern wird. Nach den Herbstferien wird er seine
Arbeit wieder aufnehmen können und sowohl an den
Landrats- als auch an den Kommissionssitzungen teilneh-
men. Bis zu diesem Zeitpunkt wird er keine öffentlichen
Auftritte wahrnehmen. Peter Zwick sei guten Mutes und
mit ihm hoffen seine Kollegin und Kollegen, dass seine
Heilung erfolgreich verlaufen werde.

Landratspräsident Jürg Degen (SP) wünscht Regierungs-
rat Peter Zwick im Namen des Landrates alles Gute, viel
Geduld und gute Besserung.

Folgende Personen sind für die heutige Landratssit-
zung entschuldigt:

Vormittag: Epple Dieter, Giger Andreas, Hess Urs,
Imber Siro, Müller Marie-Therese, Nigg
Stephan, Schäfli Patrick und Zemp Stefan
RR Zwick Peter

Nachmittag: Epple Dieter, Giger Andreas, Grossen-ba-
cher Stephan, Hess Urs,  Imber Siro, Mül-
ler Marie-Therese, Nigg Stephan, Schäfli
Patrick, Stückelberger Balz, Wirz Hans-
ruedi und Zemp Stefan
RR Zwick Peter

Hansruedi Wirz (SVP), Stefan Zemp (SP), Regierungsrat
Peter Zwick (CVP)

Runde Geburtstage

Seit der letzten Landratssitzung konnten folgende Rats-
mitglieder einen runden Geburtstag feiern:
– Regula Meschberger am 1. August 2012
– Franz Meyer am 7. August 2012
– Hannes Schweizer am 8. August 2012
Den drei Jubilaren gratuliert Landratspräsident Jürg De-
gen (SP) herzlich.

Für die Organisation des heutigen ökumenischen Gottes-
dienstes in der Stadtkirche Liestal dankt der Landratsprä-
sident Elisabeth Augstburger (EVP). Es war ein schöner
Anfang des aktuellen Amtsjahres und die Musik habe so
richtig “gfägt”.

Sämtliche Plätze im Landratssaal verfügen seit Neuestem
über eine eigene Steckdose, so dass die Ratsmitglieder
ihre Computer einstöpseln können.

In den Landratsvorzimmern liegt die überarbeitete Bro-
schüre “Eine kleine Einführung in den Landrat” auf. Jürg
Degen bittet die Landrätinnen und Landräte, sich zu be-
dienen. Vielleicht können auch alte Füchse und Füch-
sinnen der Broschüre noch Wissenswertes entnehmen.

Anfangs Juli 2012 musste die traurige Nachricht vom Tod
unseres langjährigen Landratskollegen und ehemaligen
Landratspräsidenten Peter Holinger zur Kenntnis genom-
men werden. Nach 16-jähriger Landratstätigkeit wurde er
vor einem Jahr vom Landrat verabschiedet. Jürg Degen
betont, alle würden Peter Holinger in guter Erinnerung
behalten. Den Angehörigen entbietet er das herzliche
Beileid des Landrates.

Daniela Gaugler (SVP) überbringt an dieser Stelle den
Dank von Frau Elisabeth Holinger:

Sehr geehrter Herr Landratspräsident, sehr geehrte Frau
Regierungspräsidentin, geschätzte Damen und Herren
Landräte, geschätzte Herren Regierungsräte, werte Mit-
arbeitende der Verwaltung und der Landeskanzlei, ver-
ehrte anwesende Gäste und Medienleute,

Elisabeth Holinger bat mich, Ihnen allen für Ihre zahl-
reichen Beileidsbekundungen im Namen der Trauerfamilie
herzlich zu danken. Ihre Worte haben den Trauernden viel
Trost gespendet. Elisabeth Holinger sieht sich leider aus-
ser Stande, sämtliche Schreiben selbst schriftlich zu be-
antworten.

Daniela Gaugler erinnert sich wie folgt an Peter Holinger:
Peter war ein waschechter Baselbieter. Er setzte sich

durch diverse politische Ämter für Liestal und für das Ba-
selbiet ein. Unterstützung und Kraft erfuhr er von seiner
Familie, aber auch von einem grossen Freundeskreis. Für
mich war Peter ein Vorbild, ein Lehrer, ein Wegbegleiter
und liebenswerter Mensch. Er verstand sich mit beinahe
allen Menschen gut. Geschäft, Politik, Familie und Freizeit
konnte er so geschickt miteinander vernetzen, dass nichts
zu kurz kam. Ich wünschte mir, ich hätte noch mehr Zeit
gehabt, um ihm über die Schulter zu schauen. Seine fröh-
liche Art, seine bedachten Äusserungen in Gesprächen
oder auch sein Wille, immer das Beste zu geben, werden
mir immer in Erinnerung bleiben. Peter hatte für sein Um-
feld immer ein offenes Ohr und er half tatkräftig mit, wo
immer er konnte.

Lieber Peter, ich danke dir, dass ich an einem Stück
deines Lebensweges teilnehmen durfte. Du wirst immer in
meiner und unserer Erinnerung einen Platz haben. Es ist
schade, dass du so früh gehen musstest.

Jürg Degen (SP) muss weiter bekannt geben, dass Land-
ratsmitglied Karl W illimann anfangs August seine Gattin
und Lebenspartnerin durch einen tragischen Unfall verlor.
In dieser schweren Zeit wünscht er Karl Willimann im
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Namen des Landrates viel Kraft und Mut. Wir alle können
nur begrenzt begreifen, was dieser Schicksalsschlag be-
deutet. Die Ratsmitglieder denken an Karl Willimann und
wollen ihm in dieser schwierigen Zeit beistehen.

Für das Protokoll:
Andrea Maurer, Landeskanzlei

*

Nr. 669

Zur Traktandenliste

Laut Landratspräsident Jürg Degen (SP) beantragt die
SVP-Fraktion die Absetzung der Traktanden 16 bis 18.

Dominik Straumann (SVP) erklärt, im Grunde genommen
gehe es nur um das Traktandum 18. Gemäss § 57 des
Dekrets zum Landratsgesetz müssen Vorlagen minde-
stens 8 Tage vor dem Sitzungstermin den Ratsmitgliedern
zugestellt sein, um beraten zu werden. Treffen die Unter-
lagen später ein, werden sie nur beraten, wenn der Land-
rat dies mit 2/3-Mehr beschliesst. Um Traktanden 16 und
17 heute zu beraten, müsste dies formell also so be-
schlossen werden. Traktandum 18 soll nun abgesetzt
werden, weil gewisse Fragen noch offen sind, weil es mit
den Traktanden 16 und 17 zusammenhängt und weil die
Berichte zu diesen zu spät zugestellt wurden. Eine Gewis-
se Vorbereitungszeit bis zur Beratung des Geschäfts sei
noch notwendig.

Traktanden 16, 17 und 18 sollen heute also abgesetzt
und bis zur nächsten Sitzung ausgestellt werden.

Felix Keller (CVP) wehrt sich seitens der CVP/EVP-Frak-
tion nicht gegen die beantragte Absetzung, auch wenn
seiner Meinung nach das Geschäft bereits heute behan-
delt werden könnte. Er beantragt jedoch, im Falle einer
Absetzung die erste und zweite Lesung der Traktanden 16
und 17 am 20. September 2012 durchzuführen.

Rolf Richterich (FDP) wies bereits anlässlich der letzten
Ratskonferenz darauf hin, dass die Berichte zu den Trak-
tanden 16 und 17 noch nicht vorliegen. Es wurde darauf-
hin versprochen, diese würden dem Landrat rechtzeitig
zugestellt. Dies geschah nun leider nicht und die FDP-
Fraktion unterstützt den Antrag der SVP-Fraktion, das
Geschäft heute nicht zu beraten. Gleichzeitig wehrt sie
sich gegen den Vorschlag der CVP/EVP, anlässlich der
nächsten Landratssitzung eine doppelte Lesung durch-
zuführen. Durch ein derartiges Vorgehen würde die Situa-
tion sogar verschlimmert. Es wäre dann sinnvoller, heute
eine erste und das nächste Mal eine zweite Lesung durch-
zuführen.

Kathrin Schweizer (SP) informiert, die SP-Fraktion könne
das Geschäft heute behandeln. Sie unterstützt jedoch
Felix Kellers Antrag, im Falle einer Absetzung das nächs-
te Mal gleich beide Lesungen durchzuführen, um die ent-
sprechende Volksabstimmung im November 2012 durch-
führen zu können.

Klaus Kirchmayr (Grüne) erklärt, die Grüne Fraktion
unterstütze den SVP-Antrag nur dann, wenn das nächste
Mal zwei Lesungen durchgeführt werden, ansonsten kön-
ne sie einer Absetzung nicht zustimmen.

Gemäss Paul Wenger (SVP) teilt auch die SVP-Fraktion
die Ansicht, dass anlässlich der nächsten Landratssitzung
gleich zwei Lesungen durchgeführt werden sollen. Das
Landratsgesetz lässt zwei Lesungen an einem Tag aus-
drücklich zu.

Landratspräsident Jürg Degen (SP) lässt über Dominik
Straumanns Antrag abstimmen. Die Traktandenliste wird
durch die Ratskonferenz festgelegt, diese bestimmt also
darüber, ob am 20. September 2012 beide Gesetzesle-
sungen stattfinden werden.

Rolf Richterich (FDP) betont noch einmal, die FDP-Frak-
tion spreche sich explizit gegen zwei Lesungen an einem
Tag aus und werde daher den Antrag der SVP-Fraktion
ablehnen.

://: Mit 55:22 Stimmen unterstützt der Landrat den Antrag
der SVP-Fraktion auf Absetzung der Traktanden 16,
17 und 18.
[Namenliste einsehbar im Internet; 10.28]

Hans Furer (glp) beantragt die Absetzung von Traktan-
dum 34, da Stephan Nigg heute abwesend ist.

://: Der Landrat erklärt sich stillschweigend mit der Abset-
zung von Traktandum 34 einverstanden.

Für das Protokoll:
Andrea Maurer, Landeskanzlei

*

Nr. 670

1 2012/206

Anlobung von Julia Gosteli, Wahlkreis Allschwil, und

Michael Vollgraff, Wahlkreis Reinach, als Mitglieder

des Landrates

Julia Gosteli (Grüne) rückt auf der Liste 7 Grüne Basel-
land im Wahlkreis Allschwil an Stelle von Simon Trinkler
in den Landrat nach.

Michael Vollgraff (Grüne) rückt auf der Liste 7 Grüne
Baselland im Wahlkreis Reinach an Stelle von Désirée
Lang in den Landrat nach.
Beide neuen Ratsmitglieder geloben, die Verfassung und
die Gesetze zu beachten sowie die Pflichten ihres Amtes
gewissenhaft zu erfüllen.

Landratspräsident Jürg Degen (SP) wünscht Julia Gosteli
und Michael Vollgraff in ihrem Amt alles Gute.

Für das Protokoll:
Andrea Maurer, Landeskanzlei

*
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Nr. 671

2 Ersatzwahl eines Mitglieds der Justiz- und Sicher-

heitskommission anstelle der zurückgetretenen Desi-

rée Lang

://: In Stiller Wahl gewählt wird Regina Werthmüller (Grü-
ne).

Für das Protokoll:
Andrea Maurer, Landeskanzlei

*

Nr. 672

3 Ersatzwahl eines Mitglieds der Bau- und Pla-

nungskommission anstelle des zurückgetretenen Si-

mon Trinkler

://: In Stiller Wahl gewählt wird Julia Gosteli (Grüne).

Für das Protokoll:
Andrea Maurer, Landeskanzlei

*

Nr. 673

4 Ersatzwahl eines Mitglieds der Petitionskommissi-

on anstelle von Stefan Grossenbacher

://: In Stiller Wahl gewählt wird Lotti Stokar (Grüne).

Für das Protokoll:
Andrea Maurer, Landeskanzlei

*

Nr. 674

5 Ersatzwahl eines Mitglieds der Bildungs-, Kultur-

und Sportkommission anstelle von Regina Werthmül-

ler

://: In Stiller Wahl gewählt wird Michael Vollgraff (Grüne).

Für das Protokoll:
Andrea Maurer, Landeskanzlei

*

Nr. 675

6 Ersatzwahl eines Mitglieds der Personalkommissi-

on anstelle der zurückgetretenen Desirée Lang

://: In Stiller Wahl gewählt wird Stephan Grossenbacher
(Grüne).

Für das Protokoll:
Andrea Maurer, Landeskanzlei

Nr. 676

7 2012/209

Berichte des Regierungsrates vom 10. Juli 2012 und

der Petitionskommission vom 21. August 2012: 9 Ein-

bürgerungsgesuche von ausländischen Staatsange-

hörigen

Kommissionspräsident Hans Furer (glp) äussert sich an
dieser Stelle zu sämtlichen heute traktandierten Einbürge-
rungsgesuchen, also zu den Traktanden 7 bis und mit 13.
Die Petitionskommission hat sämtliche Einbürgerungs-
gesuche einstimmig gutgeheissen und beantragt dem
Landrat entsprechend die Einbürgerung sämtlicher Ge-
suchstellerinnen und Gesuchsteller.

://: Der Landrat erteilt den Bewerberinnen und Bewerbern
mit 58:5 Stimmen bei 11 Enthaltungen das Kantons-
bürgerrecht und setzt die Gebühren gemäss den re-
gierungsrätlichen Vorschlägen fest.
[Namenliste einsehbar im Internet; 10.36]

Für das Protokoll:
Andrea Maurer, Landeskanzlei

*

Nr. 677

8 2012/210

Berichte des Regierungsrates vom 14. August 2012

und der Petitionskommission vom 21. August 2012: 7

Einbürgerungsgesuche von ausländischen Staats-

angehörigen

://: Mit 61:4 Stimmen bei 11 Enthaltungen erteilt der
Landrat den Bewerberinnen und Bewerbern das Kan-
tonsbürgerrecht und setzt die Gebühren gemäss den
regierungsrätlichen Vorschlägen fest.
[Namenliste einsehbar im Internet; 10.37]

Für das Protokoll:
Andrea Maurer, Landeskanzlei

*

Nr. 678

9 2012/211

Berichte des Regierungsrates vom 14. August 2012

und der Petitionskommission vom 21. August 2012: 12

Einbürgerungsgesuche von ausländischen Staats-

angehörigen

://: Der Landrat erteilt den Bewerberinnen und Bewerbern
mit 60:6 Stimmen bei 12 Enthaltungen das Kantons-
bürgerrecht und setzt die Gebühren gemäss den re-
gierungsrätlichen Vorschlägen fest.
[Namenliste einsehbar im Internet; 10.38.06]

Für das Protokoll:
Andrea Maurer, Landeskanzlei
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Nr. 679

10 2012/212

Berichte des Regierungsrates vom 14. August 2012

und der Petitionskommission vom 21. August 2012: 8

Einbürgerungsgesuche von ausländischen Staats-

angehörigen

://: Mit 62:5 Stimmen bei 11 Enthaltungen erteilt der
Landrat den Bewerberinnen und Bewerbern das Kan-
tonsbürgerrecht und setzt die Gebühren gemäss den
regierungsrätlichen Vorschlägen fest.
[Namenliste einsehbar im Internet; 10.38.49]

Für das Protokoll:
Andrea Maurer, Landeskanzlei

*

Nr. 680

11 2012/213

Berichte des Regierungsrates vom 14. August 2012

und der Petitionskommission vom 21. August 2012: 14

Einbürgerungsgesuche von ausländischen Staats-

angehörigen

Kommissionspräsident Hans Furer (glp) informiert, bei
Gesuch Nr. 02 müsse der Zivilstand des Gesuchstellers
angepasst werden. Der Gesuchsteller ist inzwischen ver-
heiratet, seine Einbürgerung erstreckt sich jedoch nicht
auf die Ehefrau.

://: Mit 60:5 Stimmen bei 13 Enthaltungen stimmt der
Landrat den Einbürgerungen zu und setzt die Gebüh-
ren gemäss den regierungsrätlichen Vorschlägen fest.
[Namenliste einsehbar im Internet; 10.39]

Für das Protokoll:
Andrea Maurer, Landeskanzlei

*

Nr. 681

12 2012/214

Berichte des Regierungsrates vom 14. August 2012

und der Petitionskommission vom 21. August 2012: 14

Einbürgerungsgesuche von ausländischen Staats-

angehörigen

://: Mit 55:6 Stimmen bei 12 Enthaltung erteilt der Landrat
den Bewerberinnen und Bewerbern das Kantonsbür-
gerrecht und setzt die Gebühren gemäss den regie-
rungsrätlichen Vorschlägen fest.
[Namenliste einsehbar im Internet; 10.52]

Für das Protokoll:
Andrea Maurer, Landeskanzlei

*

Nr. 682

13 2012/215

Berichte des Regierungsrates vom 14. August 2012

und der Petitionskommission vom 21. August 2012: 10

Einbürgerungsgesuche von ausländischen Staats-

angehörigen

://: Der Landrat erteilt den Bewerberinnen und Bewerbern
mit 62:6 Stimmen bei 11 Enthaltungen das Kantons-
bürgerrecht und setzt die Gebühren gemäss den re-
gierungsrätlichen Vorschlägen fest.
[Namenliste einsehbar im Internet; 10.40]

Für das Protokoll:
Andrea Maurer, Landeskanzlei

*

Nr. 683

14 2012/060

Berichte des Regierungsrates vom 14. Februar 2012

und der Bau- und Planungskommission vom 11. Juni

2012: Bauprojekt Gemeinde Laufen, Hochwasser-

schutz Birs; Projektierungskredit

Kommissionspräsident Franz Meyer (CVP) erinnert an
das Jahrhunderthochwasser vom 8. und 9. August 2007,
welches im Laufental grossen Sachschaden anrichtete.
Die Schadenssumme allein in der Stadt Laufen lag bei
rund 60 Mio. Franken. Um die Siedlungsgebiete künftig
besser vor derartigen Hochwassern schützen zu können,
sind grössere bauliche Anpassungen nötig.

Im Auftrag der Bau- und Umweltschutzdirektion prüfte
eine externe Beratungsfirma die verschiedenen Möglich-
keiten und erachtete im Hochwasserschutzkonzept Lau-
fen folgende Massnahmen als notwendig:
– Ufererhöhungen entlang der Birs im Bereich Juramill;
– Erhöhen des rechten Ufers (in Fliessrichtung) und

Anheben der Werkleitungsbrücke im Abschnitt Dels-
bergerstrasse/Bahnhof;

– Anheben der Ufer- und Dammhöhen im Bereich des
Wasserfalls;

– Kombination aus Aufweiten und Absenken der Sohle
im unteren Abschnitt Stedtli/Norimatt;

– Neubau Steg "Norimatt" und Brücke "Neumatt".
Mit dem beantragten Projektierungskredit von 2,6 Mio.

Franken soll das Konzept optimiert und ein baureifes Pro-
jekt erarbeitet werden. Die Gesamtkosten werden auf rund
38 Mio. Franken geschätzt, wobei der Bund rund 35 %
übernehmen würde. Die restlichen rund 25 Mio. Franken
müssten nach geltendem Wasserbaugesetz zu 80 % (20
Mio. Franken) durch den Kanton und zu 20 % (rund 5 Mio.
Franken) durch die Anstösser resp. die Gemeinde Laufen
finanziert werden.

Zu weiteren Details verweist Franz Meyer auf die Vor-
lage respektive den Kommissionsbericht vom 11. Juni
2012.

Die BPK beantragt dem Landrat einstimmig mit 11:0
Stimmen, den Projektierungskredit für die Erarbeitung des
Vor- und Bauprojekts zum Hochwasserschutz Birs in der
Gemeinde Laufen gutzuheissen.
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Gerhard Hasler (SVP) erinnert an die unschönen Bilder,
welche anlässlich des letzten Hochwassers in Laufen zu
sehen waren. Mittels mehrerer Vorstösse wurde die Re-
gierung daraufhin aufgefordert, Massnahmen einzuleiten,
um künftig derart grosse Schäden zu vermeiden. Mit der
aktuellen Vorlage kommt die Regierung dieser Forderung
nun nach. Dem beantragten Projektierungskredit stimmt
die SVP-Fraktion einstimmig zu.

Christine Koch (SP) betont, die SP-Fraktion stehe klar
hinter dem Projektierungskredit. Nach dem Hochwasser
im Jahr 2007 mit den Überschwemmungen in Laufen wur-
de klar, dass etwas unternommen werden müsse. Mit den
nun vorgeschlagenen Massnahmen wird dieser Forderung
Rechnung getragen.

Christof Hiltmann (FDP) erklärt, auch die FDP-Fraktion
stimme dem Projektierungskredit einstimmig zu.

Felix Keller (CVP) gibt die Zustimmung auch der
CVP/EVP-Fraktion bekannt. Die Schäden anlässlich des
letzten Hochwassers im Jahr 2007 betrugen für das ge-
samte Laufental 116 Mio. Franken. Zu ebenfalls massiven
Überschwemmungen kam es bereits im Jahr 1973. Hand-
lungsbedarf sei also angesagt. Gemäss Bericht rechnet
man mit einer Dauer von rund vier Jahren bis zum Ab-
schluss der Vor- und Bauprojektphase sowie zwei weite-
ren Jahren bis zur Bewilligung des Realisierungskredits.
Weitere fünf Jahre müssen für die bauliche Umsetzung
eingerechnet werden, bis dahin befänden wir uns im Jahr
2023. Felix Keller hofft, es könne noch eine Beschleuni-
gung erreicht werden, damit die Massnahmen nicht erst
16 Jahre nach dem letzten Hochwasser umgesetzt wer-
den.

Laut Urs Leugger (Grüne) steht auch die Grüne Fraktion
vorbehaltlos hinter der aktuellen Vorlage. Handlungsbe-
darf sei klar gegeben. Folgende in der Vorlage zum Aus-
druck gebrachten Grundhaltungen begrüssen die Grünen
speziell:
– Die geplanten Massnahmen sollen sich auf den

Schutz des Siedlungsgebiets beschränken. Im Offen-
land werden keine Schutzmassnahmen vorgesehen,
dem Fluss wird genügend Raum zur Verfügung ge-
stellt.

– Innerhalb des Siedlungsgebiets werden diejenigen
Gebiete von Schutzmassnahmen ausgenommen,
welche bezüglich Überschwemmungen nicht beson-
ders sensibel sind, beispielsweise Spiel-, Park- oder
Sportplätze.

– Es fand eine Prüfung verschiedener Varianten und
Massnahmen statt.
Folgende Anliegen möchte die Fraktion der Grünen

den Projektierenden mit auf ihren Weg geben: Ein mög-
lichst schonungsvolles Vorgehen im Verlauf der weiteren
Planung und Projektierung ist wichtig, denn der Birs als
Lebensraum kommt eine grosse Bedeutung zu, auch in-
nerhalb des Siedlungsgebiets. Zudem muss auch das
Ortsbild von Laufen gebührend berücksichtigt werden.
Projektiert werden sollen zweckmässige Bauten und keine
Luxuslösungen. Sollten sich im Rahmen der Projektierung
Möglichkeiten zeigen, die Birs innerhalb des Siedlungs-
gebiets aufzuwerten, so soll diese Chance genutzt wer-
den.

Marc Bürgi (BDP) erklärt, die BDP/glp-Fraktion werde
den Anträgen der Bau- und Planungskommission folgen.
Als ehemaliger Grellinger Einwohner erlebte Marc Bürgi
das Hochwasser hautnah mit und er hofft, dass derartige
Ereignisse nach der Umsetzung der Schutzmassnahmen
in Zukunft vermieden werden können.

Regierungsrätin Sabine Pegoraro (FDP) dankt dem
Landrat für die gute Aufnahme des vorliegenden Ge-
schäfts und leitet die Anregungen und Empfehlungen
gerne weiter. Da es sich im Jahr 2007 um ein Jahrhun-
derthochwasser handelte, sollte man theoretisch wieder
100 Jahre Zeit haben, um die Schutzmassnahmen um-
zusetzen.

Eintreten

://: Eintreten auf die Vorlage ist unbestritten.

Detailberatung Landratsbeschluss

Titel und Ingress keine Wortbegehren

Ziffern 1 und 2 keine Wortbegehren

Rückkommen

://: Rückkommen wird nicht verlangt.

Schlussabstimmung

://: Der Landrat verabschiedet den unveränderten Land-
ratsbeschluss mit 72:0 Stimmen.
[Namenliste einsehbar im Internet; 10.51]

Landratsbeschluss
über die Bewilligung des Projektierungskredites für
den Hochwasserschutz an der Birs in der Gemeinde
Laufen

vom 6. September 2012

Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft beschliesst:

1. Der für das Vorprojekt und das Bauprojekt erforderli-
che Verpflichtungskredit betreffend den Hochwasser-
s c hu tz B i rs  in  de r  G e m e i n d e  L a u fe n  v o n
CHF 2'600’000 (inkl. MwSt von 8 %) wird bewilligt.
Nachgewiesene Lohn- und Materialpreisänderungen
gegenüber der Preisbasis April 2010 werden bewilligt.

2. Ziffer 1 dieses Beschlusses untersteht gemäss § 31
Absatz 1 Buchstabe b der Kantonsverfassung der
fakultativen Volksabstimmung.

Für das Protokoll:
Andrea Maurer, Landeskanzlei

*
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Nr. 684

15 2011/314

Berichte des Regierungsrates vom 15. November 2011

und der Bildungs-, Kultur- und Sportkommission vom

7. November 2011 und vom 29. Mai 2012: Bildungs-

bericht 2011

Kommissionspräsident Paul Wenger (SVP) stellt fest, der
75-seitige Bildungsbericht 2011 gebe Auskunft über die
Bildung im Kanton Basel-Landschaft. Beim aktuellen Bil-
dungsbericht handelt es sich im Hinblick auf die neue
Zusammenarbeit im Bildungsraum Nordwestschweiz um
einen Zwischenbericht. Er soll gemäss § 89 des Bildungs-
gesetzes Auskunft über die Qualität der öffentlichen Schu-
len geben.

Die Vorlage wurde von der Bildungs-, Kultur- und
Sportkommission an den Sitzungen vom 2./16. Februar
und 26. April 2012 beraten. An den Sitzungen waren Re-
gierungsrat Urs Wüthrich, Roland Plattner, Generalsekre-
tär BKSD, sowie Frédéric Voisard, stellvertretender Leiter
der Stabsstelle Bildung BKSD, für die Erläuterung des
Sachverhaltes sowie zur Beantwortung von Fragen anwe-
send. Die Kommissionsmitglieder erhielten kompetente
Auskünfte auch in schriftlicher Form, dies insbesondere
bezüglich der Schlussfolgerungen des Regierungsrates.

Im Kommissionsbericht Seite 1 hat sich im ersten
Satz der zweiten Spalte ein Tippfehler eingeschlichen.
Dieser sollte lauten:

“Daneben standen die Hochschulen bezüglich Quali-
tät und Quantität der Studierenden, die dringend notwen-
dige Förderung der Phil II- und Ingenieurstudiengänge,
die Lehrendenprognose für die Volksschule, die Qualität
der Führung der Schulleitungen in den teilautonomen
Schulen und die Ergebnisse der Schul-Evaluationen so-
wie deren Kosten und Mitteilung nach aussen im Zentrum
einer speziellen Diskussion.”

In der Kommission gibt es nach wie vor kritische Vor-
behalte gegenüber dem Fremdsprachenkonzept und der
integrativen Schulung. Hier wurden die kontroversen Ein-
schätzungen, die bereits bei der Beratung der entspre-
chenden Vorlagen existierten, bekräftigt.

Die Kommission würdigt die Aussagen des Bildungs-
berichtes letztlich insgesamt positiv. Sie beurteilt das
Schulsystem Basel-Landschaft als qualitativ gut, auch
wenn selbstverständlich in einzelnen Bereichen durchaus
Verbesserungspotential besteht. Eintreten auf die Vorlage
war somit unbestritten.

Die Bildungs-, Kultur-und Sportkommission beantragt
dem Landrat mit 10:0 Stimmen ohne Enthaltungen, vom
Bildungsbericht 2011 Kenntnis zu nehmen. Weiter be-
antragt sie gemäss § 89 Buchstabe c des Bildungsgeset-
zes, dem Landrat folgende Stellungnahme zur Qualität der
öffentlichen Schule: Der Landrat beurteilt die Qualität und
den Stand der öffentlichen Schule als gut. Deren Verbes-
serungsfähigkeit ist gegeben und stellt eine dauernde
Aufgabe für alle an der Schule Beteiligten dar.

Georges Thüring (SVP) schliesst sich seitens SVP-Frak-
tion der Kommissionsmeinung an und bittet den Rat, den
Bildungsbericht 2011 zur Kenntnis zu nehmen. Bei aller
durchaus berechtigten Freude über die gute Schule Ba-
selland dürfen und können wir uns nicht auf unseren Lor-
beeren ausruhen. Trotz Harmos und weiteren An-
passungszwängen müssen wir aktiv Sorge dafür tragen,

dass unser Schulsystem seinen hohen Qualitätsstandard
behalten kann. Wo Verbesserungsbedarf besteht, muss
dieser angegangen werden. Unser bisher insgesamt gutes
Schulniveau stellt gerade im Vergleich mit gewissen
Nachbarkantonen einen gewissen Standortfaktor dar.
Diese Errungenschaft dürfen wir auf keinen Fall auf dem
Altar von Harmonisierung und schweizweiten Schulrefor-
men opfern.

Die SVP-Fraktion erwartet vom Bildungsdirektor und
von den Schulverantwortlichen, dass die bestehenden
Spielräume zu Gunsten der guten Schule Baselland nicht
nur genutzt, sondern vollkommen ausgereizt werden.
Gegen eine Vereinheitlichung ist nichts einzuwenden,
wenn sie zu sinnvollen Verbesserungen führt resp. den
bisherigen Standard nicht verschlechtert. Was würde uns
eine Harmonisierung nützen, wenn sie letztlich auf Kosten
der bisherigen, anerkannten Schulqualität stattfindet?

In diesem Zusammenhang hält Georges Thüring klipp
und klar fest, dass die SVP mit guten Gründen dem be-
schlossenen Früh-Fremdsprachenkonzept immer kritisch
gegenüberstand und steht. Erste Erfahrungen in unseren
Nachbarkantonen bestätigen diese Skepsis vollumfäng-
lich. In diesem Zusammenhang erinnert Georges Thüring
an kürzlich erschienene Medienberichte zur Situation in
Bern oder im Kanton Basel-Stadt. In diesem Teilbereich
besteht offenbar dringender Handlungsbedarf. Notfalls
wird die SVP nicht davor zurückschrecken, mittels parla-
mentarischer Mittel Schlimmeres zu verhindern. Auch mit
Harmos darf das Bildungsthema für den Landrat nicht
zweitrangig sein. Vielmehr muss der Landrat auch in Zu-
kunft dieser Thematik seine erstrangige Aufmerksamkeit
schenken und er darf sich nicht davor scheuen, die Inter-
essen unseres Kantons hundertprozentig wahrzunehmen.

Die SVP warnt auch klar davor, dass unser Schulsys-
tem sich aufgrund des unumstritten vorhandenen Migra-
tionsdrucks nicht nach unten anpassen darf. Das schu-
lische Umfeld ist zwar anspruchsvoller geworden, doch
mit allfälligen Nivellierungen würden wir uns letztlich einen
Bärendienst erweisen. Unsere qualitativen Anforderungen
dürfen nicht verringert werden, im Gegenteil. Vor allem in
den technisch-mathematischen oder in den naturwissen-
schaftlichen Bereichen müssen wir uns qualitativ sogar
verbessern. Hier sind eindeutige Nachwuchsprobleme zu
verzeichnen.

Die SVP erwartet den nächsten Bildungsbericht mit
Spannung. Sie hofft, dass trotz der Harmonisierung noch
immer aussagekräftige Ergebnisse für unseren Kanton
Basel-Landschaft aus dem Bericht ersichtlich sein wer-
den. Von einem vierkantonalen Einheitsbrei, welcher mög-
licherweise unter unserem bisherigen Baselbieter Quali-
tätsniveau liegen wird, hält die SVP gar nichts.

Unter dem Vorbehalt der vorangegangenen Bemer-
kungen nimmt die SVP-Fraktion den Bildungsbericht 2011
zur Kenntnis.

Ayse Dedeoglu (SP) stellt fest, beim Bildungsbericht
2011 handle es sich um den letzten kantonalen Bildungs-
bericht, da nun die Überführung in den Bildungsraum
Nordwestschweiz stattfinde. Bereits im nächsten Jahr wird
daher der erste vierkantonale Bericht vorliegen, welcher
die Jahre 2009 bis 2012 abdecken wird. Die SP begrüsst
diese Entwicklung und zeigt sich erfreut über die Tatsa-
che, dass im Bildungsraum Nordwestschweiz zügig und
gut zusammengearbeitet wird.
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Der Bildungsbericht berichtet gemäss Bildungsgesetz
alle vier Jahre über die Qualität und den Stand der öffent-
lichen Schulen in unserem Kanton sowie über die Umset-
zung des Bildungsgesetzes. Im Bildungsbericht werden
Informationen über statische Statistiken zu allen Schuls-
tufen aufgelistet. Diese sind nicht absolut neu, aber durch-
wegs interessant. So kann dem Bericht entnommen wer-
den, dass Schülerinnen und Schüler aus 103 Ländern
unsere Schule besuchen. Entsprechend gehört die In-
tegration zum Schulalltag. Integration bedeutet auch, je-
dem Schüler und jeder Schülerin unabhängig vom sozia-
len und ethnischen Hintergrund die Möglichkeit zu gewäh-
ren, einen Beruf zu erlernen. Ebenfalls zeigt eine Statistik
die am häufigsten gewählten Berufe und die Geschlech-
terverteilung, die SchülerInnenzahl oder unterrichtende
Personen. Die grosse Sammlung an Informationen hilft,
die gute Schule Baselland noch besser zu machen.

Der Bildungsbericht stellt für den Kanton und für den
Landrat ein wichtiges Instrument dar und Ayse Dedeoglu
erachtet es als schade, dass er in Zukunft nur noch alle
vier Jahre unterbreitet werden soll. Allenfalls wäre auch
ein zweijähriger Berichtsrhythmus sinnvoll gewesen.

Sie SP-Fraktion nimmt den Bildungsbericht 2011 ein-
stimmig zur Kenntnis und stimmt den Anträgen der
Bildungs-, Kultur- und Sportkommission zu.

Michael Herrmann (FDP) erklärt, die FDP nehme den
letzten monokantonal erstellten Bildungsbericht ebenfalls
zur Kenntnis. Auch wenn er für die Schule gut ausgefallen
sei, gebe es immer Verbesserungspotential. Im pädagogi-
schen Bereich wird die Umsetzung von Harmos in den
kommenden Jahren eine grosse Herausforderung dar-
stellen, im Speziellen das Frühsprachenkonzept. Auch
beinhalten die Änderungen im Bildungssystem massive
finanzielle Auswirkungen, welche im Auge behalten wer-
den müssen. So besteht eine hohe Anzahl zu therapieren-
der Kinder. Vor zehn Jahren wurde dafür 2 % des Ge-
samtbudgets ausgegeben, 2010 bereits 5,5 %. Ein weite-
res Thema stellen die Klassengrössen oder die steigen-
den Kosten an den Hochschulen dar.

Der FDP ist es ein Anliegen, dass eine Wirkungskon-
trolle installiert (oder verbessert) wird um festzustellen,
welche Wirkung das viele in die Bildung investierte Geld
entfaltet.

Gemäss Christian Steiner (CVP) nimmt auch die
CVP/EVP-Fraktion den Bildungsbericht in zustimmendem
Sinne zur Kenntnis. Dieser bildet vor allem ab, was der
Landrat im Rahmen von Vorlagen, Gesetzesänderungen
und im Rahmen des Sparpakets beschloss. Der guten
Schule Baselland wird letztlich ein gutes Zeugnis ausge-
stellt.

Der Bildungsbericht weist auch diejenigen Bereiche
aus, in welchen Handlungsbedarf besteht. Es ist klar,
dass die Arbeit im Bereich Schulen angesichts der ans-
tehenden Reformen nicht ausgehen wird.

Jürg Wiedemann (Grüne) gibt bekannt, auch die Grüne
Fraktion nehme den Bericht zur Kenntnis und sie unter-
stütze die beiden Anträge der Bildungskommission. Er
zeigt sich überzeugt davon, dass die Schulen in einem
guten Zustand und auf gutem Wege sind. Es ist sicher
richtig, dass sich die Schulen in gewissen Bereichen ver-
bessern müssen, jedoch bittet Jürg Wiedemann die Kriti-
ker auch darum, die dazu notwendigen Ressourcen zur

Verfügung zu stellen. In den letzten zwanzig Jahren fan-
den starke gesellschaftliche Veränderungen statt. Vor
diesen Veränderungen dürfen wir uns nicht verschliessen,
das Bereitstellen der entsprechenden Mittel ist daher un-
umgänglich.

Hans Furer (glp) informiert, die BDP/glp-Fraktion stimme
dem vorliegenden Bericht zu. Als Mitglied der Bildungs-
kommission betont er, die Vertreterinnen und Vertreter der
Verwaltung, welche die einzelnen Bildungsgeschäfte je-
weils in der Kommission vertreten und präsentieren, hin-
terliessen bei ihm einen äusserst kompetenten Eindruck.

Hanspeter Weibel (SVP) bedankt sich bei Michael Herr-
mann, dessen Aussagen er sich grundsätzlich anschlies-
sen kann, und bei Jürg Wiedemann, welcher ihm die Ge-
legenheit gibt, daran zu erinnern, dass kaum ein Bereich
in den letzen Jahren bezüglich Ressourcen derart stark
anwuchs wie der Ausgabenbereich Bildung. Vielleicht
müsste man sich fragen, ob mit den stark gewachsenen
Ausgaben nicht auch versucht werden sollte, ein Resultat
zu erzielen, welches Wirkung zeigt. Hanspeter Weibel
wünschte sich zudem einen etwas selbstkritischeren Bil-
dungsbericht und er erinnert diesbezüglich an einige be-
reits genannte Stichworte. Die Kosten pro Schüler für
Spezialausbildungen, etc. nehmen zu, auch die Verkleine-
rung von Klassen führt zu Mehrkosten und davon betrof-
fen ist die Schulraumplanung. Werden in der Bildung je-
weils Reformen eingeleitet, besteht oftmals kaum eine
Chance, diese auch tatsächlich umzusetzen, bevor bereits
wieder neue Reformen angedacht werden. In diesem
Zusammenhang erinnert Hanspeter Weibel an das Früh-
französisch oder an Aussagen aus Basel-Stadt, trotz in-
tegrativen Schulungsformen könne auf Sonderklassen
nicht verzichtet werden. Derartige Themen sollten in ei-
nem Bildungsbericht selbstkritisch behandelt werden. Man
darf sich nicht einfach darauf beschränken, ständig mehr
Ressourcen zu fordern.

Erfreut zeigt sich Hanspeter Weibel über die Tatsa-
che, dass einzelne Sprecher sein bereits seit Langem
hängiges Postulat zu Herzen nahmen und darauf hinwie-
sen, dass der Bildungsbericht zustimmend zur Kenntnis
genommen werden soll. Mit einer zustimmenden Kennt-
nisnahme zeigt sich auch Hanspeter Weibel einverstan-
den.

Regierungsrat Urs Wüthrich (SP) stellt fest, mit dem Bil-
dungsbericht erfülle der Regierungsrat einen mehrfachen
Auftrag und erreiche unterschiedliche Zielsetzungen. In
erster Linie gehe es darum, den gesetzlichen Auftrag zu
erfüllen und über den Amtsbericht hinaus einen umfas-
senden Rechenschaftsbericht über den Bildungsbereich
abzuliefern. Dem Parlament und der Öffentlichkeit wird so
aufgezeigt, was mit dem bereits verschiedentlich ange-
sprochenen Ressourceneinsatz erreicht wird.

Im Rahmen der Diskussionen zum Bildungsbericht
wird die Kommissionsberatung jeweils als Chance ge-
nutzt, grundsätzliche Fragestellungen zu beraten, welche
über konkrete Einzelvorlagen hinaus gehen und in grund-
sätzlichem Sinne Themen wie Wirksamkeit und Wirt-
schaftlichkeit oder Chancengleichheit zum Inhalt haben.

Im Zusammenhang mit dem Bildungsbericht sind Re-
gierungsrat und Landrat gefordert, Schlussfolgerungen zu
formulieren. Gerne nimmt Urs Wüthrich zur Kenntnis,
dass die Kommission festhält, dass in der Zwischenzeit zu
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allen zehn Schlussfolgerungen des Regierungsrates ent-
sprechende Beschlüsse gefasst und Aufträge erteilt wur-
den.

Die Idee des Bildungsberichts, wie er im Kanton
Basel-Landschaft erarbeitet wurde, fand offensichtlich
Anklang und es herrscht die Meinung, dieses Instrument
solle auch vierkantonal zum Einsatz gebracht werden.

Urs Wüthrich nimmt aus seiner Sicht zu einigen
Aspekten und Kommentaren Stellung: Georges Thürings
Erwartung, dass unter dem Titel “Harmonisierung” keine
guten Angebote geopfert werden dürfen, wird erfüllt. Be-
stätigt wird dies angesichts der gemeinsamen Stunden-
tafel beider Basel oder angesichts des künftigen Bildungs-
angebots auf der Sekundarstufe I: Hier wird das Modell
Basel-Landschaft praktisch unverändert als gemeinsames
Modell übernommen.

Beim Fremdsprachenunterricht auf der Primarstufe
handelt es sich nicht um eine Neuerfindung, er beginnt
neu aber bereits ein Jahr früher. Dem grossen Respekt
gegenüber dieser Neuerung wurde in doppeltem Sinne
Rechnung getragen: Einerseits mit den durch den Landrat
beschlossenen Mitteln für die Vorbereitung, Schulung und
Qualifizierung der Lehrerinnen und Lehrer und anderer-
seits durch den Grundsatz, bei Neuerungen sei Sorgfalt
wichtiger als das Tempo. Aus diesem Grund wurde das
Frühfranzösisch bei uns später eingeführt als in den übri-
gen Passepartout-Kantonen. So können die bereits ge-
machten Erfahrungen ausgewertet und eine Umsetzung
mit gut qualifizierten Lehrpersonen gestartet werden. Die-
sen soll nun die Chance zugestanden werden, gute Arbeit
zu leisten. Eine erste Zwischenbilanz soll dann in einem
bis zwei Jahren gezogen werden, nicht bereits im Vorfeld.

Die Migration stellt für unsere Schulen eine grosse
Herausforderung dar. Gleichzeitig weist Urs Wüthrich aber
auch auf die Tatsache hin, dass bei Diplomfeiern (Berufs-
abschlussfeiern oder Maturitätsfeiern) die Namen derjeni-
gen Personen, welche im Rang abschlossen, nicht immer
einfach auszusprechen sind. Ein beträchtlicher Teil der
Migrationsbevölkerung wurde also auch zu wichtigen Lei-
stungsträgerinnen und Leistungsträgern in unserem
Schul- und Ausbildungssystem.

Die Diskussion der Höhe der finanziellen Mittel, wel-
che in die Hochschulen investiert werden, muss im Zu-
sammenhang mit den Leistungsaufträgen (Fachhochschu-
len, Universität) geführt werden. Gemäss Bildungsbericht
kann zur Kenntnis genommen werden, dass Basel-Land-
schaft mit einer Maturitätsquote von 19 % eine Abschluss-
quote von universitären Hochschulen von 16 % aufweist.
Ein sehr hoher Anteil von Maturandinnen und Maturanden
setzt ihren Weg an den Hochschulen also erfolgreich fort.

Eine grosse Herausforderung stellt die Sonderschu-
lung dar. Einerseits verzeichnet dieser Bereich ein starkes
Wachstum, andererseits besteht im Vergleich zur übrigen
Schweiz bei uns diesbezüglich eine überdurchschnittlich
hohe Separationsquote. Diese Entwicklungen müssen
ernst genommen werden und Urs Wüthrich weist darauf
hin, dass im Zusammenhang mit dem Konkordat Sonder-
pädagogik bei der Umsetzung der integrativen Schulung
auch für Kinder mit speziellen Förderbedürfnissen immer
klar der Grundsatz umgesetzt werden soll, dass die In-
tegration kein Dogma darstellt, sondern in jedem Fall die
für das Kind beste Lösung gesucht werden muss.

Für die Bildungsdirektion und die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter ist die positive Gesamtwürdigung ihrer Arbeit
für die Baselbieter Schulen wichtig. Sie stellt eine wichtige
Rückenstärkung der Mitarbeitenden dar, welche in einem

schwierigen Umfeld eine anspruchsvolle Arbeit leisten.
Hans Furers Lob der Kompetenz der Mitarbeitenden stellt
auch für den Vorsteher der Direktion Ansporn dar, seine
Arbeit gut zu erledigen. Im Sinne von Georges Thüring
zeigt sich Urs Wüthrich überzeugt, dass die Rückens-
tärkung auch einen Auftrag darstellt, sich nicht auf den
Lorbeeren auszuruhen.

Eintreten

://: Eintreten auf die Vorlage ist unbestritten.

Schlussabstimmung

://: Der Landrat nimmt vom Bildungsbericht 2011 Kennt-
nis, dies mit 73:0 Stimmen.
[Namenliste einsehbar im Internet; 11.20]

://: Mit 73:0 Stimmen verabschiedet der Landrat folgende
Stellungnahme zur Qualität der öffentlichen Schule
(gemäss § 89 Buchstabe c des Bildungsgesetzes):
Der Landrat beurteilt die Qualität und den Stand der
öffentlichen Schule als gut. Deren Verbesserungs-
fähigkeit ist gegeben und stellt eine dauernde Auf-
gabe für alle an der Schule Beteiligten dar.
[Namenliste einsehbar im Internet; 11.21]

Für das Protokoll:
Andrea Maurer, Landeskanzlei

*

Nr. 685

19 2011/377

Berichte des Regierungsrates vom 20. Dezember 2011

und der Bildungs-, Kultur- und Sportkommission vom

1. Juni 2012: Bericht zum Postulat 2010/076 von Chris-

tian Steiner, CVP/EVP-Fraktion: Erhöhung der Stu-

diengebühren für ausländische Studierende

Kommissionspräsident Paul Wenger (SVP) berichtet wie
folgt: Am 11. Februar 2010 reichte Landrat Christian Stei-
ner das Postulat “Erhöhung der Studiengebühren für aus-
ländische Studierende” ein. Der Vorstoss wurde vom
Landrat am 9. Februar 2011 an die Regierung überwie-
sen. Ein gleichlautendes Postulat wurde auch im Grossen
Rat der Stadt Basel überwiesen. Es verlangt, eine mögli-
che Erhöhung der Studiengebühren für ausländische Stu-
dierende zu prüfen.

Die Vorlage wurde von der Bildungs-, Kultur- und
Sportkommission an den Sitzungen vom 26. April und 10.
Mai 2012 beraten. An den Sitzungen waren Regierungsrat
Urs Wüthrich, Roland Plattner, Generalsekretär, und Frau
Anja Huovinen, Leiterin Stabsstelle Hochschulen BKSD,
für die Erläuterung des Sachverhaltes sowie zur Beant-
wortung von Fragen anwesend. Es wurden Detailfragen
gestellt und beantwortet. Folgende Punkte wurden in der
Diskussion besonders hervorgehoben:
– In den letzten 10 Jahren verdoppelte sich die Zahl der

ausländischen Studierenden nicht nur an der Univer-
sität Basel, sondern schweizweit (über 35'000 Studie-
rende). Besonders stark bei den ausländischen Stu-
dierenden ist der Anteil der Doktorierenden (ca.
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50 %). Daher müsse die Frage der Finanzierung die-
ser Studierenden gesamtschweizerisch diskutiert und
koordiniert werden. Universitätsrat und Rektorat der
Universität Basel erachten zur Zeit einen Anteil von
rund 20 % von ausländischen Studierenden als nicht
problematisch. Zudem wurde ins Feld geführt, dass
die Studiengebühren nur 3% des Gesamtbudgets der
Universität ausmachen.

– Die Kommission nimmt mit Interesse davon Kenntnis,
dass auf Bundesstufe drei parlamentarische Vorstös-
se zum gleichen Thema hängig sind.

– Ein Teil der Kommission ist der Meinung, eine Gebüh-
renerhöhung an der Universität Basel sei angezeigt
und habe keinen Einfluss auf das Aufkommen von
Studierenden. Die Nachfrage hänge mit der Qualität
einer Universität zusammen. Es wird darauf verwie-
sen, dass die Gebühren mit Fr. 1'400.– pro Jahr im
Verhältnis zu den Gesamtstudienkosten generell nied-
rig sind.
Selbstverständlich waren in der Kommission auch

gegenteilige Meinungen zu verzeichnen. Der Postulant ist
mit der Abschreibung seines Vorstosses nicht einverstan-
den und seine Meinung wird durch andere Parteien unter-
stützt. Weitere Details können dem Kommissionsbericht
und der Vorlage entnommen werden.

Eintreten auf die Vorlage war in der Bildungs-, Kultur-
und Sportkommission unbestritten. SVP, FDP, CVP/EVP
und BDP/glp sind gegen die Abschreibung des Postula-
tes. SP und Grüne befürworten die Abschreibung.

Mit 8:5 Stimmen spricht sich die Bildungs-, Kultur- und
Sportkommission für eine Nichtabschreibung des Postu-
lats 2010/076 aus und beantragt dem Landrat, entspre-
chend zu beschliessen.

Caroline Mall (SVP) erachtet Christian Steiners Postulat
als einen Schritt in die richtige Richtung, als zukunfts-
orientierte Überlegung. Eine Studiengebührenerhöhung
für ausländische Studierende bewegt seit langem eine
breite Bevölkerung und ist daher als wichtig zu bewerten.
Sämtliche Statistiken über die letzten Jahre zeigen den
enormen Zuwachs an ausländischen Studierenden auf,
dies mit steigender Tendenz. Die Infrastrukturen, die An-
zahl Lehrstühle, die Hörsäle, etc. müssen angepasst wer-
den. Es besteht keine plausible Argumentation gegen eine
moderate Anhebung der Studiengebühren für ausländi-
sche Studierende. Ein Stück Solidarität gegenüber den
Schweizer Steuerzahlenden darf auch von ausländischen
Studenten erwartet werden. Ausserdem kann eine mode-
rate Erhöhung helfen, das Wachstum für Aufwendungen
aufzufangen oder Sparmassnahmen zu mildern.

Die Vorstellung, dass ausländische Studierende unse-
re Universität aufgrund einer moderaten Gebührenanhe-
bung meiden würden, bezeichnet Caroline Mall als unbe-
gründet. Unser Ruf im Ausland ist dafür zu gut, ausser-
dem profitieren die ausländischen Studierenden von unse-
rem Dienstleistungsangebot. Ein grosses Fragezeichen
wirft auch der volkswirtschaftliche Nutzen auf. Es besteht
keine detaillierte Statistik darüber, wie viele der auslän-
dischen Studierenden nach ihrem Hochschulabschluss ihr
Gut in der Schweiz einbringen.

Der Bericht der Regierung zeigt, dass einige Kantone
den Mut hatten, in dieser Landschaft etwas zu bewegen.
Es sind dies Freiburg, Luzern, Neuenburg, St. Gallen,
Zürich und Tessin (Sonderstatus).

Drei entsprechende Vorstösse auf Bundesebene sind
hängig, und gerade daher ist es wichtig, dass Christian
Steiners Postulat nicht abgeschrieben wird.

Marc Joset (SP) spricht sich seitens der SP-Fraktion für
die Abschreibung des Postulats 2010/076 aus, da der
Regierungsrat im Sinne des Prüfens und des Berichtens
eine sehr differenzierte Auslegeordnung vorgenommen
hat. Das Thema ist damit noch nicht vom Tisch. Bei den
Studiengebühren allgemein, aber auch bei denjenigen für
AusländerInnen, ist eine Koordination auf schweizerischer
Ebene notwendig. Wünschbar wäre sogar eine Harmoni-
sierung, denn wenn jede Universität ihre Gebühren selb-
ständig erhöht oder senkt, besteht die Gefahr, dass Stu-
dierende einfach den günstigsten Standort wählen, was
nicht Kriterium für die Wahl des Studienortes sein dürfe.

Der Bericht erwähnt, dass auch eine Harmonisierung
bei den Stipendien notwendig wäre. Diese Forderung
stellt die SP schon lange.

Im Bericht der Regierung wird dargelegt, in wiefern
der Wirtschafts- und Forschungsstandort von ausländi-
schen Studierenden profitiert, vor allem von der hohen
Anzahl ausländischer Studierender auf Master- und Dok-
toratsstufe. Diese Studierenden kommen nach Basel, weil
sie ihre Studien bei einem guten Professor betreiben wol-
len. Sie erzielen gute Forschungsresultate und bewirken
so einen Mehrwert für unseren Wirtschaftsstandort.

Angetönt werden im Bericht auch mögliche Gegen-
massnahmen für Schweizer Studierende im Ausland:
Allein in Deutschland studieren 6'000 Schweizerinnen und
Schweizer. Die EU-Länder müssen untereinander ein
Gleichbehandlungsprinzip anwenden, und dieses gilt bis-
her auch für die Schweizerinnen und Schweizer. Die aktu-
elle Praxis soll nicht provoziert werden.

Das Thema Studiengebühren wurde in der Interparla-
mentarischen Kommission vor einem Jahr eingehend
behandelt, jedoch nahmen nur drei von sieben Mitgliedern
der IPK aus Basel-Landschaft an dieser Sitzung teil, was
Marc Joset als Armutszeugnis betrachtet.

Regina Vogt (FDP) verweist auf die Verdoppelung der
Anzahl ausländischer Studierender in den letzten zehn
Jahren, entsprechend sind drei Vorstösse auf eidgenössi-
scher Ebene noch hängig. Nicht einbeziehen in ihre Hal-
tung konnte die Regierung die aktuelle Sichtweise des
Rektorats der Universität Basel. Dort ist ein Rückgang um
100 deutsche Abiturienten im Hinblick auf das nächste
Semester zu verzeichnen. Wirtschaftliche Gründe und der
starke Franken tragen dazu bei, dass ein Studium in der
Schweiz weniger attraktiv wird. Dazu kommt, dass in
Baden-Württemberg die Studiengebühren abgeschafft
wurden. Anders als in Europa strebt man in Asien oder
Amerika, wo Universitäten nicht über Steuergelder finan-
ziert werden, nicht unbedingt möglichst günstige Universi-
täten an. Qualität hat ihren Preis. Niedrige Gebühren wir-
ken dort abschreckend und entsprechend hat die Uni-
versität Basel in Übersee den Ruf einer Billig-Uni von
tiefer Qualität und somit eine Negativwirkung. Demgegen-
über zeigt man sich in Europa bezüglich Gebühren extrem
sensibel.

Es ist nicht das Ziel, Gebühren im amerikanischen
Sinne anzustreben. In Bern beträgt die Jahresgebühr
1'568 Franken, ein Jahr ETH kostet 1'288 Franken und die
Universität St. Gallen liegt bei 1'800 Franken. Regina Vogt
nimmt zur Kenntnis, dass Antonio Loprieno, Rektor der
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Universität Basel, sich eine geringfügige Erhöhung der
Studiengebühren vorstellen könnte, was auch einer positi-
ven Signalwirkung ins Ausland gleich käme. Gerade für
die Graduiertenprogramme will die Universität Basel Top-
Leute aus Indien und China gewinnen.

Die FDP-Fraktion spricht sich gegen die Abschrei-
bung des Postulats 2010/076 aus, denn die Studienge-
bühren sollen angehoben werden.

Christian Steiner (CVP) stellt fest, seit der Einreichung
seines Postulats seien zweieinhalb Jahre vergangen. In
dieser Zeit haben sich die Signale, welche auf eine Erhö-
hung der Studiengebühren für AusländerInnen an den
Hochschulen hinweisen, stark verdichtet. Auch Rektor
Loprieno kann sich mittlerweile vorstellen, eine Erhöhung
für die Universität Basel ins Auge zu fassen.

Der Regierungsrat hat die Forderungen im Postulat
geprüft und empfiehlt dieses aus verschiedenen Gründen
zur Ablehnung. Er befürchtet, dass gescheite Köpfe aus
dem Ausland nicht mehr an unsere Universität kommen
und diese dann der Wirtschaft fehlen werden. Die Praxis
zeigt jedoch, dass eine Bereitschaft besteht, für eine gute
Universität auch mehr zu bezahlen.

Nachdem ein gleichlautendes Postulat im Kanton
Basel-Stadt sang- und klanglos beerdigt wurde, war auch
Christian Steiner anfänglich der Meinung, ein Stehenlas-
sen des Vorstosses in Basel-Landschaft mache keinen
Sinn. Die Signale in der Schweiz, aber auch die Behand-
lung in der Kommission, bewogen ihn jedoch dazu, von
seinem Entscheid abzukommen und gegen die beantragte
Abschreibung zu votieren. Sehr starke Signale von der
SVP, der FDP und der BDP/glp vor den Sommerferien
zielten darauf ab, gemeinsam mit der CVP/EVP eine Moti-
on einzureichen und den Regierungsrat zu verpflichten,
mit dem Regierungsrat Basel-Stadt eine Erhöhung der
Studiengebühren an der Universität Basel noch einmal
anzugehen.

Die gegen eine Erhöhung der Gebühren vorgebrach-
ten Bedenken sind durchaus berechtigt, jedoch wird das
hier diskutierte Postulat die Forderung an den Bund ver-
stärken, für ausländische Studierende mehr Geld an die
Universitätskantone zu sprechen. Christian Steiners Visi-
on hingegen geht noch weiter und er zitiert den heutigen
Rektor der Universität St. Gallen, Thomas Bieger: “Bildung
soll für einen Dienstleistungsstandort ein Exportgut sein
und zu einem adäquaten Preis verkauft werden.” Auch
wenn andere Länder dies gleich handhaben würden, wäre
dies für Christian Steiner gerechtfertigt. Gerade in Bezug
auf Deutschland ist festzuhalten, dass dreimal mehr deut-
sche Studierende in die Schweiz kommen, als umgekehrt.

Jürg Wiedemann (Grüne) informiert, der gleichlautende
Vorstoss, welcher in Basel-Stadt eingereicht wurde, sei
inzwischen abgelehnt worden. Von Gebührenerhöhungen
für ausländische Studierende wolle man dort nichts hören.
Bliebe das Postulat stehen, würde dadurch nichts erreicht,
denn Basel-Landschaft allein kann nicht handeln. Wenn
nun die Bürgerlichen mit den Mitteparteien eine Motion
einreichen wollen, so steht dem nichts im Wege. Das
Postulat aber noch stehen zu lassen, bringe nichts.

Die Grüne Fraktion spricht sich eindeutig und klar für
die Abschreibung des Postulats 2010/076 aus, denn es
soll keine Ungleichbehandlung zwischen schweizerischen
und ausländischen Studentinnen und Studenten geschaf-
fen werden. Auch unsere im Ausland studierenden Stu-

dentinnen und Studenten bezahlen nicht mehr, als die
Einheimischen. In ganz Europa existieren nur sehr wenige
Universitäten, an welchen unterschiedliche Gebühren
gelten. Eine derartige Ungleichbehandlung wäre nicht
gerechtfertigt. Jürg Wiedemann weist darauf hin, dass die
Schweiz gut ausgebildete Fachleute braucht. Sollten die
Studiengebühren heraufgesetzt werden, würde dies er-
schwert. In Baden-Württemberg wurden die Studienge-
bühren sogar abgeschafft. Eine Regulierung über das
Portemonnaie wäre falsch, ebenso läuft es Jürg Wiede-
manns Sozialempfinden zuwider, Ausländerinnen und
Ausländer anders zu behandeln als Schweizerinnen und
Schweizer.

Hans Furer (glp) spricht sich seitens der BDP/glp-Frakti-
on für das Stehenlassen des Postulats aus. Es wird argu-
mentiert, dass jede Person studieren können soll und
daher keine finanziellen Hindernisse aufgebaut werden
dürfen. Aus diesem Grund erachtet es Hans Furer als
wichtig, dass die Studiengebühren und das Stipendienwe-
sen korrespondieren. Andererseits machen die Studien-
gebühren nur einen kleinen Anteil am Budget der Uni-
versität aus. Für die Studierenden stellen sie jedoch ein
wichtiges Zeichen dar. Sie sollen wissen, dass eine Uni-
versität sehr viel kostet. Gezeigt werden kann dies, indem
die Studiengebühren miteinander vergleichbar sind. Hans
Furer will das hier diskutierte Postulat nicht stehen lassen,
um AusländerInnen zu diskriminieren, jedoch gilt es zu
beachten, dass SchweizerInnen das gesamte Steuersub-
strat für die Universitäten aufbringen. In St. Gallen, an der
ETH und auch an der Universität Zürich bestehen Ten-
denzen, die Gebühren für AusländerInnen zu erhöhen.
Auch der Rektor der Universität Basel überlegt sich dies.
Mit einem Stehenlassen des Postulats steigt die Wahr-
scheinlichkeit, dass diesbezüglich tatsächlich Veränderun-
gen eintreten werden.

Michael Herrmann (FDP) will an dieser Stelle auf ein-
zelne Argumente seiner Vorredner eingehen. Eine mode-
rate Erhöhung der Studiengebühren für AusländerInnen
wird das System nicht zum Zusammenbrechen bringen.
Eine grosse Anzahl von Hochschulen verfügt bereits über
abgestufte Tarife und betreffend Ungleichbehandlung gilt
es hervorzuheben, dass die Schweizer Steuerzahler viel
in die Finanzierung der Hochschulen investieren und es
daher gerechtfertigt wäre, von ausländischen Studieren-
den mehr zu verlangen.

Bei abgestuften Tarifen könnte es wohl vorkommen,
dass Studierende diejenige Universität aussuchen, an
welcher sie am billigsten studieren. Bei harmonisierten
Studiengebühren könnte ein Auswahlkriterium aber lau-
ten: Wo komme ich am einfachsten zu einem Studien-
abschluss? Auch dies könnte ein Fehlanreiz sein. Der-
artige Fehlanreize sollten möglichst verhindert werden,
dies mit Hilfe des Wettbewerbs. Universitäten sollten Frei-
räume erhalten, um sich zu spezialisieren.

Immer wieder wird argumentiert, die Bildung stelle
unser höchstes Gut dar. Für dieses wertvolle Gut dürfe
man aber auch etwas verlangen. Der FDP-Fraktion ist es
wichtig, dass das Thema der Studiengebühren weiter
diskutiert wird, weshalb Christian Steiners Postulat nicht
abgeschrieben werden soll.
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Oskar Kämpfer (SVP) erachtet es als interessant, dass
Gleichberechtigung und Gleichbehandlung der Studieren-
den an unseren Universitäten verlangt wird. Gleich be-
handelt werden sie nie, denn ausländische Studierende
kommen aus einem anderen Kulturraum mit einer Wäh-
rung, welche über eine andere Kaufkraft verfügt. Die Kauf-
kraftbewertung wird im Zusammenhang mit den Studien-
gebühren nie berücksichtigt. Eine moderate Erhöhung,
wie sie in St. Gallen diskutiert wird (von 1'200 auf 2'400
Franken) bedeutet für den einzelnen Studierenden nur ein
Bier mehr oder weniger pro Tag. Diese Beträge fallen je
nach dem ursprünglichen Kulturkreis nicht ins Gewicht,
jedoch können die Universitäten qualitativ besser wach-
sen, wenn nicht mehr jedermann kommen kann. Das Pos-
tulat soll stehen gelassen werden. Es handelt sich dabei
nicht um einen Papiertiger, denn es wird Druck ausüben
und dazu führen, dass die Studiengebühren gerechter
finanziert werden. Viele Schweizer Studenten, welche sich
auf Berufsebene weiterbilden, müssen ihre Studien voll-
ständig selbst bezahlen.

Marc Bürgi (BDP) fügt dem hinzu, für die BDP/glp sei es
wichtig, dass eine qualitativ hochwertige Bildung ihren
Preis hat. Wenn ausländische Studierende in die Schweiz
kommen, tun sie dies aufgrund des guten Rufes einer
Universität. Würden sie dies wegen des Preises tun, so
gäbe es beispielsweise auch keine guten Schweizer Stu-
dierende, welche zu einem hohen Preis an der Universität
Harvard studieren. Wir wollen in der Schweiz ausländi-
sche Studierende, jedoch nur die besten! Für eine hoch-
stehende Ausbildung müsse man bereit sein, den ent-
sprechenden Preis zu bezahlen. Auf der Stufe der Fach-
hochschule funktioniert dies bereits seit Jahren. Die Fach-
hochschule Nordwestschweiz verlangt Semestergebühren
von 700 Franken für SchweizerInnen und EU-BürgerIn-
nen. Für Studierende mit Wohnsitz in einem anderen
Staat betragen die Gebühren seit 2007/2008 5'000 Fran-
ken. Dank der Qualität der Fachhochschule Nordwest-
schweiz im Bereich Technik blieben die ausländischen
Studierenden trotz diesem Preiunterschied nicht aus.
Marc Bürgi zeigt sich überzeugt, dass auch die Universität
Basel keinen Rückgang an Studierenden zu verzeichnen
hätte, wenn die Gebühren erhöht würden.

Hannes Schweizer (SP) betont, das hier diskutierte Pos-
tulat verlange eine Prüfung der Vor- und Nachteile einer
Erhöhung der Studiengebühren für ausländische Studie-
rende. Die Regierung habe in ihrem Bericht verschiedene
Fakten festgehalten. Wird die Regierung damit beauftragt,
zu prüfen und zu berichten, so müsse nicht darüber disku-
tiert werden, was eine allfällige Umsetzung der Forderun-
gen bedeuten würde, denn dies entspreche nicht dem
eigentlichen Auftrag. Hannes Schweizer sieht keinen Sinn
darin, ein Postulat nicht abzuschreiben, denn dieses blie-
be einfach in einer Schublade liegen. Auf einen derart
unnützen Verwaltungsaufwand sollte man wirklich verzich-
ten. Wird tatsächlich eine Gebührenerhöhung gewünscht,
wäre ein separater Vorstoss notwendig. Ein stures Fest-
halten am Postulat bringt nicht. Auch in der Politik kann es
sinnvoll sein, den gesunden Menschenverstand walten zu
lassen.

Martin Rüegg (SP) kann seinem Kollegen formell natür-
lich zustimmen, jedoch können Politiker mit ihren Emotio-
nen Formales und Inhaltliches nicht immer gut auseinan-

der halten. Die heutige Debatte zeigt, dass es sich bei den
Studiengebühren um ein emotionales Thema handelt.
Wenn die Gegenseite der Meinung ist, ein grösseres
Portemonnaie habe auch einen grösseren IQ zur Folge,
so kann Martin Rüegg dem nicht beipflichten. Die Qualität
soll bestimmen, nicht das Portemonnaie. Sowohl aus
formalen wie auch aus inhaltlichen Gründen soll das aktu-
elle Postulat abgeschrieben werden.

Christian Steiner (CVP) erachtet es nicht als grossen
Aufwand für die Verwaltung, sein Postulat pendent zu
halten und der bereits angekündigten Motion dann an-
zuhängen. Das Stehenlassen stellt ein wichtiges Zeichen
nach aussen dar.

Michael Herrmann (FDP) erachtet Hannes Schweizers
Votum als ausgezeichnet und betont, die FDP-Fraktion sei
lernbereit. Sie erklärt sich daher einverstanden, das Pos-
tulat abzuschreiben, dies entgegen der Abstimmung in der
Kommission. Sie wird sich jedoch für einen erneuten Vor-
stoss betreffend Studiengebühren stark machen.

Regierungsrat Urs Wüthrich (SP) stellt fest, nach Hannes
Schweizers Appell könne sein aktuelles Votum bereits als
Stellungnahme zur Motion betrachtet werden, welche
eingereicht werde. Die Diskussion müsse unter folgenden
Gesichtspunkten geführt werden: Die Schweiz ist das
wettbewerbstärkste Land und gleichzeitig auch sehr klein.
Je kleiner ein Land ist, desto dringender notwendig ist es,
das Bildungspotential auszuschöpfen, um wettbewerbs-
stark zu bleiben. Heute müssen 48 % der höher qualifi-
zierten Fachkräfte aus dem Ausland rekrutiert werden. In
der Leitindustrie unserer Region stammen 70 % der Men-
schen, welche in der Forschung engagiert sind, ebenfalls
aus dem Ausland. Offensichtlich sind wir dringend darauf
angewiesen, “Brain” zu importieren, um später Medika-
mente zu exportieren.

Bei einer künftigen Diskussion zum Thema Studien-
gebühren muss dem Aspekt der Koordination grosse Be-
achtung geschenkt werden. Nachdem in Baden-Württem-
berg die Studiengebühren abgeschafft wurden, erleben
wir nun einen klaren Rückgang von Studierenden aus
Deutschland an unserer Universität. Die Gebühren wirken
trotz allem ein Stück weit lenkend. Bei Studierenden aus
dem Ausland ist zudem zu beachten, dass aus Qualitäts-
gründen nur Personen hier studieren dürfen, welche in
ihrem Herkunftsland Anspruch auf einen Studienplatz
haben.

Vor Aussagen, was nichts koste, sei nichts wert,
warnt Urs Wüthrich. Auch nach Einschätzungen kompe-
tenter Rating Agenturen ist die ETH nicht die schlechteste
Hochschule der Schweiz, auch wenn sie am billigsten ist.
Den öffentlich verkündeten Vorwurf von Regina Vogt, die
Universität Basel habe in den USA einen schlechten Ruf,
empfiehlt Urs Wüthrich, in aller Form zurück zu nehmen
oder ansonsten zu belegen. Immerhin konnte der aktuelle
Rektor der Universität Basel in Los Angeles rekrutiert
werden.

Ausser dass der Auftrag weiter gelagert würde, hätte
es keine praktische Bedeutung, das Postulat stehen zu
lassen. Dem diesbezüglichen Entscheid des Landrates
blickt Urs Wüthrich daher gelassen entgegen.
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://: Mit 37:40 Stimmen bei 20 Enthaltungen lehnt der
Landrat den Antrag der Bildungs-, Kultur- und Sport-
kommission ab, das Postulat 2010/076 nicht abzu-
schreiben. Das Postulat 2010/076 ist damit abge-
schrieben.
[Namenliste einsehbar im Internet; 11.59]

Für das Protokoll:
Andrea Maurer, Landeskanzlei

*

Nr. 686

Frage der Dringlichkeit:

2012/234

Dringliche Interpellation der CVP/EVP-Fraktion vom

6. September 2012: Simulation Kanton Basel

://: Der Dringlichkeit wird stillschweigend stattgegeben.

2012/235

Dringliche Interpellation von Marie-Therese Müller,

BDP/glp-Fraktion, vom 6. September 2012: Simulation

einer Fusion

://: Der Dringlichkeit wird stillschweigend stattgegeben.

2012/236

Dringliche Motion von Georges Thüring, SVP Fraktion,

vom 6. September 2012: Keine Fusion ohne die Zu-

stimmung der Bezirke!

Regierungsrat Isaac Reber (Grüne) begründet die Ableh-
nung der Dringlichkeit dieser Motion durch die Regierung.
Würden die Anliegen der Motion umgesetzt, würde auf
kantonaler Ebene eine Art Ständemodell eingeführt. Ein
derart tiefgreifender Eingriff in unsere Verfassung sollte
nach Ansicht der Regierung keinesfalls unvorbereitet dis-
kutiert werden. Der Sache selbst würde dies nicht gerecht
und daher lehnt die Regierung die Dringlichkeit ab.

Georges Thüring (SVP) verweist auf die Abstimmung, als
das Laufental zum Kanton Basel-Landschaft kam. Analy-
siert man diese genau, hat man keine Probleme, dem
Anliegen der Motion zu folgen. Der Text seiner Motion
enthält sämtliche Begründungen und informiert, weshalb
die Dringlichkeit gegeben ist. Die Unterschriftensamm-
lungen für die Kantonsfusionsinitiativen sind am Laufen
und diese werden vermutlich noch vor Ende des Jahres
eingereicht. Die von seiner Motion verlangte Verfassungs-
änderung macht nur dann Sinn, wenn sie vor der Abstim-
mung über die Kantonsfusionsinitiativen in Kraft ist. Die
Fusionsabstimmung würde dann den geforderten, neuen
Regelungen unterliegen. Würde seine Motion erst in ei-
nem halben Jahr oder noch später traktandiert, könnte sie
nicht mehr umgesetzt werden. Daher bittet Georges Thü-
ring den Landrat darum, der Dringlichkeit stattzugeben.

Kathrin Schweizer (SP) lehnt die Dringlichkeit im Namen
der SP-Fraktion ab. Die Fusionsinitiative war schon seit
langer Zeit angekündigt und man hätte daher auch schon
lange darauf reagieren können. Es wäre ausserdem nicht
korrekt, aus Angst vor einer anstehenden Initiative zu
versuchen, die Verfassung zu ändern.

Philipp Schoch (Grüne) erklärt, auch die Grüne Fraktion
lehne die Dringlichkeit ab. Heute Nachmittag kann nicht
auf die Schnelle der ganze Kanton Basel-Landschaft neu
erfunden werden.

Felix Keller (CVP) informiert, die CVP/EVP-Fraktion aner-
kenne die gute Idee, welche in der Motion unterbreitet
wird, jedoch wäre es falsch, nun in Panik zu verfallen. Die
Motion erachtet sie daher als nicht dringlich.

Marc Bürgi (BDP) lehnt die Dringlichkeit der Motion sei-
tens der BDP/glp-Fraktion ab. Er unterstützt sämtliche
vorangegangenen Voten.

Dominik Straumann (SVP) muss die Meinung der SVP-
Fraktion nicht wiederholen. Er hofft, dass die Ratskonfe-
renz die Motion möglichst bald traktandieren werde, da die
Motion aufgrund der heutigen Voten wohl nicht als dring-
lich überwiesen werde.

Rolf Richterich (FDP) erachtet es als falsch, wegen den
Fusionsinitiativen in Panik zu verfallen. Auch wäre es
falsch, wenn diese an einem Ständemehr scheitern wür-
de. Die FDP-Fraktion lehnt die Dringlichkeit der Motion ab.

://: Mit 20:54 Stimmen wird der Dringlichkeit der Motion
2012/236 nicht stattgegeben.
[Namenliste einsehbar im Internet; 12.05]

Für das Protokoll:
Andrea Maurer, Landeskanzlei

*

Ende der Vormittagssitzung: 12.05 Uhr

Nr. 687

Mitteilungen

Landratspräsident Jürg Degen (SP) begrüsst alle Anwe-
senden zur Nachmittagssitzung.

– FC Landrat

Der Landratspräsident gratuliert dem FC Landrat für sein
gutes Abschneiden an der Schweizermeisterschaft im
Parlamentarier-Fussball in Freiburg. Der FC Landrat hat
sich dort, wie es in der Medienmitteilung heisst, «im na-
tionalen Mittelfeld etabliert». Die Spiele waren auch für die
Fans sehr spannend. Gleich im ersten Spiel gabs mit
einem 1:1-Unentschieden gegen den letzt- und diesjäh-
rigen Turniersieger Tessin einen richtigen Paukenschlag.
Im Lauf des Turniers hat der FC Landrat zwar etwas ab-
gebaut, aber am Schluss erreichte er einen hervorragen-
den zwölften Schlussrang. Gemessen an den letzten Jah-
ren mit einem 17. und einem 14. Platz ist das eine Steige-

http://www.baselland.ch/2012-08-27.317104.0.html
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rung, aufgrund derer man davon ausgehen kann, dass der
FC Landrat das Turnier voraussichtlich im Jahr 2022 ge-
winnen wird. [Heiterkeit]

Viel Erfolg der Mannschaft auch in diesem Amtsjahr
beim Training und den diversen Ernstkämpfen! Allen Tur-
nierteilnehmern – Spieler(inne)n wie Fans – sei herzlich
gedankt; sie wurden hervorragend betreut und konnten
zwei gemütliche Tage miteinander verbringen. [Applaus]

– Antrittsrede

Landratspräsident Jürg Degen (SP) wurde am Mittag
verschiedentlich darauf angesprochen, dass er am Vor-
mittag keine Antrittsrede gehalten hat. Er war am Morgen
so nervös, dass er einfach nur schnellstmöglich die Trak-
tandenliste in Angriff nehmen wollte. [Heiterkeit] 

In Rücksprache mit dem Landschreiber hat er die
Rede nun auf den Nachmittag verschoben und bittet um
Verständnis für dieses etwas ungewöhnliche Vorgehen.

«Sehr geehrte Damen und Herren
Anscheinend ist es üblich und Tradition, dass der

neue Landratspräsident, bevor er überhaupt richtig die
erste Sitzung leiten kann, drei öffentliche Reden halten
muss:
– eine erste Dankesrede kurz nach der Wahl hier im

Saal;
– eine erste, etwas programmatischere Rede anlässlich

des Fests an seinem Wohnort;
– und die sogenannte Antrittsrede zu Beginn der ersten

Landratssitzung im September.
Als ich die Antrittsrede der neun Präsidentinnen und

Präsidenten, die ich selber schon als Landrat erlebt hatte,
durchgelesen hatte, kamen mir Zweifel, ob ich nach den
beiden Reden, die ich bereits gehalten habe, nun noch
etwas substantiell Neues würde sagen können. So habe
ich mich entschlossen, aus den neun Reden je eine wich-
tige Passage herauszugreifen. Einige von Ihnen haben
alle diese Reden schon einmal gehört, ich werde aber
nicht nachfragen, wie viel Sie davon noch wissen. [Heiter-
keit]

Alle diese Reden sind auf ihre Art bemerkenswert und
haben es verdient, dass man ihnen auch ein zweites Mal
zuhört – passend zum Thema ‘Zuhören’ in der heutigen
Andacht in der Stadtkirche Liestal:

H a n s p e t e r   R y s e r (2003)
‘Es gibt Leute, die den Kanton gerne mit einem Unter-

nehmen gleichsetzen würden. Man stelle sich aber, um
mit einem Beispiel zu reden, vor, den Chefsessel eines
Unternehmens inne zu haben, in dem sich die Hauptsorge
darum dreht, wie am Ende des Jahres die Löhne bezahlt
sowie die Amortisation und die Zinsen geleistet werden
können. Bei einer solchen Ausgangslage würde wohl
auch Ihnen die Lust auf Innovation verloren gehen.
Schauen wir die heutigen Staatsfinanzen an, die ein Loch
von 45 Millionen Franken aufweisen, dann stellen wir fest,
dass wir uns zurzeit in dieser Lage befinden.’

D a n i e l a  S c h n e e b e r g e r  (2004)
‘Wichtig scheint mir eine einfache und allgemein ver-

ständliche Sprache zu sein. Wir Politiker müssen verstan-
den werden. Dabei sind die Medien ein wichtiges Instru-
ment. Für die Vermittlung von zum Teil sehr komplexen
Geschäften spielen sie eine ganz wichtige Rolle. Für ihre

objektive und sachlich richtige Berichterstattung danke ich
ihnen schon heute ganz herzlich. Natürlich freuen wir uns
persönlich auch über positive und nette Berichte.’

E r i c  N u s s b a u m e r  (2005)
‘Gerade darum aber ist es wichtig, dass wir nicht nur

auf jene hören, die uns wöchentlich mit Standpunkten,
Positionspapieren und Lobbybriefen meist eindrucksvoll,
vierfarbig und nachdrücklich ihre Interessen darlegen und
im Zweifel auch Proteste und geschickte Kampagnen
organisieren können, sondern dass wir bei unseren Ent-
scheidungen vor allem auch an jene denken, die dies
alles noch nicht oder nicht mehr können, nämlich an unse-
re Kinder und Jugendlichen, unsere Alten, kranke Men-
schen und Menschen mit einer Behinderung. Ich wünsche
mir und uns als Politiker darum in dieser lauten und leider
auch unbarmherzigen Welt die Sensibilität, die notwendig
ist, um auch die ganz leisen Stimmen in unserem Kanton
noch hören zu können.’

E l i s a b e t h  S c h n e i d e r  (2006)
‘Zur Freiheit kommt uns Baselbietern wohl schnell

einmal die Kantonstrennung im Jahr 1833 in den Sinn. Die
Trennung, welche es der damaligen Bevölkerung möglich
gemacht hat, ihre Vorstellungen und Ziele ganz frei und
unabhängig zu leben. Die Trennung, welche heute eine
Chance ist, die Aufgaben unbelastet und gleichberechtigt
wahrzunehmen. Ich wünsche mir, dass jeder Landrat und
jede Landrätin von der gleichen Freiheit Gebrauch macht,
sich frei fühlt und auch einmal Courage hat, über Partei-
grenzen hinweg und ohne Blick auf die Medienbank zu
politisieren oder zu entscheiden.’

E s t h e r  M a a g  (2007)
‘Lebendig wird eine Debatte auch durch mehr sponta-

ne Rede und Gegenrede. Schreiben Sie nicht alles auf!
Sie wissen doch, wovon Sie sprechen wollen. Hören Sie
Ihren Vorrednern zu und nehmen Sie Bezug! Das erhöht
nicht nur die eigene Aufmerksamkeit, sondern auch jene
Ihrer Zuhörerinnen und Zuhörer – und auch jene der Jour-
nalisten. Das braucht zwar etwas Mut und auch Training,
doch fürchten Sie sich nicht vor Versprechern, solche
werden Ihnen erstaunlicherweise immer verziehen – erst
recht, wenn man sich dafür charmant entschuldigt. Nicht
geschliffene Perfektion macht Sie sympathisch, sondern
das lebendige Engagement.’

P e t e r  H o l i n g e r  (2008)
‘Ich hoffe, dass der Kanton weiterhin gute Schulen

hat. Bildung ist – neben Salz, Stein und Kies – unser ein-
ziger Rohstoff! In diesem Zusammenhang ist mir wichtig,
dass eine gleichwertige Finanzierung der akademischen
und der beruflichen Aus- und Weiterbildung angestrebt
wird. Ich hoffe auch, dass die Gesundheitsversorgung, die
Spitäler, die Verwaltung, der ÖV und der IV à jour sind
und dass unser Kanton landschaftlich schön bleibt.’

H a n s p e t e r  F r e y  (2009)
‘Schliesslich habe ich noch einen Wunsch zum Rats-

betrieb: Ich meine, wir sollten uns selbst die Leitplanken
setzen in Bezug auf die Anwesenheit im Saal, einander
zuhören und uns mit klaren, kurzen Voten äussern. Der
Ratsbetrieb kann damit gestrafft werden und das Ziel, die
anstehenden Geschäfte sowie die Traktandenliste ab-
zuarbeiten, erreicht werden. Denken Sie daran: Wir ste-
hen alle im Schaufenster. Damit möchte ich einen Brü-
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ckenschlag zum Anfang meiner Rede vornehmen: Die
Gemeinsamkeiten, das Gleiche und nicht das Trennende
ist zu betonen.’

B e a  F u c h s  (2010)
‘Ich habe mir vorgenommen, als Landratspräsidentin

das Parlament gut zu führen, sowohl administrativ als
auch im Bezug auf die Stimmung und das Klima im Land-
ratssaal. Damit dies möglich wird, tun wir gut daran, unse-
re eigene Wahrnehmung und diejenige der Bevölkerung
miteinander zu kombinieren. Wir sollten den Blick auf das
Wesentliche wenden. Nicht jede Idee muss sofort in ei-
nem Vorstoss oder Votum enden. Die hohen Erwartungen
an uns alle sollen uns dazu auffordern, ihnen gerecht zu
werden. Das Vertrauen in die Politikerinnen und Politiker
ist eine wesentliche Grundlage unserer Demokratie. Mit
unserem Engagement im Landrat können wir zu einem
guten Vertrauen in die Politik beitragen und somit dem
immer wieder heraufbeschworene Bild einer Classe politi-
que etwas entgegenstellen.’

U r s  H e s s  (2011)
‘Euch, liebe Landrätinnen und Landräte, unterstelle

ich, dass Ihr alle das Beste für das Baselbiet und unsere
Bevölkerung anstreben wollt. Jedes Mitglied bringt durch
seine persönliche Geschichte – dadurch, wie es aufge-
wachsen ist, in welchem Umfeld es sich bewegt und mit
was für Menschen es zusammenlebt – eine andere Vor-
stellung von diesem 'Besten' mit. Das gilt es miteinander
fair auszutarieren. Unsere Demokratie ist vergleichbar mit
einem Getriebe: Viele Zahnrädchen müssen aufeinander
abgestimmt sein, sonst klemmt's. Jeder soll sein Zahnräd-
chen einbringen können. Ich erwarte aber, dass alle bereit
sind, an ihrem Rädchen zu feilen und zu schleifen, bis das
Getriebe funktioniert.’

Dem allem habe ich selber nichts mehr beizufügen.
Aber ich, dem die Sprache sehr wichtig ist, werde als
Neuerung in diesem Jahr jede Sitzung mit einem Gedan-
ken in Baselbieter Mundart von einem Schriftsteller oder
einer Schriftstellerin eröffnen. Ich beginne heute mit Hele-
ne Bossert aus meinem Heimatort Sissach:

Gygampfe...
Äinisch obe, äinisch unde,
äinisch ghätschlet, einisch gschunde,
das im Grosse wie im Chlyne.
Äinisch lache, äinisch gryne.
So isch s Läbe – uufe, abe...» [Applaus]

Für das Protokoll:
Alex Klee-Bölckow, Landeskanzlei

*

Nr. 688

48 2012/234

Interpellation der CVP/EVP-Fraktion vom 6. September

2012: Simulation Kanton Basel

49 2012/235

Interpellation von Marie-Therese Müller vom 6. Sep-

tember 2012: Simulation einer Fusion

Regierungsrat Isaac Reber (Grüne) beantwortet die fol-
genden Fragen aus beiden Interpellationen. Vorab be-
merkt er, wegen des starken inhaltlichen Zusammenhangs
mit den inzwischen lancierten Volksinitiativen habe der
Regierungsrat das Dossier «Simulation» der für Volks-
initiativen zuständigen Sicherheitsdirektion übertragen.

Isaac Reber hat seinerzeit den Simulations-Vorstoss
mit unterschrieben, aber nun ist es ihm wichtig klarzustel-
len, dass heute alle fünf Regierungsmitglieder persönlich
und vollständig davon überzeugt sind, dass das zusam-
men mit Basel-Stadt festgelegte Vorgehen richtig sei.

An ihrer gemeinsamen Klausur vom 19./20. August
haben die Kantonsregierungen von Basel-Stadt und Ba-
sel-Landschaft Gespräche zum Thema einer allfälligen
Fusion und einer Simulation geführt. Sie haben ihren Wil-
len bekräftigt, im Rahmen eines koordinierten Prozesses
die Behandlung der lancierten Initiativen zügig voranzu-
treiben. Betreffend der parlamentarischen Vorstösse in
beiden Kantonen zu einer Simulation eines Kantons Basel
haben die beiden Regierungen vor dem Hintergrund der
Initiativen beschlossen, die Simulation nach einer allfäl-
ligen Annahme der Initiativen im Rahmen der Vorberei-
tung und Erarbeitung der neuen Verfassung durchzufüh-
ren.

Der Regierungsrat ist überzeugt, dass die Durchfüh-
rung einer Simulation vor der Abstimmung über die Fu-
sionsinitiativen nicht sinnvoll wäre. Aus der Simulation
müsste unter anderem hervorgehen, welche wirtschaftli-
chen und finanziellen Vor- und Nachteile ein gemeinsa-
mer Kanton Basel gegenüber dem Status quo hätte, wel-
che Auswirkungen die Kantonsfusion auf die Bevölkerung
hätte und welche Kosten eine Kantonsfusion verursachen
würde. Damit die Simulation diese Antworten liefern könn-
te, müssten bestimmte Eckwerte zum fusionierten Kanton
feststehen: Wichtig ist zum Beispiel zu wissen, welche
Aufgaben und welche Stellung die Gemeinden haben
werden, wie der Finanzausgleich gestaltet wird, welche
Aufgaben der neue Kanton im Vergleich zu heute wahr-
nehmen wird, wie die neue Kantonsverwaltung strukturiert
sein wird und selbstverständlich auch welche Steuern der
fusionierte Kanton erheben würde. Zu all diesen Fragen
gibt es unzählige Varianten, und eine Festlegung durch
die beiden Regierungen wäre völlig willkürlich; ein legiti-
miertes Ergebnis einer Fusions-Simulation ist daher aus-
geschlossen. Ohne diese Eckdaten müsste die Simulation
mit vielen unbekannten Faktoren durchgeführt werden und
entsprechend anfechtbar und bestritten wären dann auch
ihre Resultate – und zwar zurecht, denn es gäbe viele
andere, ebenfalls mögliche Ergebnisse.

Die lancierten Fusionsinitiativen verlangen, dass zur
Ausarbeitung einer Verfassung für einen fusionierten Kan-
ton ein Verfassungsrat eingesetzt wird. Kommen die In-
itiativen zustande und werden sie in den beiden Volks-
abstimmungen auch angenommen, so ist ein Verfas-
sungsrat zu wählen. Es ist dann seine Aufgabe, die Eck-
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daten des neuen Kantons in der Kantonsverfassung zu
definieren. Erst dann würde die Simulation eines Kantons
Basel wirklich Sinn machen, weil die Rahmenbedingun-
gen für einen allfälligen fusionierten Kanton definiert sind.
Unter diesen Voraussetzungen könnte die Simulation
effektiv auch zu zuverlässigen Ergebnissen mit Aussage-
kraft führen.

Bei den zu erwartenden Volksabstimmungen über die
Fusionsinitiativen werden die Stimmberechtigten nicht zu
entscheiden haben, ob sie eine Kantonsfusion wollen oder
nicht. Sie entscheiden ausschliesslich, ob die beiden Kan-
tone auf die Idee einer Fusion eintreten sollen und ob zu
diesem Zweck eine gemeinsame Kantonsverfassung aus-
zuarbeiten sei. Das ist eine grundsätzliche, staatspoliti-
sche Fragestellung. Damit die Stimmberechtigten der
beiden Kantone diese Frage beantworten können, braucht
es noch keine Simulation. Eine Simulation zum heutigen
Zeitpunkt könnte nicht als Entscheidhilfe für die Abstim-
mungen über die Fusionsinitiativen dienen, weil die ihr
zugrundeliegenden Annahmen nicht konsolidiert wären
und weil die Regierungen nicht legitimiert wären festzule-
gen, wie ein fusionierter Kanton aussehen solle.

– zur Interpellation 2012/234

Am 27. Januar 2011 – also vor mehr als 1½ Jahren –
wurde das am 14. Januar 2010 eingereichte Postulat
2010/016 «Simulation Kanton Basel» vom Landrat an die
Regierung überwiesen. Mit dem Postulat wurde der Re-
gierungsrat beauftragt, gemeinsam mit dem Regierungsrat
des Kantons Basel-Stadt im Sinne eines Zukunftsmodells
das Szenario eines gemeinsamen Kantons Basel zu simu-
lieren und dem Landrat darüber zu berichten.

Die Zielsetzung des Vorstosses ist dabei, die Politik-
option der «Fusion Basel» neutral und möglichst bürger-
nah zu simulieren, d.h. darzustellen, fassbar zu machen
und sachliche Vor- und Nachteile aufzuzeigen. Im Ein-
zelnen sind u.a. die folgenden Fragen definiert worden:
– Welche langfristigen wirtschaftlichen und finanziellen

Vor- und Nachteile hätte ein gemeinsamer Kanton
Basel gegenüber dem Status Quo?

– Inwiefern würde sich die Stellung der Region Basel im
schweizerischen und internationalen politischen, wirt-
schaftlichen und kulturellen Umfeld durch eine Kan-
tonsfusion verändern?

– Welche Kosten würde eine Kantonsfusion kurzfristig
verursachen?

– Welche Auswirkungen hätte eine Kantonsfusion für
die Einwohnerinnen und Einwohner?
Eine derartige Simulation bietet die Chance, die nun

emotional geführte Diskussion über die lancierten Fu-
sionsinitiativen in den beiden Basler Kantonen zu ver-
sachlichen und zu veranschaulichen. Von der Bevölke-
rung werden diese Fakten zur Meinungsbildung für die
Initiativen «Fusion Basel» erwartet.

Wie nun aber einer kurzen Medienmitteilung vom 20.
August 2012 zu entnehmen ist, haben die beiden Regie-
rungen auf Vorschlag des Kantons Basel-Landschaft be-
schlossen, die Simulation erst nach einer allfälligen An-
nahme der Fusionsinitiativen durchzuführen. Die CVP ist
über diese Verzögerungstaktik sehr ungehalten und findet
dieses Vorgehen höchst fragwürdig. Es ist schlicht unver-
ständlich, warum man die Simulation eines Kantons Basel
erst nach der Fusionsabstimmung durchführen soll. Sollte
dereinst die Fusionsinitiative angenommen werden, ist
eine Simulation nicht mehr gleich sinnvoll, denn dann ist

die Umsetzung direkt an die Hand zu nehmen. Die CVP
fordert die unverzügliche Umsetzung des Postulates, und
wir erwarten, dass dieser unsägliche Vorentscheid bei der
nächsten gemeinsamen Sitzung der beiden Regierungen
korrigiert wird.

An der Landratssitzung vom 14. Juni 2012 wurden
anlässlich der Fragestunde positive Zeichen für einen
Aktivismus ausgesendet. Bereits soll auch ein Bericht
vorliegen. Der regierungsrätliche Entscheid einer Sistie-
rung kommt daher ziemlich überraschend und stellt einige
Fragen in den Raum.

Frage 1
Was für Zielsetzungen definiert der Regierungsrat mit der
Simulation Kanton Basel, wenn diese erst nach einer all-
fälligen Annahme der Fusionsinitiativen angegangen wird
und dann sowieso eine Verfassung ausgearbeitet werden
muss?

Antwort
Erst in allfälligen Volksabstimmungen über die vom

Verfassungsrat beider Basel ausgearbeitete Kantons-
verfassung würden die Stimmberechtigten der beiden
Kantone über die Kantonsfusion entscheiden; bis dahin
dürften zehn Jahre verstreichen. Dann müssten die Vor-
und Nachteile der Fusion im Vergleich zur heutigen Lö-
sung dargestellt und gewichtet werden. Mit den Erkennt-
nissen aus der Simulation soll ermöglicht werden, die
Bevölkerung und speziell die Stimmberechtigten möglichst
optimal, umfassend und präzis über die Auswirkungen
einer Kantonsfusion zu informieren und ihnen somit eine
Entscheidhilfe zu bieten.

Frage 2
Was für einen Auftrag hatte die paritätisch zusammenge-
setzte Arbeitsgruppe und was beinhaltet der Bericht, der
anfangs März 2012 fertig gestellt wurde? (siehe Antworten
auf Fragen 1 und 3 von Peter H. Müller, 14. Juni 2012)

Antwort
Der Lenkungsausschuss Partnerschaftsverhandlun-

gen hat die Arbeitsgruppe am 5. September 2011 beauf-
tragt, einen Vorgehensplan inklusive Anamnese und die
Beantwortung der Postulate auszuarbeiten. Die Arbeits-
gruppe hatte auch den Auftrag, Kontakt aufzunehmen mit
Organisationen, welche eine Simulation durchführen kön-
nen, und entsprechende Kostenschätzungen einzuholen.
Alle angefragten Organisation sagten übrigens, dass sie
ohne verlässliche Eckwerte und Varianten keine Simulati-
on berechnen könnten.

Der Bericht vom März/April 2012 enthaltet eine Dar-
stellung zur bisherigen Partnerschaft der beiden Basel.
Der Bericht befasst sich im weiteren mit der Umsetzung
der gewünschten Simulation. Sein Fazit lautet, dass zum
heutigen Zeitpunkt die politischen Annahmen für die
Durchführung einer Simulation fehlen. Das würde automa-
tisch zu grossen Vorbehalten gegenüber den Berechnun-
gen führen. Damit würde die Simulation letztlich ihren
Zweck verfehlen, nämlich als Entscheidhilfe hinsichtlich
einer allfälligen Schaffung eines Kantons Basel zu dienen.

Frage 3
Erachtet der Regierungsrat den Auftrag des Landrates als
erfüllt und bedeutet es, im Sinne des Landrates zu han-
deln, wenn nach 1½ Jahren beschlossen wird, das Postu-
lat zu sistieren?

http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-234.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2010/2010-016.pdf
http://www.baselland.ch/Newsdetail-Regierungsrat.309166+M5764922defb.0.html
http://www.baselland.ch/08-htm.317016.0.html
http://www.baselland.ch/08-htm.317016.0.html
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Antwort
Der Auftrag des Landrats aus dem überwiesenen

Postulat von Elisabeth Schneider ist erst dann erfüllt,
wenn der Regierungsrat die Vorlage zur Beantwortung
des Postulats erstellt hat und der Landrat das Postulat
nach erfolgter Beratung und Beschlussfassung der Vorla-
ge abschreibt. Der Regierungsrat wird diese Abschrei-
bungsvorlage dem Landrat in den nächsten Wochen über-
weisen. An der nächsten gemeinsamen Regierungssit-
zung vom 25. September 2012 soll das Vorgehen mit
Basel-Stadt abgestimmt werden. In seiner Vorlage wird
der Regierungsrat dem Landrat über seine Abklärungen
zur Simulation berichten und er wird darlegen, warum aus
seiner Sicht auf eine Kantonssimulation vor den Volks-
abstimmungen über die Fusionsinitiativen verzichtet wer-
den soll.

Für die Fristüberschreitung bei Ausarbeitung der Pos-
tulatsvorlage entschuldigt sich der Regierungsrat, hält
aber fest, dass es richtig, sinnvoll und notwendig war, das
Vorgehen mit Basel-Stadt abzusprechen.

– zur Interpellation 2012/235

In den Medien vom 21.August 2012 konnte man lesen,
dass die Regierung Baselland nicht gewillt ist, die mittels
des Postulates 2010/016 geforderte Simulation einer Fusi-
on der Kantone Basel Stadt und Baselland in Auftrag zu
geben. Die BDP findet es sehr seltsam, dass der Landrat
über diesen Entschluss via Medien informiert wird. Ein
überwiesenes Postulat ist ein Auftrag an die Regierung,
der innerhalb eines Jahre gemäss Landratsgesetz § 35
ausgeführt werden soll.

In der Antwort auf die Fragen in der Interpellation
2011/264 versprach Regierungsrat Peter Zwick einen
Bericht zum Postulat 2010/016 (überwiesen am 27. Janu-
ar 2011!) in der ersten Hälfte 2012. In der Fragestunde
vom 14. Juni 2012 erklärte Regierungsrat Adrian Ballmer,
dass die Simulation fertig sei und nur noch die Zustim-
mung der beiden Regierungen bedürfe. Und heute lesen
wir, dass die Regierung nicht bereit ist, die Simulation
überhaupt in Auftrag zu geben! Eine solche Simulation
könnte viele Fragen beantworten, die heute im Raum
stehen, da niemand konkrete Fakten kennt. So verkom-
men die jetzt geführten Diskussionen um die Fusions-
initiative zu einer sehr emotionalen Angelegenheit.
Eine Simulation, die ja auch noch nicht im kleinsten Detail
ausgearbeitet werden muss, kann hier eine grosse Hilfe
sein.

Frage 1
Was stimmt jetzt?

Antwort
In der Beantwortung der Interpellation 2011/264 von

Klaus Kirchmayr hat die Regierung aufgezeigt, welche
Schritte für eine allfällige Fusion durchlaufen werden
müssten. In der Schlussbemerkung wurde die Beantwor-
tung des Postulats 2010/016 von Elisabeth Schneider,
Simulation Kantonsfusion, in der ersten Hälfte 2012 in
Aussicht gestellt. Dieser Termin ist nicht eingehalten wor-
den, wofür sich der Regierungsrat entschuldigt.

In der Fragestunde vom 14. Juni 2012 informierte die
Regierung über den Stand der Arbeiten; gemeint war die
Beantwortung des Postulats und nicht die Durchführung
der Simulation. Das geht aus dem Protokoll dieser Fra-
gestunde hervor.

Ein Postulat bedeutet, dass der Regierungsrat beauf-
tragt wird, einen bestimmten Gegenstand, vorliegend also
die Simulation einer Kantonsfusion, zu prüfen und dem
Landrat über die Abklärungen zu berichten. Diesem Auf-
trag kommt der Regierungsrat nach: Er wird dem Landrat
die entsprechende Vorlage in den nächsten Wochen un-
terbreiten.

Frage 2
Weshalb will die Regierung diesen Auftrag nicht ausfüh-
ren?

Antwort
Damit eine – durchaus sinnvolle – Simulation durch-

geführt werden kann, müssen die Eckwerte eines fusio-
nierten Kantons Basel bekannt sein; heute ist dies aber
nicht der Fall.

Man kann nüchtern feststellen, dass das Simulations-
Postulat in den letzten Monaten von den aufgegleisten
Fusions- bzw. Zusammenarbeitsinitiativen schlicht und
einfach überholt worden ist. Die Regierungen beider Basel
sind für rasche Entscheidungen; sie wollen also den Pro-
zess, anders als gelegentlich dargestellt, nicht verzögern,
sondern möglichst beschleunigen. Denn Stillstand und
Ungewissheiten kann dieser Kanton zur Zeit überhaupt
nicht brauchen.

Zudem sind bekanntermassen momentan die finan-
ziellen Mittel knapp. Der Regierungsrat möchte sie sinn-
voll und zum richtigen Zeitpunkt einsetzen. Der richtige
Zeitpunkt, um Varianten zu prüfen oder die Konsequenzen
möglicher Verfassungsbestimmungen abzuklären, ist
dann, wenn sich die Fragen konkret stellen.

Der Regierungsrat ist nicht gegen die Simulation. Er
ist aber überzeugt, dass sie sinnvollerweise nach der
Abstimmung über die Fusionsinitiativen durchgeführt wer-
den soll.

Frage 3
Weshalb wird der Landrat davon via Medien informiert?

Antwort
Den Regierungen war es wichtig, sich auf ein gemein-

sames Vorgehen zu einigen. Das hat sie recht in An-
spruch genommen. Es war klar, dass sie rasch und zeit-
nah informieren müssen, denn die Medien sind an dieser
Frage, die die Region stark beschäftigt, natürlich auch
interessiert. Deshalb erfolgte die Information unmittelbar
im Anschluss an die besagte gemeinsame Sitzung.

Der Landrat wird darüber hinaus detailliert mit der
Vorlage zum Postulat 2010/016 zu den Überlegungen der
Regierung zur Kantonssimulation informiert werden.

Frage 4
Wie stellt sich die Regierung das weitere Vorgehen vor?

Antwort
Am 25. September 2012 diskutieren die beiden Regie-

rungen das Thema weiter, und bis Ende Jahr wird der
Regierungsrat dem Landrat seine Vorlage zum Postulat
Elisabeth Schneider (2010/016) unterbreiten.

Frage 5
Was kann der Landrat in nächster Zeit an Informationen
zu Fragen einer allfälligen Fusion erwarten?

http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-235.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2010/2010-016.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorlagen/2011/2011-264.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2011/2011-264.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2011/2011-264.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2010/2010-016.pdf
http://www.baselland.ch/08-htm.317016.0.html
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorlagen/2011/2011-264.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2011/2011-264.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2010/2010-016.pdf
http://www.baselland.ch/08-htm.317016.0.html
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2010/2010-016.pdf
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Antwort
Bisher ist noch keine der angekündigten Initiativen

eingereicht worden. Sobald sie eingereicht sind, wird der
Regierungsrat dazu Landratsvorlagen ausarbeiten, seine
Anträge zur Annahme oder zur Ablehnung der Initiativen
stellen und seine Haltung gegenüber dem Landrat und der
Öffentlichkeit begründen.

– Diskussion

Felix Keller (CVP) beantragt Diskussion.

://: Dem Antrag wird stattgegeben.

Felix Keller (CVP) dankt dem Regierungsrat für die Be-
antwortung der Fragen. Den Antworten ist aber anzumer-
ken, dass die CVP/EVP-Fraktion und die Regierung ganz
unterschiedliche Auffassungen haben.

Die Dringlichkeit wurde von allen Fraktionen unter-
stützt – vielen Dank dafür. Der Anspruch der CVP/EVP-
Fraktion ist, dass die Regierungen am 25. September
2012 ihren Entscheid rückgängig machen.

Das Postulat für eine Simulation wurde am 27. Januar
2011 überwiesen, also lange bevor die Fusions-Initiative
lanciert wurde. Damit sollte erreicht werden, dass Fakten
erarbeitet werden für eine allfällige Initiative zur Fusion.
Zuerst zu handeln und dann erst Entscheidungsgrundla-
gen zu erarbeiten – das kann es ja wohl nicht sein! Nor-
mal ist es, zuerst Fakten zu erarbeiten und dann Vertrags-
verhandlungen aufzunehmen; so funktioniert es ja auch in
der Wirtschaft.

Das Postulat ist nicht einfach eine Einladung an die
Regierung, irgend etwas zu tun, sondern ein konkreter
Auftrag, die gestellten Fragen zu beantworten. Denn diese
Fragen beschäftigen die Bevölkerung: «Welche Kosten
würde eine Kantonsfusion kurzfristig verursachen (also
auch: Was kostet ein Verfassungsrat)?», «Welche Aus-
wirkungen hätte eine Kantonsfusion für die Einwohne-
rinnen und Einwohner?» – Solche Fragen interessieren
die Bevölkerung, nicht «Wird Basel oder Liestal der Haupt-
ort?» oder «Welche Autonummer bekommt der neue Kan-
ton?», sondern Handfestes wie: «Zahlen wir nachher
mehr oder weniger Steuern?», «Werden die Krankenkas-
senprämien teurer?» etc. Solche Fakten müssen auf den
Tisch gebracht werden, bevor über die Initiativen abge-
stimmt wird.

Dass für eine solche Herausforderung, wie es die
Beantwortung dieses Postulats ist, ein Jahr nicht aus-
reicht, ist klar. Aber es war jetzt doch viel Zeit, die Grund-
lagen zu erarbeiten, und bis über die Initiativen abge-
stimmt werden kann, vergehen wohl nochmal anderthalb
Jahre; man hat also weiterhin genug Zeit. Es gibt in der
Region viele gescheite Leute – auch Aussenstehende –,
die ein solches Gutachten machen und aufzeigen könn-
ten, was eine solche Kantonsfusion nicht nur fürs Basel-
biet, sondern auch für die Schweiz bedeuten würde. Es
wäre sehr sinnvoll, so etwas im Vorfeld aufzuzeigen und
nicht erst nach einer Volksabstimmung.

Was wäre geschehen, wenn die Initiativen nicht lan-
ciert worden wären oder wenn sie nicht zustande kommen
sollten? Wird dann trotzdem eine Simulation durchge-
führt? Wohl kaum. Das Vorgehen des Regierungsrates ist
sehr bemühend.

Denn es sollte gelten: «Wo ein Wille ist, ist auch ein
Weg.» Die CVP/EVP-Fraktion fordert nach wie vor, dass
die Simulation durchgeführt wird – und zwar vor der Volks-
abstimmung über die Fusions-Initiative.

Marc Bürgi (BDP) schliesst sich dem Vorredner an. Auch
er dankt für die Interpellationsbeantwortung, erklärt aber,
der BDP/glp-Fraktion fehle eine wirkliche Begründung,
weshalb die Baselbieter Regierung in der gemeinsamen
Sitzung mit Basel-Stadt verlangt hat, die Simulation zu
verschieben. Diese Begründung steht immer noch aus.

Dass eine Simulation etwas kostet, ist allen klar. Aber
dass sie nun auf den Zeitpunkt nach den Volksabstim-
mungen verschoben werden soll, versteht in Basel-Stadt
niemand, auch nicht die FDP. Gemäss Medienberichten
erwägen die Basel-Städter nun sogar, die Simulation sel-
ber an die Hand zu nehmen und ein privates Unterneh-
men damit zu beauftragen. Kostenpunkt: CHF 500'000.
Man weiss also nun, was eine solche Simulation kosten
würde.

Es ist unverständlich, dass sich das Baselbiet einmal
mehr zurücklehnt, statt Hand zu einer Simulation zu bie-
ten, damit die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger wirk-
lich aufgrund von Fakten über die Fusions-Initiativen ent-
scheiden können, Fakten über die Steuern – werden sie
teurer oder günstiger? –, über die Verwaltung – wächst sie
oder wird sie kleiner? –, über Ängste – geht der Fördera-
lismus verloren, z.B. im Oberbaselbiet? Solche Fragen
werden heute sehr emotional diskutiert. Die SVP hat sich
ganz klar gegen die Fusions-Initiative ausgesprochen, die
FDP bei einer Konsultativabstimmung ebenfalls. Die BDP
konnte sich an einer Parteiversammlung nach Voten von
Klaus Kirchmayr und Karl Willimann und einer sachlichen,
aber auch emotionalen Diskussion keine klare Meinung
bilden, weil eben die Fakten fehlen.

Die Simulation muss kommen, und zwar vor der Ab-
stimmung!

Oskar Kämpfer (SVP) erklärt, die SVP-Fraktion habe der
Dringlichkeit nur zugestimmt, weil sie dieses Thema rasch
vom Tisch haben wollte, nicht weil sie die Simulation für
dringlich hält – denn das ist sie überhaupt nicht.

Es gibt zusätzlich zu den von Regierungsrat Isaac
Reber vorgebrachten, sachlichen und richtigen Argumen-
ten, die auf der staatsrechtlichen Ebene angesiedelt sind,
auch noch eine verfassungsrechtliche Ebene. Der Landrat
hat der Regierung zwar mit knapper Mehrheit einen Auf-
trag erteilt, das Postulat gemäss der Regel «Prüfen und
Berichten» anzuschauen, aber er hat auch gemäss § 1
der Verfassung die Verantwortung, diesen Kanton zu
einem Vollkanton auszubauen. Was steht nun aber höher:
die Verfassung oder ein Parlamentsauftrag?

Alle Landratsmitglieder haben einen verbindlichen Eid
auf die Verfassung abgelegt, sie haben somit nicht mehr
den gleichen Status wie jene Bürger, die den Weg der
Initiative gewählt haben. Diese Initiative wird den Weg
dafür frei machen, dass das Volk darüber entscheiden
kann, ob die Frage einer Fusion geprüft werden soll. Vor-
her ist dafür nicht der richtige Zeitpunkt.

Es gibt aber auch praktische Erwägungen. Die Regie-
rung kommt ihrem Auftrag, Prüfen und Berichten, nach.
Würde sie es nicht dabei belassen, sondern sich auch
gleich noch ans Durchführen machen, wäre das eine
Kompetenzüberschreiten. Für eine Simulation müssen
zudem, wie die Regierung richtig feststellt, auch gewisse
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Eckwerte klar sein. Man kann nicht im Nachhinein ein
paar Fragen nachschieben und meinen, diese würden alle
von einem Consultant beantwortet, der CHF 500'000 kos-
tet. Er nimmt dieses Geld selbstverständlich gerne, aber
seriös kann man diese Aufgabe nur lösen, wenn man in
der Verwaltung jeden einzelnen Prozess in beiden Kanto-
nen anschaut, sie miteinander abgleicht und untersucht,
ob sie zusammen passen oder ob Ergänzungsbedarf be-
steht. Dafür muss man sehr tief in die Verwaltung ein-
greifen. Und was wird wohl geschehen, wenn man dies im
Rahmen einer Simulation tut? Dann werden sich die er-
sten – und das sind stets die guten – Mitarbeiter von die-
sem Kanton verabschieden, weil sie sehen, wo Probleme
entstehen könnten.

Bevor kein Volksauftrag besteht, darf keine Simulation
durchgeführt werden!

Hans Furer (glp) erinnert daran – obschon an der Uni
Basel das Latein-Obligatorium abgeschafft wurde –, dass
«simulare» lateinisch sei und «tun, als ob» bedeute. Das
kennt man aus vielen Bereichen: So gibt es Feuerwehr-
übungen – es brennt nicht richtig, aber man tut so, als ob
–, oder Unfallübungen, bei denen ein Unfall inszeniert
wird und man dann schaut, wer wie reagiert.

In Bezug auf das Bedürfnis, eine Kantonsfusion zu
simulieren, gibt es natürlich verschiedene Flughöhen: Man
kann wirklich eine echte Scheune in Brand setzen und
dann schauen, wie man reagiert; aber man kann das auch
theoretisch durchspielen. Bei Bauprojekten macht man
meist zuerst eine Machbarkeitsstudie, dann ein Vorpro-
jekt, aus dem sich ein Projekt ergibt, an das dann die
Umsetzung anschliesst. Es gibt offenbar sehr unterschied-
liche Vorstellungen davon, was eine Simulation bedeutet.
Dass etwa Krankenkassenprämien miteinander verglichen
werden sollen, geht bereits viel zu sehr ins Detail.

Die Bevölkerung will aber – und das ist entscheidend
– wissen, was eine Fusion einigermassen bedeuten wür-
de. Wer nach Nepal in die Ferien reist, will im voraus wis-
sen, was das für ein Land ist, wie hoch es liegt und wel-
che Trekkingtouren sich dort machen lassen: also die
wichtigsten Eckpunkte. In der Fusionssimulation soll es
auch nicht darum gehen, einen riesigen Verwaltungsappa-
rat in Gang zu setzen und am Schluss alles 1:1 zu wider-
spiegeln, sondern sie sollte auf einem sehr viel allgemei-
neren Niveau gehalten sein. Das wäre ein Dienst am Bür-
ger.

Dass die Initiative zustande kommt, steht fest. Die
Simulation weiter hinauszuschieben ist deshalb falsch; es
ist jetzt an der Zeit, diese Aufgabe anzugehen.

Ruedi Brassel (SP) bemerkt zu den von der Regierung
angestellten methodischen Überlegungen – z.B. das Feh-
len von verlässlichen Eckwerten bzw. von legitimierten,
konsolidierten Grundlagen –, es sei eben gerade das
Wesen einer Simulation, dass Annahmen getroffen wer-
den müssen, die noch nicht real existieren. Natürlich muss
man bei einer Simulation in Szenarien denken. Das war
schon bei der Auftragserteilung klar. Auch wenn dereinst
ein Verfassungsrat eingesetzt ist, muss die Regierung
genau gleich Annahmen treffen für eine Simulation; denn
auch dann sind die Eckwerte noch nicht fixiert. Diese
Begründung, weshalb der Auftrag nicht soll ausgeführt
werden können, ist also nicht nachvollziehbar.

Und nun zu den staatspolitischen und verfassungs-
rechtlichen Überlegungen: Die Regierungen haben einen

Auftrag erhalten. Der Auftrag lautet «Simulation». Nun
wird gesagt, man wolle mit der Auftragserfüllung warten,
bis über einen anderen Auftrag – nämlich die Einleitung
eines Fusionsprozesses – entschieden ist. Also erst wenn
es an die Realisierung der Fusion gehen soll, will sich die
Regierung auf die Socken machen, diese Fusion zu simu-
lieren; das war nicht wirklich die Meinung der Auftrag-
gebenden. Der Regierungsrat sollte sich gründlich überle-
gen, ob diese Reihenfolge wirklich korrekt ist.

Zu konzedieren ist, dass sich mit den Initiativen die
Fragestellungen und die Zeitplanung verändert haben.
Was als Simulation vor einer Volksabstimmung abgeliefert
werden soll, kann und soll nun nicht mehr mit der gleichen
Musse ausgeführt werden wie wenn die Initiativen erst in
ferner Zukunft lägen. Der Regierungsrat will offenbar ei-
nen Entscheid für oder gegen die Einleitung eines Fu-
sionsprozesses, und erst im Verlauf der Ausarbeitung der
neuen Verfassung würde man dann sehen, was dabei
herauskommt. So war die Situation auch in den 1960-er
Jahren, und das ist gar keine schlechte Ausgangslage.
Denn – und das war erfreulich am Votum von Regierungs-
rat Isaac Reber – was diese Region braucht, ist Aufbruch
und Bewegung, nicht Stillstand. Eine Fusion kann diese
Bewegung bringen.

Wenn Oskar Kämpfer sagt, schon die Überlegung,
eine Fusion simulieren zu wollen, sei quasi ein mentaler
Verfassungsbruch, ist das absurd: Der Landrat hat den
Auftrag, in verschiedenen Szenarien zu denken, sich zu
überlegen, wie es weitergehen könnte; und wer über den
Horizont dessen, was heute in der Verfassung steht, hin-
ausdenkt, bricht nicht den landrätlichen Amtseid. Auch
das Parlament muss vorausschauen und sich auf neue
Prozesse einlassen. Ob das Ergebnis der Simulation nun
vor oder nach der Abstimmung vorliegt, ist für den eigentli-
chen Entscheid, jetzt aufbrechen zu wollen, nicht wesent-
lich.

Thomas Weber (SVP) meint, eine Simulation, die diesen
Namen verdient, sei ein hoch rationaler Prozess, der be-
triebswirtschaftlichen und engineering-mässigen Grund-
sätzen standhalten können muss. Was aber vorher nötig
ist, ist der emotionale, der Bauchentscheid: Treten wir auf
diesen Prozess ein oder nicht? Diesen Entscheid trifft das
Volk, wenn es über die Initiative, an deren Zustandekom-
men kein Zweifel besteht, nach einem emotionalen Ab-
stimmungskampf abstimmt. Damit wird das Volk als ober-
ste Instanz des Kantons einen demokratisch legitimierten
Auftrag erteilen, dass in diese Richtung gearbeitet werden
soll. Der Verfassungsrat kann dann sehr rasch die we-
sentlichen Eckpunkte setzen, die als Grundlage für ver-
schiedene Simulations-Szenarien dienen.

Wenn aber die Simulation schon jetzt gemacht würde,
würde damit pseudo-rational versucht, den emotionalen
Entscheid zu beeinflussen. Dem beauftragten Planungs-
büro würden nämlich wohl gewisse Leitplanken vorgege-
ben, wohl im Sinn der Postulatsverfasserin, die sich ja
schon mehrmals als Fusionsbefürworterin geoutet hat. Es
kann niemand glauben, dass die Fusionsgegner das Re-
sultat einer solchen Simulation akzeptieren würden. Um-
gekehrt könnte man sagen, die Regierung sei gegen die
Wiedervereinigung und gebe die Simulation mit entspre-
chenden Eckwerten in Auftrag – auch das würde, diesmal
vom anderen Lager, nicht akzeptiert.

Deshalb ist das von der Regierung vorgeschlagene
Vorgehen das einzig richtige und zielführende. Die CVP
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sollte – bei aller Loyalität zu ihrer früheren Fraktionsprä-
sidentin – nun einfach zugeben, dass eigentlich eine In-
itiative wie jene der Grünen der richtige Weg gewesen
wäre; die Simulationsidee ist inzwischen überholt.

Über die Kantonsfusion wird noch lange diskutiert
werden. Die Simulation kommt dann, wenn der Grundsatz-
entscheid zur Initiative gefällt ist.

Rolf Richterich (FDP) erscheint die Simulationsforderung
als Sandkastenspiel auf Bierdeckelniveau. Er entnimmt
den Voten, dass so eine Simulation einfach schnell aus
dem Ärmel geschüttelt werden solle.

Als Ingenieur sollte Felix Keller eigentlich wissen, was
eine Simulation ist und was dafür überhaupt erst einmal
festgelegt werden muss, damit auch die Gegenseite die
Grundlagen akzeptiert: Es braucht Eckwerte, man muss
festlegen, auf welchem Niveau die Simulation durchge-
führt werden soll; das ist gar nicht so einfach. Schon nur
sich auf die Grundlagen zu einigen, dürfte schwierig wer-
den.

Es ist vollkommen richtig, so vorzugehen, wie die
Regierung es vorschlägt: Zuerst braucht es einen Grund-
satzentscheid, nämlich die Abstimmung über die Initiative.
Die Bevölkerung entscheidet darüber unabhängig von
einer Simulation – die einen mit dem Bauch, die anderen
mit dem Kopf. Gibt es ein Nein zur Initiative, braucht es
keine Simulation, gibt es ein Ja, dann fängt der Prozess
erst richtig an zu laufen.

Laufentaler wissen Bescheid über Kantonswechsel.
Damals gab es auch nicht vorgängig eine Simulation,
sondern zuerst wurde sondiert, welche Vor- und Nachteile
mit den drei möglichen Partnern verbunden wären, dann
wurde einer von ihnen herausgepickt, und mit diesem
wurde zuletzt ein Anschlussvertrag ausgehandelt. In die-
sem Laufentalvertrag sind sehr viele Details geregelt, vom
Spital bis zum Roggenburger Motocross-Rennen. Auf
dieser Ebene wird sich am Schluss auch die Verfassungs-
abstimmung abspielen. Dafür reicht eine Bierdeckelüber-
legung nicht aus.

Für die Beantwortung der Frage, die die Fusionsinitia-
tive stellt, reicht es, wenn jeder für sich selbst entscheidet.
Mit der Abstimmung wird dann der weitere Prozess ange-
stossen (oder auch nicht). Und wenn dieser Prozess an-
gestossen wird, dann muss man wirklich in die Tiefe ge-
hen.

Es gibt vier Varianten: Bei einem Nein zur Fusions-
initiative passiert nichts; bei einem Ja kann sich entweder
der Kanton Baselland dem Kanton Basel-Stadt anschlies-
sen oder der Kanton Basel-Stadt dem Kanton Baselland,
oder es wird ein neuer Kanton gegründet, so wie der Kan-
ton Jura mit einem weissen Blatt begonnen wurde, auf
dem alle Grundlagen erst festgelegt wurden: Wie viele
Gymnasien soll es geben, wo kommen sie hin, nach Dels-
berg oder nach Pruntrut? und und und... Solche Fragen
gilt es zu klären, und das geht nicht so rasch. Und am
Schluss müssen die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger
auf dieser Ebene entscheiden: Soll es das Motocross-
Rennen in Roggenburg noch geben? Soll weiter ein Spital
in Laufen betrieben werden? Wie viele Gymnasien wollen
wir? Solche Einzelfragen werden am Schluss darüber
entscheiden, ob das Pendel auf die eine Seite ausschlägt
oder auf die andere.

Regierungsrat Isaac Reber (Grüne) bemerkt, mit einem
Postulat könne der Landrat den Regierungsrat damit be-

auftragen, einen bestimmten Gegenstand zu prüfen und
darüber zu berichten, oder ihn dazu einladen, etwas im
Kompetenzbereich der Regierung zu unternehmen. Der
Regierungsrat nimmt seinen Auftrag also wahr und ist
gerne dazu bereit.

Ob sich eine allfällige Fusion «rechnen» würde, ist –
dies an die Adresse von Felix Keller und Marc Bürgi –
nicht in erster Linie eine mathematische Frage, sondern
eine Frage des politischen Willens. Ein ganz einfaches
Beispiel ist die Frage: Wie sieht die künftige Verwaltung
aus? Wird sie grösser, kleiner, teurer, billiger? Rechnet
man es rein betriebswirtschaftlich durch, kommt man zum
Resultat, dass es billiger zu haben sein sollte. Aber ob es
letztlich auch wirklich billiger wird, ist nicht von den Be-
rechnungen abhängig, sondern davon, ob man bereit ist,
die entsprechenden Konsequenzen zu ziehen, also ob
man die Verwaltung verkleinert, ob man aufstockt oder
abbaut, ob man sich dem höheren oder tieferen Niveau
anpasst usw. – all dies sind in erster Linie politische Fra-
gen und nur in zweiter Linie mathematische Berechnun-
gen. Die Berechnung nützt nämlich nichts, wenn der politi-
sche Wille fehlt, sie auch in die Tat umzusetzen.

Für den politischen Willen aber sind nicht die Regie-
rungen zuständig, sondern die Gesetzgeber. Sie haben
festzulegen, was letztlich wie organisiert werden soll.

Es wurde gesagt, für eine Simulation spiele der
Hauptort keine Rolle. Aber natürlich ist es für eine Be-
rechnung wesentlich; man kann Millionen verschieben, je
nachdem, ob der Hauptort Liestal, Basel oder München-
stein wäre. Wer will diese Frage jetzt schon beantworten?

Ob auf die Idee einer Fusion überhaupt eingetreten
werden soll, ist nach Ansicht des Regierungsrates eine
staatspolitische Frage und nicht eine Frage von wackligen
Zahlen. Die Bevölkerung muss sich zuerst überlegen, ob
sie diese Diskussion überhaupt führen will oder nicht. Der
Bevölkerung würde etwas vorgespielt, wenn man behaup-
ten würde, aufgrund irgendwelcher Berechnungen habe
eine Fusion einen fixen Preis. Einen solchen Preis kann
man heute noch gar nicht festlegen; es zu tun, hiesse, der
Bevölkerung etwas vorzugaukeln.

Eine Simulation braucht viel Zeit und kostet viel Geld.
Sie jetzt durchzuführen, würde den ganzen Prozess nur
hemmen. Das würde zu einem Stillstand führen, und das
will weder die Baselbieter noch die baselstädtische Regie-
rung.

Wenn sich die Bevölkerungen beider Kantone dafür
entscheiden sollten, auf den Fusionsprozess einzutreten,
muss niemand vor diesem Prozess Angst haben. Denn
alle dann zu klärenden Fragen führen auch zu einer Neu-
definition der eigenen Position. Alle müssen dann auch
sich selbst gegenüber klären, wohin sie wollen.

Als die Frage das letzte Mal gestellt wurde, in den
1960er Jahren, ging es der Region wirtschaftlich gut. Sich
grundsätzlich Gedanken zu machen über die Entwicklung
in den nächsten Jahrzehnten, lohnt sich bestimmt. Man
muss das rational diskutieren, aber nicht mit Zahlen um
sich werfen, von denen niemand sagen kann, ob sie wirk-
lich stimmen oder nicht.

Peter H. Müller (CVP) hat aufgrund der Voten den Ein-
druck erhalten, Planung und Modellbildung seien soeben
abgeschafft worden bzw. hätten gar nie existiert. Er kann
sich nicht vorstellen, dass in der Bau- und Umweltschutz-
direktion ein Tunnel simuliert wird, indem man ihn zuerst
baut, und wenn er nicht passt, reisst man ihn wieder ab.
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Auch im Schulbereich geht es nicht ohne Planung und in
der Finanzpolitik nicht ohne Budget. Es ist doch elemen-
tar, dass man zu jedem Vorhaben eine Planung vornimmt;
diese lässt sich abbilden.

«Simulare» heisst, wie Marc Bürgi recherchiert hat,
«vortäuschen, darstellen, nachbilden, vorgeben», aber
auch «heucheln». [Heiterkeit] Einen leicht heuchlerischen
Eindruck macht die Regierung: Sie möchte eigentlich
gerne, aber sie kann leider nicht. In Tat und Wahrheit
dürfte es eher umgekehrt sein: Die Regierung will nicht,
und drum tut sie nichts.

Ein Postulat verpflichtet den Regierungsrat, dem
Landrat über die Abklärungen zu berichten und Antrag zu
stellen: Wo ist denn nun dieser Bericht, und wie lautet der
Antrag? Es gab lediglich anderthalb Jahre Leerlauf.

://: Damit sind die Interpellationen 2012/234 und
2012/235 beantwortet.

Für das Protokoll:
Alex Klee-Bölckow, Landeskanzlei

*
Nr. 689

20 2012/006

Berichte des Regierungsrates vom 10. Januar 2012

und der Bildungs-, Kultur- und Sportkommission vom

20. Juni 2012: Verpflichtungskredit für das Kantonale

Sportanlagen-Konzept (KASAK 3)

Kommissionspräsident Paul Wenger nimmt aus einem
bestimmten Grund, der bald darauf aus seinem Votum
hervor geht, nicht den Referentenplatz ein, sondern
spricht von seinem Platz im Plenum aus: Mit Bericht vom
20. Juni 2012 beantragt die BKSK dem Landrat Zustim-
mung zum von der Kommission abgeänderten Landrats-
beschluss betreffend Verpflichtungskredit für das kan-
tonale Sportanlagenkonzept (Kasak) 3.

In der Zwischenzeit hat der Regierungsrat am
21. August 2012 eine Änderung des Finanzhaushalts-
gesetzes zuhanden des Landrates verabschiedet, welche
im Falle der entsprechenden Beschlussfassung des Land-
rates relevante Auswirkungen auf die Kasak-Landrats-
vorlage hat (Berücksichtigung der Kasak-Beiträge neu in
der Investitionsrechnung anstelle der Laufenden Rech-
nung). In Kenntnis dieser Sachlage und auf Hinweis des
Direktionsvorstehers Urs Wüthrich beschloss die BKSK
an ihrer Sitzung vom 23. August 2012 einstimmig, mit 11:0
Stimmen bei 0 Enthaltungen, dem Landrat folgenden An-
trag zu stellen:

Antrag BKSK

1. Rückweisung der Vorlage 2012/006 an den Regie-
rungsrat zur Überarbeitung, gestützt auf die modifi-
zierte rechtliche Ausgangslage, unter Vorbehalt des
entsprechenden Beschlusses des Landrates betref-
fend Teilrevision des Finanzhaushaltsgesetzes (In-
vestitionsbeiträge an Dritte).

2. Neuansetzung des Geschäfts nach Vorliegen des
aktualisierten Kommissionsberichtes und -antrags.

Die Bildungskommission stellt somit dem Landrat ge-
schlossen den Antrag, das Geschäft zur Überarbeitung an
die Regierung zurück zu weisen.

Georges Thüring (SVP) stimmt namens der SVP-Frakti-
on dem Antrag zu.

Gemäss Christoph Hänggi (SP) ist die Rückweisung
ganz im Sinne der SP-Fraktion. Er kommt kurz auf seinen
auch im Kommissionsbericht erwähnten Antrag zur Spre-
chung eines Kredites zurück. Die Forderung kam ganz
knapp nicht durch, und zwar durch Stichentscheid des
damaligen Präsidenten. Könnte nun der Weg über Investi-
tionen frei gemacht werden, so wäre dies eine sehr ele-
gante Lösung. Seines Erachtens sollte die Regierung aber
bei der Ausarbeitung der Vorlage nicht sozusagen eine
‘Lex Gelterkinden’ schaffen, sondern dafür sorgen, einen
genügend grossen Kredit zu sprechen, damit auch andere
Orte im Kanton, welche beispielsweise auf Schwimmbä-
der etc. angewiesen sind, davon profitieren können. Dies
würde mit Sicherheit auch für mehr Akzeptanz der Vorlage
im Rat sorgen.

Michael Herrmann (FDP) und seine Fraktion unterstützen
die Rückweisung der Vorlage, damit die entsprechenden
Anpassungen vorgenommen werden können.

Auch die CVP-/EVP-Fraktion unterstützt die Rückweisung
in Kenntnis der neuen Ausgangslage und möchte nach
der Anpassung wieder über die Vorlage beschliessen,

erklärt Christine Gorrengourt (CVP).

Marc Bürgi (BDP) gibt bekannt, die bdp/glp unterstütze
den Rückweisungsantrag geschlossen.

Martin Rüegg (SP) wehrt sich nicht gegen die Rückwei-
sung, sondern fragt Regierungsrat Wüthrich nach dem
weiteren Zeitplan betreffend Arbeiten am Finanzhaus-
haltsgesetz respektive an der Vorlage. Seine Heimatge-
meinde Gelterkinden habe mit Sicherheit ein Interesse
daran, dass dieser Prozess nicht stehen bleibt sondern
vorwärts geht.

Laut Regierungsrat Urs Wüthrich (SP) ist die Finanz-
haushalts-Vorlage am 20. September 2012 im Landrat
traktandiert.

://: Mit 57 : 0 Stimmen ohne Enthaltungen weist der
Landrat das Geschäft 2012/006 zurück an den Regie-
rungsrat.
[Namenliste einsehbar im Internet; 15.12h]

Für das Protokoll:
Brigitta Laube, Landeskanzlei

*
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Nr. 690

21 2012/086

Berichte des Regierungsrates vom 13. März 2012 und

der Bildungs-, Kultur- und Sportkommission vom 13.

Juni 2012: Bericht zum Postulat 2007/315 vom 13.

Dezember 2007, von Martin Rüegg: Campus Sport für

die Region

Paul Wenger (SVP) hat erneut das Wort: Das Thema
Campus Sport für die Region wurde in der BKSK beraten.
Die Ausgangslage ist bekannt; Landrat Martin Rüegg
hatte einen entsprechenden Vorstoss eingereicht. Dem
Kommissionsbericht ist zu entnehmen, dass gemäss Re-
gierungsprogramm 2008 – 2011 ein regionaler Sportstütz-
punkt entstehen soll und der Kanton eigentlich über ein
solches Zentrum sollte verfügen können. Nach eingehen-
der Prüfung kam der Regierungsrat nun zum Schluss,
dass die Einrichtung eines Campus Sport im Zeitraum der
nächsten fünf bis zehn Jahre kein prioritäres Investitions-
vorhaben darstellt; die finanzielle Situation des Kantons ist
allen bekannt. Die Regierung beantragt daher, das Postu-
lat als erfüllt abzuschreiben.

In der Kommission wurde die Vorlage am 31.Mai in
der ‘traditionellen’ Besetzung beraten. Auskunftspersonen
waren der Direktionsvorsteher und sein Generalsekretär
sowie insbesondere Thomas Beugger, Leiter Sportamt
BL, welcher Red und Antwort stand und die Fragen sach-
kundig beantwortete. Als Leiter des Sportamtes legte
letzterer die Überlegungen der Regierungsvorlage dar.
Die BKSD hat vor allem im Gebiet des St. Jakob Park –
heute eine regionale Sportzone – sondiert, ob in diesem
Raum allenfalls ein Verwaltungsgebäude und weitere
Sportinfrastrukturen zu den bereits vorhandenen realisiert
werden könnten. Das Schänzli stand als möglicher Stand-
ort im Vordergrund. Dies stösst aber von Seiten der Ge-
meinde Muttenz auf klaren Widerstand.

Die Kommissionsberatung nahm die Argumentation
der Regierung weitgehend auf und man zeigte Verständ-
nis. Eine aktuell zwingend notwendig Situation zur Er-
richtung eines Campus Sport allenfalls im Gebiet St. Ja-
kob wird grundsätzlich nicht abgestritten; die Finanzlage
des Kantons lässt dies aber klar nicht zu. Auch wurde
geäussert, dass ein wirklich zukunftsgerichtetes Campus
Sport sicherlich überkantonal, mit dem Kanton Basel-
Stadt, erörtert werden müsste.

Eintreten war in der Kommission unbestritten. Die
BKSK stimmt dem Antrag des Regierungsrates, das Pos-
tulat abzuschreiben, mit 13 : 0 Stimmen einstimmig zu.
Die Bildungs-Kultur- und Sportkommission beantragt dem
Landrat Zustimmung zur Vorlage 2012/086.

Christoph Hänggi (SP) und die SP sind mit der Abschrei-
bung des Postulates einverstanden. Es wurde berichtet
und man hat fest gestellt, dass der Campus Sport in den
nächsten 5 – 10 Jahren kein prioritäres Investitionsprojekt
sein kann. Auch haben die Abklärungen des Sportamtes
ergeben, dass bei Verbänden kein grosses Interesse be-
steht, in einem Campus Sport ein Verbandsbüro einzu-
richten ebenso wenig wie bei privaten Sportanbieteren ein
Interesse zur Eröffnung von Geschäftsstellen besteht.

Auch für das Sportmuseum gibt es bereits eine Zwi-
schenlösung. Für das Institut für Sport und Sportwissen-
schaft der Uni wird eine separate Regelung geprüft. Daher
handelt es sich beim Campus Sport heute um ein Nice-to-

have, welches erst nach einer eventuellen Fusion irgend-
wann wieder in Angriff genommen werden müsste.

Caroline Mall (SVP) schliesst sich mit der SVP-Fraktion
dem Vorredner an und ist für Abschreibung. Es wurde gut
und verständlich zum Postulat berichtet; der Ansatz sei
gut. Hinzuzufügen wäre noch, dass man das Projekt even-
tuell in 10 bis 15 Jahren, wenn sich private Anbieter damit
befassen, erneut aufnehmen kann.

Michael Herrmann (FDP) macht es kurz. Die Fakten sind
auf dem Tisch. Ein Campus Sport wäre zwar nett. Betref-
fend Prioritätenlage hat eine Prüfung sicher Sinn ge-
macht. Die nun beantragte Abschreibung macht ebenfalls
Sinn. Die FDP wird sich dem Antrag anschliessen.

Die CVP-/EVP-Fraktion ist einverstanden mit der Ab-

schreibung, erklärt Christine Gorrengourt (CVP). Man
wird in der Zukunft prüfen müssen, wo diese Investition –
neben den andern vielen anstehenden Investitionsvorha-
ben – eingereiht werden kann.

://: Der Landrat stimmt der Vorlage 2012/086 und damit
der Abschreibung des Postulats 2007/315 mit
60     : 0 Stimmen ohne Enthaltung zu.
[Namenliste einsehbar im Internet; 15.19h]

Für das Protokoll:
Brigitta Laube, Landeskanzlei

*

Nr. 691

22 2012/155

Bericht der Petitionskommission vom 5. Juni 2012:

“Kein Angriff auf die Uni Basel”

Hans Furer (glp) führt als Präsident der Petitionskommis-
sion aus, dass es um eine Petition geht, die von verschie-
denen Studentenorganisationen eingereicht wurde.
2'127 Petenten haben sie unterschrieben. In der Petition
appellieren die Unterzeichneten an den Landrat, «die
wirtschaftliche und bildungspolitische Bedeutung der
Hochschulen anzuerkennen und ihre Verantwortung für
den Bildungsstandort Nordwestschweiz ideell und finan-
ziell zu übernehmen».

Soweit die allgemeine Ausgangslage. Hintergrund war
aber eigentlich, dass die Studentenschaft nicht eine Ein-
sparung von CHF 15 Mio. ab dem Jahr 2014 hinnehmen
wollte. Diese Annahme beruhte jedoch auf einem Irrtum,
wie man feststellen musste. Denn es ging grundsätzlich
nicht um eine Einsparung ab diesem Zeitpunkt in der ge-
nannten Grössenordnung, auch wenn dies in der Ver-
nehmlassungsvorlage zum EP so zu lesen war. Vielmehr
lautete der Auftrag des Landrates klar, bei allen bikan-
tonalen Verträgen total 10 Mio einzusparen – der Uni-
versitätsvertrag ist dabei nicht speziell erwähnt. Insofern
ging es nicht um eine Einsparung bei der Universität im
Besonderen; eine solche wäre im Jahr 2014 gar nicht
möglich gewesen.

Im Universitätsvertrag ist des Weiteren vorgesehen,
dass nach Abzug des Standortvorteils von Basel-Stadt
das Restdefizit in Höhe von CHF 130 Mio. hälftig geteilt
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wird zwischen den beiden Kantonen. Diesbezüglich sollte
im Auftrag des Landrates die Ressourcenkraft der beiden
Kantone etwas eingehender untersucht werden, denn
diejenige von Basel-Stadt ist erheblich stärker als die des
Landkantons. Man macht sich daher Gedanken darüber,
das Restdefizit anders aufzuteilen. Dies hat aber nichts
mit der zur Diskussion stehenden Petition zu tun.

Die Kommission kam zum Schluss, dass angesichts
der Tatsache, dass es über 120 Verträge zwischen den
beiden Halbkantonen gibt, wohl kaum das Sparziel von
CHF 10 Mio. konkret in einem bestimmten Umfang mit der
Universität zu tun haben kann.

Die Petenten wurden angehört. Auch machte man
sich in Zusammenhang mit dem Beschlussantrag an den
Landrat folgende Überlegungen (siehe letzte Seite des
Kommissionsberichts):
– Die Befürchtung der Petenten, es würden ab 2014 an

der Uni Basel jährlich CHF 15 Mio. gespart, ist unbe-
gründet.

– Der Regierungsrat hat mehrmals betont, nicht an der
Bildungsinstitution Universität sparen zu wollen, son-
dern lediglich eine Verschiebung des Verteilschlüs-
sels zur Übernahme des Restdefizits anzustreben.

– Der Standortvorteil von Basel-Stadt wird schon in der
Defizitaufteilung, also vor der Berechnung des Rest-
defizits, abgegolten.

Die Petition muss vom Regierungsrat berücksichtigt wer-
den, d.h. der Appell, die wirtschaftliche und bildungspoliti-
sche Bedeutung der Hochschulen anzuerkennen und ihre
Verantwortung für den Bildungsstandort Nordwestschweiz
ideell und finanziell zu übernehmen, soll ernst genommen
werden. Im Sinne dieser Erwägungen beantragt die Kom-
mission die Überweisung der Petition an den Regierungs-
rat.

Rosmarie Brunner (SVP) und ihre Fraktion sind für eine
Überweisung an die Regierung. Aber: Eigentlich hätten
die unnötigen Kosten, welche die Petition wegen Falsch-
informationen und Falschinterpretationen verursacht hat,
vermieden werden können.

Agathe Schuler (CVP) stimmt den Kernaussagen der
Petition namens der CVP/EVP-Fraktion zu und wird eine
Überweisung an die Regierung unterstützen. Ganz klar
gab es einige Irrtümer und ein Missverständnis. Dieses tut
aber nichts zur Sache in Bezug auf das fett gedruckte
Anliegen der Petenten. Die CVP/EVP-Fraktion stimmt zu.

Aus Hanni Huggels (SP) Sicht hatte die unglückliche
Formulierung im EP-Vernehmlassungspaket einen Vorteil.
Denn es habe die Studierenden zusammen geschweisst,
um  dagegen  anzutre ten, dass auf  ih re  Kosten
CHF 15 Mio. gespart werden. Es hat sich dann aber ge-
zeigt, dass einige Missverständnisse vorhanden waren.
Positiv zu werten ist jedoch, dass man die Studentinnen
und Studenten anhören und ihre Anliegen aufnehmen
konnte. Auch liess man sich darüber informieren, was
genau Sache ist. Von Seiten SP ist nun sehr wichtig, dass
die Regierung in diesem Zusammenhang zugesichert hat,
die Universität zu unterstützen und keinen Leistungsab-
bau betreiben zu wollen. Die SP unterstützt eine Über-
weisung an die Regierung. So behalte der Regierungsrat
bei den weiteren Verhandlungen mit Basel-Stadt die An-
liegen der Studierenden immer im Hinterkopf.

Für Michael Herrmann (FDP) ist die Ausgangslage nach
all dem Gesagten klar. Um ein paar Franken zu sparen,
schlägt er aber Folgendes vor – und hofft dabei insbeson-
dere auf Hannes Schweizers Gehör: Am Morgen habe
man [insbes. die rechte Seite] sich durchgerungen, ein
Postulat abzuschreiben, indem man sozusagen über den
eigenen Schatten gesprungen sei. Nun frage sich, ob es
sinnvoll sei, diese Petition an die Regierung zu überwei-
sen, wenn sie dann anschliessend höchstwahrscheinlich
in einer Schublade verschwinde. Befreien wir doch die
Regierung von dieser Überweisung! Es ist allgemein be-
kannt und aufgelistet worden, um was es den Studenten-
organisationen geht. Er stellt Antrag auf Abschreibung
und Nichtüberweisung an die Regierung. Damit würde
wohl niemand verrückt gemacht, meint er.

Regierungsrat Urs Wüthrich (SP) teilt 50 % der Einschät-
zung von Landrätin Hanni Huggel; es ist gut, wenn sich
die Studentinnen und Studenten für ihre Universität enga-
gieren. Er würde sich aber wünschen, dass eine Haltung
korrigiert wird, wenn man bemerkt, dass man einem Irrtum
aufgesessen ist. Immerhin habe das Parlament jetzt die
Chance, zu korrigieren. Nach den intensiven vormittägli-
chen Debatten darüber, was ein Postulat kann und was
nicht in Zusammenhang mit den Beiträgen der Studieren-
den und zuvor mit der Simulation, könne er sich schlecht
vorstellen, dass die Basis für ein Postulat ein Missver-
ständnis oder ein Irrtum sein kann. Es sei nicht unbedingt
seriös, ein solches Postulat an die Regierung zu über-
weisen. Nachdem die Gespräche geführt wurden und die
Bildungsdirektion ausführlich zuhanden Petitionskommis-
sion Stellung genommen hat, empfiehlt er dringend, den
Vorstoss abzuschreiben.

Hanni Huggel (SP) sieht es anders und findet es
schlecht, wenn man nun anfängt, Petitionen, die gemäss
Kommissionsbeschluss an die Regierung überwiesen
werden sollen, quasi im Schnellverfahren abzuschreiben.
Erstens schaffe man damit einen Präzedenzfall, zweitens
ist sie der Ansicht, dass damit der Volkswille – auch wenn
dem Ganzen ein Missverständnis zugrunde liegt – nicht
ernst genommen wird. Sie rät ab und meint, die Regierung
sollte dieses Papier trotz allem noch ‘in der Schublade’
behalten.

Agathe Schuler (CVP) schliesst sich ihrer Vorrednerin
an. Denn im Gegensatz zu einem Postulat hat eine Petiti-
on keinen Bericht zur Folge. Hätte man als Petitionskom-
mission gewollt, dass etwas unternommen wird, so hätte
man eine Motion oder ein Postulat eingereicht. Mit der
Überweisung an die Regierung nimmt man die Petition
ernst. Die Anliegen der Petenten werden damit sozusagen
bei der Regierung hinterlegt, ohne dass die Exekutive
einen Bericht ausarbeiten muss.

://: Mit 34 : 28 Stimmen bei 2 Enthaltungen überweist der
Landrat die Petition «Kein Angriff auf die Uni Basel »
an den Regierungsrat.
[Namenliste einsehbar im Internet; 15.33h]

Landratspräsident Jürg Degen (SP) kommentiert, hoffent-
lich finden die noch eine Schublade, um das rein zu tun...

Für das Protokoll:
Brigitta Laube, Landeskanzlei
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Nr. 692

23 2012/101

Berichte des Regierungsrates vom 27. März 2012 und

der Justiz- und Sicherheitskommission vom 22. Juni

2012: Gesetz über den Betrieb von Taxis (Taxigesetz);

1. Lesung

Werner Rufi (FDP), Präsident der Sicherheitskommission,
berichtet: Mit der Vorlage wird eine frühere Verordnung
aus dem Jahr 1969 überarbeitet und auf die formelle Stufe
eines Kantonsgesetzes gehoben. Eine Regelung auf ge-
setzlicher Ebene muss erfolgen, da es in diesem Bereich
gewisse Einschränkungen der Wirtschaftsfreiheit gibt. Der
Kommissionsbericht vom 22. Juni 2012 ist relativ kurz
gehalten. Verschiedene Punkte werden aufgelistet. In
diesem Bereich muss immer auch beachtet werden, dass
es Bundesvorschriften gibt, die den Vorrang haben und im
kantonalen Taxigesetz nicht geändert werden können.

Wichtig ist auch zu erwähnen, dass es bei diesem
Gesetz eine Zusammenarbeit mit Basel-Stadt in gewissen
Bereichen gibt. Die Koordination zwischen den beiden
Kantonen ist u.a. mit dem Binnenmarktgesetz gewähr-
leistet. Allerdings können beide Kantone unabhängig von-
einander entscheiden. Die Ausführungsbestimmungen
des Gesetzes werden in der Verordnung geregelt. Im
Gesetz sind die Grundsätze wie Geltungsbereich, Bewil-
ligungsverfahren, Ausübung des Gewerbes wie auch Ta-
rifordnung und Gebühren geregelt. Vollzug, Verwaltungs-
massnahmen und Strafen sind ebenfalls im Gesetz ge-
regelt; einiges davon in Anlehnung an die frühere Land-
ratsverordnung.

Das Gesetz wurde in der SIK an zwei Sitzungen bera-
ten, unter Beisitz von Sicherheitsdirektor Isaac Reber,
Generalsekretär Stephan Mathis sowie Gerhard Mann,
Leiter Bewilligungen, Freiheitsentzug und Soziales. Ge-
wisse Rückfragen wurden beantwortet. Man musste u.a.
feststellen, dass vieles mittels Bundesrecht geregelt ist
und man diesbezüglich keine Entscheidkompetenz hat.

Eintreten war unbestritten. In der Detailberatung hat
die Kommission gegenüber der regierungsrätlichen Vorla-
ge einige Anpassungen vorgenommen. Hierbei sei verwie-
sen auf Ziffer 2.3.2. des Berichts. Bei der Bewilligungs-
erteilung in § 4 Absatz 2, lit.a hat man folgende Änderun-
gen vorgenommen: Ein «oder» wurde in «und» abgeän-
dert und kombiniert mit «entsprechende Verlustscheine».
Diesbezüglich könnten noch Änderungsanträge kommen,
um eine breitere Palette abdecken zu wollen. Eine nicht
nennenswerte, kleine Schreibkorrektur wurde in § 7 Ab-
satz 2 vorgenommen. Betreffend Mitführen von Hunden
konnten Fachleute angefragt werden; diese wiesen auf
eine Erweiterung der Mitführpflicht von Blindenhunden auf
«andere Hilfshunde» hin. Soweit die grundsätzlichen Ab-
änderungen der Kommission gegenüber der regierungs-
rätlichen Vorlage.

Wichtig zu erwähnen ist, dass bezüglich dieses Ge-
schäftes Handlungsbedarf besteht. Denn es könnte von
Seiten betroffener Personen beanstandet werden, die
Regelung sei nicht auf der richtigen Stufe angesiedelt.
Den Zeitpunkt des Inkrafttretens beschliesst die Regie-
rung. Was die zuständigen Behörden anbetrifft, sei auf die
Regierungsvorlage verwiesen. Je nach Fall kann dies
entweder das KIGA, weitere Bereiche der Polizei sowie
das Pass- und Patentbüro sein.

Im personellen Bereich gibt es keinen Mehraufwand.

Der taxibezogene Mehraufwand wird auf maximal 10 Stel-
lenprozent veranschlagt (VL, S. 23). Weiter zu erwähnen
ist, dass man mit dem Gesetz absolut im Rahmen der
Tarifbestimmungen ist. In Bezug auf die Höchsttarife –
gemäss alter Gesetzgebung – lehnt man sich an die bis-
herige Regelung an. Betragsmässig ist kein Wert im Ge-
setz explizit erwähnt, er wird jedoch in der Ausführungs-
verordnung näher definiert.

Aus der Vernehmlassung wurden gewisse Kritikpunk-
te aufgenommen, auch wenn die Punkte nicht immer als
Ganzes umgesetzt werden konnten.

Rosmarie Brunner (SVP) ist einverstanden mit der Kom-
missionsfassung. In § 4 Absatz 2, lit. a) wird die SVP ei-
nen kleinen Änderungsantrag stellen, der in der ersten
Lesung erläutert werden soll.

Andreas Bammatter (SP) und die SP kann sich ebenfalls
hinter das neue Taxigesetz stellen. Es ist, wie vom Prä-
sidenten bereits ausführlich geschildert, eine Auffrischung
im Sinne einer Anpassung der Landratsverordnung aus
dem Jahr 1969.

Bei Rolf Richterich (FDP) sträuben sich nach eigenen
Aussagen bei der Lektüre des Gesetzes die Nackenhaa-
re. Obwohl er nicht in der behandelnden Kommission ist,
habe er sich die Lesemühe gemacht, betont er. Hier wür-
den viel zu viele Details geregelt für so etwas einfaches
wie die Bewilligung eines Taxigewerbes, und doch fehle
das Wesentliche. Die Bewilligungsbestimmungen seien ja
noch einigermassen in Ordnung, die verantwortliche Per-
son... Dann folgt die Ausrüstung der Fahrzeuge –. Es
frage sich, was der Regierungsrat in der Verordnung
sonst noch alles regeln wolle; ‘ächt’ die Wattzahl der Taxi-
lampe oder die Schriftgrösse der Telefonnummer... Viel
mehr zu regeln gebe es wohl nicht. Kritisch werde es ins-
besondere bei den Paragrafen § 10 und § 14. In § 10
heisst es, «die für den Vollzug zuständige Behörde...» –
Ja, welche Behörde ist das? – Unter § 14 «Vollzug» findet
sich dazu folgende Aussage: «Der Regierungsrat bezeich-
net die für den Vollzug dieses Gesetzes zuständigen Stel-
len.» Also sind es schon einmal mehrere Stellen, wohin-
gegen für den Vollzug des Gesetzes eine Behörde zu-
ständig sein soll. Und welche Stellen oder wer dies ist,
möchte man doch aus dem Gesetz erfahren und nicht in
einer Verordnung des Regierungsrates nachlesen müs-
sen. Die Regelung von Zuständigkeiten sei eines der
Kernthemen in einem Gesetz.

Völlig gegen den Strich geht dem Landrat § 15 «Infor-
mation», welche eine Bringschuld der Gerichte an die
zuständige Behörde verlangt. Das gehe nicht. Diesen
Systembruch kann er überhaupt nicht akzeptieren. Der
Paragraf könnte ersatzlos gestrichen werden. Er beantragt
Rückweisung des Gesetzes an die Regierung mit dem
Auftrag, dieses zu verschlanken und die Detailregelungen
dem Regierungsrat zu überlassen.

Sabrina Mohn (CVP) und die CVP-/EVP-Fraktion sehen
dies ein wenig anders als ihr Vorredner. Grundsätzlich
wird die Auffrischung der Taxiverordnung zum Taxigesetz
begrüsst. Auch ist man der Ansicht, in dem Gesetz seien
die wichtigsten Punkte enthalten. Und es wurde bewusst
auf weiter gehende Regelungen verzichtet, wie dies in
anderen Kantonen der Fall ist. Auch ist man überzeugt,
dass es keinen Anlass für weitere staatliche Eingriffe gibt,
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so lange der Markt gewährleistet, dass die Kundschaft
eine gute Dienstleistung zu einem angemessenen Preis
erhält. In diesem Sinne wird man keine weiteren Anträge
stellen und dem Gesetz einstimmig in dieser Form zu-
stimmen.

Klaus Kirchmayr (Grüne) vereint die Grüne Fraktion hin-
ter sich. Man stimmt dem Taxigesetz zu und ist für Ein-
treten, wird auch keine Anträge stellen. Er zeigt sich et-
was erstaunt über das Votum von Rolf Richterich. Wozu
dient denn eine Kommissionsberatung, wenn solche An-
träge erst im Landratsplenum eingebracht werden? Er
habe wenig Verständnis dafür und bittet, das Gesetz mög-
lichst ohne Verzug durch den Rat zu bringen.

Hanspeter Kumli (BDP) mit der Fraktion der glp/bdp ist
für Eintreten. Man findet es gut, von der Verordnung zu
einem guten, schlanken Gesetz gefunden zu haben. Es
handle sich hier insgesamt um eine Gesetz, das für alle
Beteiligten – die Standortgemeinden, die Taxibetriebe,
und -chauffeure /chauffeusen sowie die Zielpersonen,
also die Fahrgäste – stimmt.

Werner Rufi (FDP) geht auf die drei von Rolf Richterich
eingebrachten Punkte ein. Es sei dessen gutes Recht,
auch als Nicht-Kommissionsmitglied noch auf der Ziel-
gerade einen Input einzubringen – da das Kommissions-
mitglied gerade in den Ferien weilt.

Betreffend Tarifordnung wolle man die Flexibilität
wahren. Die Höchstwerte sind definiert und bekannt; inso-
fern gibt es hier keine Abweichung zur vorhergehenden
Regelung, und man hat entschieden, dies weiter zu dele-
gieren. In Bezug auf den Vollzug ist die Sache nicht ganz
einfach. Aus der Regierungsvorlage ist klar zu ersehen,
dass je nach Bereich eine andere Behörde gefordert ist.
Auch ist eine Vollzugsbestimmung der Regierung nicht
unbedingt von Nachteil, denn man bleibt so bezüglich
Änderungen flexibel. Daher sei eine Grundsatzregelung
durchaus legitim. § 15 «Information» mit der Bringschuld
der Stellen stützt sich einerseits auf die Regierungsvorla-
ge mit einer analogen Bestimmung, andererseits aber
auch auf eine Grundsatzbestimmung der schweizerischen
Strafprozessordnung ab. Im Endeffekt gilt es aber zu be-
denken, dass der Fahrgast eine Sicherheit haben will,
dass der/die Lenker/in des Taxis keine bewilligungsrele-
vanten Einschränkungen hat. Werner Rufi gibt den An-
tragsteller dahingehend Recht, dass dies aus Daten-
schutzgründen sehr heikel ist. Dient es aber tatsächlich
zur Sicherheit im Strassenverkehr und insbesondere beim
Taxigewerbe, so ist diese Lösung zwingend. Die Güter-
abwägung wurde gemacht und die Bestimmung ist recht-
lich vertretbar.

Regierungsrat Isaac Reber (Grüne) bemerkt, auch wenn
das Thema auf den ersten Blick nicht gerade weltbewe-
gend scheine, so gebe es immerhin im Kanton 52 solcher
Betriebe mit insgesamt 132 Taxis, und diese verdienen
es, dass sie auf einer soliden und aktuellen, rechtlichen
Grundlage operieren können. Denn alle ihre Passagiere
wollen zuverlässig bedient, sicher ankommen und auch im
Preis nicht übervorteilt werden. Ausserdem wurde an-
gesprochen, dass hin und wieder solche Erlasse aufge-
frischt, an die aktuellen Verhältnisse angepasst und auch
entrümpelt werden müssen. Inwieweit dies gelungen ist,
darüber scheiden sich die Geister. In der Kommission hat

man das Ganze diskutiert und man ist der Auffassung,
dass mit der nun vorliegenden Fassung eine verhältnis-
mässige, aber auch wirksame Regelung gefunden wurde.
Mit andern Worten, es ist einerseits so wenig wie möglich,
aber auch so viel wie nötig geregelt.

In der Sache ist der Neuheitswert nicht allzu gross.
Das bisherige Recht war ebenfalls relativ liberal ausge-
staltet. Ganz kann auf das Gesetz nicht verzichtet werden
und letztlich ersetzt es auch die bisherige Landratsver-
ordnung. Denn dort, wo es um Eingriffe in die Wirtschafts-
freiheit, um die Wahrung der öffentlichen Sicherheit, von
Ruhe und Ordnung geht, ist eine gesetzliche Grundlage
angezeigt. Es darf nicht vergessen werden, dass die Fahr-
gäste, die sich einem Taxi anvertrauen, vorübergehend
auf einen Teil ihrer Autonomie und Handlungsmöglichkeit
verzichten. Daher muss gewährleistet sein, dass die Taxis
sicher sind und insbesondere auch, was die persönlichen
Voraussetzungen von Betreibern und Taxichauffeuren
und -chauffeusen betrifft. Das kann nur mit einer Bewil-
ligungspflicht gewährleistet werden. Die Taxibranche hat
die Regierung in ihrer Haltung im Rahmend des Vernehm-
lassungsverfahrens klar bekräftigt; auch sie steht hinter
einer Bewilligungspflicht.

Die diversen Änderungen wurden bereits ausgeführt
oder stehen im Bericht. In erster Linie ging es darum, eine
bisherige Landratsverordnung in ein schlankes Gesetz
überzuführen. Zweitens wurden die Zulassungsbestim-
mungen an einschlägiges Bundesrecht angepasst. Alle
anderen Veränderungen gegenüber der ursprünglichen
Vorlage sind im Wesentlichen Details, die hier nicht auf-
geführt werden sollen. Der Sicherheitsdirektor bedankt
sich für die grundsätzlich positive Aufnahme der Vorlage
in der Kommission und hofft, dass es auch der Landrat so
sehen kann.

Landratspräsident Jürg Degen (SP) lässt über den Rück-
weisungsantrag abstimmen.

://: Mit 10 Ja- : 57 Neinstimmen bei 2 Enthaltungen lehnt
der Landrat eine Rückweisung an die Regierung ab.
ab.
[Namenliste einsehbar im Internet; 15.50h]

Für das Protokoll:
Brigitta Laube, Landeskanzlei

*

Fortsetzung

– 1. Lesung

Titel und Ingress keine Wortbegehren

A. keine Wortbegehren

§§ 1-3 keine Wortbegehren

§ 4 Absatz 2 Buchstabe a

Rosmarie Brunner (SVP) beantragt § 4 Absatz 2 Buch-
stabe a wie folgt zu formulieren:

(...) aus betrieblichen Gründen in Konkurs geraten ist
oder gerät oder Verlustschein vorliegen, (...)
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Es würden die Worte «und entsprechende» gestrichen
und durch «oder» ersetzt. Der Rest des Paragraphen
bleibt unverändert.

Peter Brodbeck (SVP) beantragt, bei Punkt 2 a die Wör-
ter «und entsprechende» durch «oder» zu ersetzen, da
die «entsprechende Verlustscheine» suggeriere, dass
sich diese auf den Konkurs beziehen würden. Nun ist
jedoch so, dass öffentlich-rechtliche Forderungen nicht
Konkurs gehen:

Wenn zum Beispiel ein Taxihalter seine AHV-Beiträge
und auch jene seiner Mitarbeiter nicht mehr bezahlt und
Verlustscheine entstehen, dann sind diese keine Konkurs-
verlustscheine sondern Pfändungsverlustscheine.

Die SVP ist der Meinung, dass wenn diese Art von
Verlustscheinen entstehen, man auch überprüfen muss,
ob ein Taxihalter seinen Betrieb noch weiterführen kann.
Es ist stossend, wenn jemand seinen öffentlich-rechtli-
chen Auflagen nicht nachkommt.

Darum wird der Antrag gestellt, «und entsprechende»
zu streichen, damit sich die Verlustscheine sowohl auf
Konkurs-, als auch auf Pfändungsverlustscheine bezie-
hen.

Kommissionspräsident Werner Rufi (FDP) zeigt Ver-
ständnis für das von der SVP-Fraktion vorgebrachte Anlie-
gen. Der angesprochene Punkt sei kommissionsintern
diskutiert worden. Die vorliegende Formulierung war eine
Einschränkung auf den einen Konkursfall mit Konkurs-
verlustscheinen. Mit der von Peter Brodbeck vorgeschla-
genen Regelung kann ein breiteres Feld abgedeckt wer-
den. Nicht nur der Konkurs der Firma ist massgebend,
sondern auch die Pfändungsverlustscheine. Gesamthaft
hat dies Einfluss auf die Bewilligungserteilung. Von daher
kann diesem Antrag von der SVP-Fraktion gefolgt werden.

://: Dem Antrag der SVP-Fraktion auf Ersetzung der Wör-
ter «und entsprechende» durch «oder» im § 4 Absatz
2 Buchstabe a des Taxigesetzes wird mit 60:6 Stim-
men bei 1 Enthaltung zugestimmt.
[Namenliste einsehbar im Internet; 15.55]

§§ 5-9 keine Wortbegehren

§ 10

Rolf Richterich (FDP) möchte beliebt machen, § 10 Ab-
satz 1 wie folgt zu formulieren:

Der für den Vollzug dieses Gesetzes zuständige Re-
gierungsrat (...)

Die Worte «Die» und «Behörde» sollen gestrichen und
durch «Der» und «Regierungsrat» ersetzt werden. Der
Rest des Paragraphen bleibt unverändert.

Klaus Kirchmayr (Grüne) erkundigt sich beim Regie-
rungsrat, ob bei Annahme dieses Antrages neu künftig
immer der Gesamtregierungsrat und nicht wie bisher die
zuständige Direktion entscheiden müsse.

Regierungsrat Isaac Reber (Grüne) hält fest, dass die
vorliegende Formulierung des Gesetzestexts bewusst
nicht einschränkend, sondern möglichst flexibel gewählt
worden wäre. Es ist nicht klar, ob der Regierungsrat das
richtige Organ ist, Fahrpreise und Tarife festzusetzen.

Klaus Kirchmayr (Grüne) empfiehlt die Ablehnung des
Antrages. Es sei nicht stufengerecht, wenn die Gesamt-
regierung über solche Details entscheiden müsse.

Rolf Richterich (FDP) interessiere als regelmässiger
Benutzer eines Taxis im Wesentlichen die Betriebssicher-
heit des Fahrzeuges, die Sicherheit des Fahrers und die
Höhe des Tarifs. Diesen durch irgendeine subalterne
Dienststelle entscheiden zu lassen ist fragwürdig. Das
Wesentliche, was den Kunden wirklich interessiert, lässt
man – gemäss dem vorliegenden Gesetz – irgend Jeman-
den entscheiden. Dafür zeigt er keinerlei Verständnis.

Thomas Weber (SVP) unterstützt im Namen der SVP-
Fraktion diesen Antrag der FDP. Die Tatsache, dass die
zuständige Behörde «der Regierungsrat» sei, bedeute
nicht, dass bei jedem Entscheid über Fahrpreise und Tari-
fe eine grosse epische Regierungsratssitzung einberufen
werden müsse. Selbstverständlich hat der Regierungsrat
die Kompetenz, diese Entscheide verwaltungsintern zu
delegieren. Schlussendlich geht es darum, dass die Ver-
antwortung so beim Regierungsrat liegt.

Regula Meschberger (SP) geht davon aus, dass bei
Annahme des Antrages der Regierungsrat als ausgewie-
sene zuständige Behörde nicht delegieren, sondern selber
entscheiden werde. Daher empfiehlt sie den Antrag zur
Ablehnung

://: Der Antrag der FDP-Fraktion auf Ersetzung der Wör-
ter «Die» und «zuständige Behörde» durch «Der» und
«Regierungsrat» wird mit 18:46 Stimmen bei 2 Enthal-
tung abgelehnt.
[Namenliste einsehbar im Internet; 16.00]

§ 11 keine Wortbegehren

C. keine Wortbegehren

§§ 12-13 keine Wortbegehren

D. keine Wortbegehren

§§ 14-15 keine Wortbegehren

E. keine Wortbegehren

§§ 16-17 keine Wortbegehren

F. keine Wortbegehren

§§ 18-21 keine Wortbegehren

– Rückkommen

Es wird kein Rückkommen verlangt.

://: Damit ist die erste Lesung des Taxigesetzes abge-
schlossen.

Für das Protokoll:
Damian Zurschmiede, Landeskanzlei

*
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Nr. 693

24 2012/118

Berichte des Regierungsrates vom 24. April 2012 und

der Finanzkommission vom 23. August 2012: Ge-

schäftsbericht 2011 der Kantonalen Finanzkontrolle

Basel-Landschaft

Kommissionspräsident Marc Joset (SP) erklärt, dass die
Kantonale Finanzkontrolle im Jahr 2011 56 Prüfungen
durchgeführt habe. Diese werden im vorliegenden Bericht
zusammengefasst. Die ausführlichereren Revisionsberich-
te wurden im Verlaufe des Jahres von der Finanzkommis-
sion und der Geschäftsprüfungskommission beraten. Die
Finanzkommission konnte sich bei der Beratung des vor-
liegeden Geschäftberichtes auf die Einschätzungen des
Begleitausschusses der Finanzkontrolle abstützen. Dieses
Gremium unter dem Präsidium von Klaus Kirchmayer
umfasst Mitglieder der Finanzkommission und den Finanz-
direktor. Seit 2009 ist die Finanzkontrolle dem Landrat
zugeordnet. Sie ist ein effizientes und unabhängiges In-
strument des Parlaments.

Der Kommissionspräsident schliesst mit dem Dank an
Roland Winkler, dem Vorsteher der Finanzkontrolle und
allen Mitarbeitern für die geleistete Arbeit. Die Finanz-
kommission beantragt mit 13:0 Stimmen den Geschäfts-
bericht 2011 der Kantonalen Finanzkontrolle zur Kenntnis
zu nehmen.

Ruedi Brassel (SP) sagt, dass die SP-Fraktion den Be-
richt zur Kenntnis genommen habe. Sie empfiehlt auch
dem Landrat dies zu tun. Der Bericht zeigt, dass die Arbeit
gut gemacht wird und die Finanzkontrolle ein wertvolles
Instrument für den Landrat ist. Er schliesst mit dem Dank
an die Finanzkontrolle für ihren Einsatz und Beitrag zur
Transparenz und Rechtssicherheit im Kanton.

Roman Klauser (SVP) verweist auf die Tatsache, dass
der Antrag der Finanzkommission in ihrem Bericht ein-
stimmig ausfalle. Dies ist nicht immer der Fall. Die Qualität
der Arbeit und die dem Landrat vorgelegten Unterlagen ist
hoch. Verbunden mit dem Dank an die Finanzkommission
empfiehlt die SVP-Fraktion den Bericht zur Kenntnis zu
nehmen.

Monica Gschwind (FDP) attestiert als Mitglied der
Geschäftsprüfung- und Finanzkommission dem Bericht
und der Arbeit der Finanzkontrolle eine hohe Qualität. Die
Prüfungen seien professionell angegangen worden, der
Prüfungsbefund sei immer sehr detailliert beschrieben
worden und die Betroffenen hätten immer die Möglichkeit
gehabt, Stellung zu nehmen. Die Umsetzung der Empfeh-
lungen werden überprüft. Monica Gschwind zeigt sich
erfreut, dass die Finanzkontrolle innerhalb der Verwaltung
eine hohe Akzeptanz geniesst. Dadurch kann ein grosser
Mehrwert geschaffen werden. Im Namen der FPD möchte
sie dem Vorsteher der Finanzkontrolle, Roland Winkler
und seinem Team für die hervorragende Arbeit herzlich
danken. Sehr gerne nimmt die FDP den Jahresbericht zur
Kenntnis.

Alain Tüscher (EVP) teilt mit, dass die CVP-EVP Fraktion
den Bericht selbstverständlich auch zur Kenntnis nehme.
Er bedankt sich bei Roland Winkler und seinem Team für
die sehr gute Arbeit. Die Zusammenarbeit zwischen Re-

gierungsrat Adrian Ballmer (FDP), der Finanzkontrolle
und der Finanzkommission hat sich bewährt.

Klaus Kirchmayr (Grüne) erklärt, dass auch die Grüne
Fraktion den Bericht, verbunden mit einem grossen Dank
an Roland Winkler und sein Team, zur Kenntnis nehme.

Ganz explizit danken möchte er auch Regierungsrat Adri-

an Ballmer (FDP), der Finanzdirektion und der gesamten
Verwaltung. Zusammenarbeit und Kooperation sind wichti-
ge Voraussetzungen für die erfolgreiche und wertstiftende
Arbeit der Finanzkontrolle.

Gerhard Schafroth (glp) dankt im Namen der BPD-glp
Fraktion Roland Winkler und seinem Team für die wertvol-
le Arbeit. Diese gebe der Finanzkommission eine enorme
Sicherheit, sich auf viele Detail verlassen zu können, was
angesichts der Dichte der Materie sehr hilfreich sei.

://: Der Landrat nimmt den Geschäftsbericht 2011 der
Kantonalen Finanzkontrolle Basel-Landschaft mit 62:0
Stimmen zur Kenntnis.
[Namenliste einsehbar im Internet; 16.08]

Für das Protokoll:
Damian Zurschmiede, Landeskanzlei

*

Nr. 694

25 2012/143

Berichte des Regierungsrates vom 22. Mai 2012 und

der Finanzkommission vom 23. August 2012: Jahres-

bericht 2011 der Basellandschaftlichen Pensionskas-

se

Kommissionspräsident Marc Joset (SP) erklärt, dass
gemäss Kantonsverfassung das Parlament die Oberauf-
sicht über die Basellandschaftliche Pensionskasse inne
habe. Deswegen wird dem Landrat der Jahresbericht zur
Genehmigung vorgelegt. Die Jahresrechnung wurde vor-
gängig bereits von unabhängigen Experten und externen
Kontrollenstellen geprüft. Die Finanzkommission kann
sich den entsprechenden Empfehlungen zur Genehmi-
gung anschliessen.

Den Kennzahlen ist zu entnehmen, dass die Pen-
sionskasse im Jahr 2011 eine Gesamtperfmance von
0,2% erreicht hat. Unter Berücksichtigung des allgemein,
tiefen Zinsniveaus und der negativen Entwicklung an den
Finanzmärkten, ist das vorliegende Ergebnis akzeptabel.
Das Gesamtvermögen hat sich um sFr. 300 Mio. erhöht.
Dies vor allem Dank der Übernahme der Versicherten der
BLKB und der FHNWCH. Aufgrund der immer noch vor-
teilhaften Versicherungsstruktur, einem Aktiv-Rentner-
Verhältnis von rund 3 zu 1, kann ein positiver Cashflow
ausgewiesen werden. Auch im Jahr 2011 konnte die Pen-
sionskasse ihren Verpflichtungen nachkommen, ohne auf
bestehende Vermögensanlagen zurückgreifen zu müssen.

In der Detailberatung hat sich die Finanzkommission
unter anderen mit den Themen Immobilienportfolio, Euro-
Risiken und Verwaltungskosten befasst. Die entsprechen-
den Zusatzinformationen können dem Kommissionsbe-
richt entnommen werden. Neben der Empfehlung der
Kontrollstelle, die Jahresrechnung zu genehmigen, er-
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wähnt sie zusätzlich und speziell, dass die Mitglieder der
Geschäftsleitung der Pensionskasse «die hohen Anforde-
rungen an Fachkenntnisse, Integrität und Loyalität erfül-
len».

Mit dem Dank an die Mitglieder der Geschäftsleitung
der Pensionskasse für den geleisteten Einsatz im Jahr
2011, beantragt die Finanzkommission mit 12:1 Stimmen,
den Jahresbericht 2011 der Basellandschaftlichen Pen-
sionskasse zu genehmigen.

Mirjam Würth (SP) bestätigt, dass die SP-Fraktion sich
dem Votum von Marc Joset anschliesse. Darüber hinaus
blickt sie noch einmal zurück, auf das schwierige Jahr
2011, welches geprägt war von einer Staatsschuldenkrise,
schwacher Konjunktur in der EU, vom unruhige Banken-
sektor, vom Erdbeben und Atomkatastrophe in Japanso-
wie von den arabischen Umstürzen. Intern in der BLPK
konnten zwei Organisationen vom Leistungs- ins Beitrags-
primat übernommen werden; namentlich die BLKB und die
FHNW. Darüber hinaus baute sie ihre Onlinedienste aus
und ist umgezogen. Die SP-Fraktion möchte der BLPK, im
Wissen um die Schwierigkeiten, für die wertvolle Arbeit
danken und nimmt den Bericht zustimmend zur Kenntnis.

Roman Klauser (SVP) schliesst sich seiner Vorrednerin
an und bestätigt, dass die SVP-Fraktion den vorliegenden
Bericht genehmige. Obschon Rechnung und Arbeit in-
nerhalb der Pensionskasse sicher richtig gemacht wurde,
stellt sich die Frage, ob mit einer Gesamtperformance von
0,2% im Anlagebereich wirklich das Maximum heraus-
geholt wurde. Das Resultat ist - auch unter Berücksichti-
gung des schwierigen Umfeldes - enttäuschend. Als Folge
steht auch eine grosse Sanierung an. Dennoch wird die
SVP-Fraktion den Bericht in dieser Form genehmigen.

Monica Gschwind (FDP) hält fest, dass die Gesamtper-
formance von 0,2% nicht gut sei. Wenn man diese Lei-
stung jedoch nicht isoliert betrachtet sondern jener ande-
rer kantonalen Pensionskassen gegenüberstellt (BS: -
3,5%; SO: 0,4%) muss dieser Befund relativiert werden.
Auch die durchschnittliche Rendite im Zeitraum der Jahre
von 2004 bis 2011 entsprach mit 2,75% jener von ver-
gleichbaren Kassen.

Dennoch muss an dieser Stelle betont werden, dass
es bei einer solchen jährlichen Wachstumsrate unmöglich
ist, den Deckungsgrad der Pensionskasse zu halten, bzw.
die Deckungslücke nicht grösser werden zu lassen. Für
ersteres wäre eine Netto-Rendite von vier, für letzteres
eine Netto-Rendite von über fünf Prozent von Nöten. Aus
diesem Grund hat der konsolidierte Deckungsgrad auch
im Jahr 2011 wieder abgenommen, auf aktuell 76,8%.

Wenn bei einer Gesamtbetrachtung der BLPK die
Entwicklung der Neu-Renten hinzugezogen wird, wird klar,
dass die Zunahme der Rentner den Fehlbetrag der Kasse
laufend vergrössert. Darum ist es unumglänglich, dass die
Pensionskasse so schnell wie möglich saniert wird.

Die FDP-Fraktion ist überzeugt, dass die Geschäfts-
leitung die Kasse mit grösster Sorgfalt und Umsicht führt
und möchte den Geschäftsbericht 2011 mit einem zwar
unschönen Ergebnis von Minus sFr. 151 Mio. einstimmig
zur Kenntnis nehmen.

Claudio Botti (CVP) äussert sich dahingehend, dass
auch die CVP-/EVP-Fraktion den Bericht zur Kenntnis
nehme. Er möchte vorwärts und nicht mehr zurück schau-

en, indem er auf die Sanierung der Pensionskasse hin-
weist. Die zuständigen Personen bei BLPK arbeiten gut
und ihnen gebührt auch Dank von Seiten des Landrates.

Gerhard Schafroth (glp) erklärt, dass er seine ablehnen-
de Haltung, den Antrag in der Finanzkommission nicht
mitzutragen, in der Zwischenzeit revidiert habe. Der Land-
rat hat darüber zu befinden, ob die Geschäftsprüfung der
BLPK rechtsmässig ist. Von rechtlicher Seiten gibt es
diesbezüglich auch keine Bedenken. Von politischer Seite
jedoch sind die Dinge anders gelagert: Noch vor zehn
Jahren wies die Pensionskasse einen Deckungsgrad von
10 Prozent aus. Bis heute hat sich im Anlagebereich eine
Lücke von ca. sFr. 1,2 Mia. aufgetan. Pro Jahr wurden so
über sFr. 100 Mio. vernichtet. Dies ist verheerend.

Im Bericht der Pensionskasse, wie auch im Sanie-
rungsbericht findet sich als Erklärung dieser Entwicklung
immer nur der Verweis auf die ungünstigen wirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen. Dies ist schlicht falsch. Viele
Kassen konnten ihren Deckungsgrad von 100 Prozent
halten, indem sie eine vorsichtigere Anlagestrategie als
die BLPK verfolgt haben. Wenn sich die Pensionskasse
an der Geschäftspolitik der BLKB orientiert hätte – vor-
sichtig, seriös und ein bisschen langweilig – wäre die
aktuelle Finanzlage der BLPK eine völlig andere.

Es deutet jedoch nichts darauf hin, dass die Pen-
sionskasse aus der Vergangenheit gelernt hat und ent-
sprechend ihre Geschäftspraxis anpasst und zu einer
langweiligen, seriösen, verlässlichen Versicherungsein-
richtung wird, welche nicht mehr sinnlos Geld verspeku-
liert. Der Referent geht davon aus, dass sich der Kanton
in einem Jahr wieder in der selben Situation wiederfinden
wird. Hier gilt es bei der anstehenden Sanierung anzuset-
zen, um diese politischen Probleme zu lösen.

Hanspeter Weibel (SVP) sagt, er habe während der lau-
fenden Diskussion bei seinen RatskollegInnen v.a. viel
«Zähneknirschen» festgestellt. Hierzu möchte er auch
noch ein paar Bemerkungen machen. Es ist richtig, for-
mell zu bestätigen, dass die Pensionskasse korrekt ge-
führt wird, dass die Verantwortlichen fachlich kompetent
sind, die Struktur und Organisation stimmt. Es stellt sich
nun die Frage, warum das Resultat unbefriedigend ausge-
fallen ist, obschon man der Pensionskasse eine gute Ar-
beit attestiert.

Lotti Stokar (Grüne) zeigt sich erfreut, dass nun auch
Gerhard Schafroth Zustimmung signalisiert habe. Es gibt
keinen Grund, den Verantwortlichen bei der Pensions-
kasse ihre gute Arbeit zum Vorwurf zu machen. Von letz-
terer hat sich die Politik überzeugen können. Es sind die
Rahmenbedungen des geschäftlichen Umfeldes, in wel-
chem sich die BLPK bewegt, die geändert werden müs-
sen. Im Namen der Grünen Fraktion möchte sie sich be-
danken und den Bericht zur Kenntnis nehmen.

Regierungsrat Adrian Ballmer (FDP) stellt die Frage in
den Raum, was die Anwesenden für Erwartungen an die
Performance der Pensionkasse hätten und ob diese rea-
listisch seien. An Monica Gschwind gewandt erinnert er
daran, dass zu erst einmal der vom Landrat vor ein paar
Jahren definierte Bedarf bekannt sein muss, den die
BLPK durch Leistungen decken muss, um abschätzen zu
können, ob die Erwartungen an die Perfomance der Kas-
se realistisch waren. Darüber hinaus muss der Leistungs-
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ausweis der BLPK an den Möglichkeiten an der Anlage-
märkten gemessen werden.

Die Pensionskasse arbeitet gut und erfolgreich. Es
gibt überhaupt keinen Grund, warum man im Zusammen-
hang mit der BLPK von Spekulation reden könnte. Wer
diesen Vorwurf öffentlich aussprechen will, muss den
Beweis antreten.

Die BLPK ist eine mustergültig geführte Pensions-
kasse. Sie hat das Vorsorgevermögen in keiner Weise
schlecht bewirtschaftet sondern im Gegenteil, den letzt-
jährigen Benchmark übertroffen. In den letzten zehn Jah-
ren hat der Anlagemarkt, als dritter Beitragszahler, keine
Rendite abgeworfen.

Die Verwaltungskosten der Basellandschaftlichen
Pensionskasse sind mit sFr. 134 pro Kopf sehr tief. Der
Durchschnitt schweizerischer Pensionskassen liegt ge-
mäss einer Auswertung von Swisscanto bei sFr. 295.

Der Sanierungsbedarf bei der BLPK ist nicht selbst-
verschuldet. Vielmehr gibt dafür objektive Gründe. Öffent-
liche Kassen haben bisher gemischt finanziert: Ein Teil in
Kapitaldeckungsverfahren wie bei den privaten Kassen
und einen Teil in Umlageverfahren analog der AHV. So
hat die BLPK in der Vergangenheit in der Regel einen
Deckungsgrad von ca. 80 Prozent ausgewiesen. Das
heisst, ein Fünftelwürde im Umlageverfahren finanziert.
Der Bundesgesetzgeber möchte nun einen Umstellung
von der gemischten Finanzierung zum Kapitaldeckungs-
verfahren. Dies zieht eine sofortige Nachfinanzierung mit
sich.

Wenn nun im Landrat behauptet wird, die BLPK habe
im Jahr 2000 einen Deckungsgrad von 100 Prozent aus-
gewiesen, so ist das eine Art von Desinformation, wenn
nicht gleichzeitig angegeben wird, was vor dieser Zeit war.
Das Jahr 2000 stand am Ende einer wirtschaftlichen
Boom-Dekade, des einfach erwirtschafteten Gewinns an
der Börse. Danach kam jedoch ein Crash. Dieser Kon-
junkturzyklus, welcher sich in fallenden und sinkenden
Kursen an der Börse manifestiert, ist normal. Längerfristig
ist die Entwicklung positiv. Das vergangene Jahrzehnt war
diesbezüglich eine Ausnahme.

Die steigende Lebenserwartung einerseits und die
tiefe Zinsen andererseits steigern den Kapitalbedarf der
Pensionskasse, um das bisherige Rentenniveau zu hal-
ten. Von der versicherungstechnischen Grundlagen, VZ
2005, zu den neuesten VZ 2010, hat sich die Lebenser-
wartungen eines 65-jährigen Manns von knapp 19 auf gut
20 Jahren erhöht. In den letzten dreissig Jahren hat sich
die Lebenserwartung um fünf Jahr erhöht. Entsprechend
länger fällt die Rente an und entsprechend steigt der Kapi-
talbedarf der Pensionskassen.

All diese Gründe liegen eigentlich auf der Hand und
es gibt folglich auch keinen Grund anzunehmen, dass die
BLPK nicht sehr gut geführt wird.

://: Der Landrat nimmt den Geschäftsbericht 2011 der
Basellandschaftlichen Pensionskasse mit 66:1 Stim-
men bei 1 Enthaltung zur Kenntnis.

Für das Protokoll:
Damian Zurschmiede, Landeskanzlei

*
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Interpellation von Karl Willimann vom 14. Dezember

2011: Therapie bei Schulkindern. Schriftliche Antwort

vom 8. Mai 2012

Karl Willimann (SVP) beantragt Diskussion.

://: Diskussion wird bewilligt

Karl Willimann (SVP) zitiert aus «Statistik Baselland» Nr.
02/2012:

«Die Baselbieter Kinder sind gesund und mit ihrem Leben zu-
frieden, sie gehen mehrheitlich gerne zur Schule (...)»

Er erklärt, dass diese Aussagen zum Teil im Widerspruch
zu der Antwort auf die Interpellation stehen würden. Von
dieser zeigt er sich nicht befriedigt. Bereits im ersten Teil
der Antwort der Regierung wird erwähnt, auf die in der
Interpellation gestellten Fragen nur oberflächlich einzuge-
hen, was ausweichend als «genereller Bericht» betitelt
wird. Seine Enttäuschung darüber wird von mehreren
ParlamentarierInnen, welche mit Spannung auf die Ant-
wort gewartet haben, geteilt.

Der Interpellant hat mit dem Gedanken gespielt, den
Antrag zu stellen, die Vorlage als «ungenügend beant-
wortet» an den Regierungsrat zurückzuweisen. Offenbar
bekam auch die Bildungsdirektion zur Vorlage nachträg-
lich ein ungutes Gefühl. Nur so ist es zu erklären, dass sie
an der Landratssitzung vom 24. Mai 2012 ein zusätzliches
Datenblatt nachgereicht hat.

In der Interpellation wurden neun Fragen gestellt. Zu
fünf davon kann man aus dem Bericht die Antworten ab-
leiten. Auf die vier restlichen Fragen wurde auch im zu-
sätzlichen Datenblatt nicht näher eingegangen. Zum Bei-
spiel zu Frage 6, welche nach der genauen Zahl an The-
rapeuten im schulischen Einsatz fragt, stellt sich die Fra-
ge, warum hierzu keinen Angaben gemacht werden konn-
ten. Bei der Frage zum Einsatz von Psychopharmaka
versteckt sich die Regierung hinter dem Arztgeheimnis.
Aus pädagogischen Überlegungen wäre es sinnvoll, wenn
die Lehrpersonen darüber informiert wären, welche ihrer
Schülerinnen und Schüler Ritalin verabreicht bekommen.

Die Regierung hätte in ihrer Antwort vertiefter auf die
Zweckmässigkeit und Verhältnismässigkeit der Therapie
von Schulkindern eingehen müssen. Diese Problematik
beschäftigt zurzeit Eltern und die Öffentlichkeit. Wenn es
nun stimmt, dass jedes zweite Kind therapiert und ge-
fördert werden muss - was in der Vorlage nicht erwähnt
wird - so stellen sich grundlegen Fragen. Zum Beispiel, ob
die Kinder zunehmend mit Defekten, welche einer Be-
handlung bedürfen, zur Welt kommen. Oder ob vermutete
Defekte dort vorsorglich therapiert werden, wo sie gar
nicht existieren.

Es erscheint verdächtig, wenn die Verantwortlichen in
der Branche konkreten Fragen ausweichen. Es wäre alar-
mierend, wenn sich der beschleunigende «Therapieex-
press» sich als vorschnelle Pathologisierung herausstel-
len würde. Diese Überlegungen sind wichtig und hätten
mehr als nur einen generellen Bericht, wie in der Vorlage,
verdient gehabt.

Regina Vogt (FDP) bedankt sich für die der Antwort bei-
gelegten Zahlen über pädagogisch-therapeutische Mass-
nahmen, da sie kostenrelevant seien. Tatsache ist, dass
rund ein Drittel aller Baselbieter RegeschülerInnen durch
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solche Massnahmen unterstützt werden und dass die
integrative Schulungsform kontinuierlich ansteigt.

Trotzdem nehmen die separativen Schulungsformen
nicht ab. Baselland weist mit 8% SchülerInnen schwei-
zweit den höchsten Anteil an Kleinklassen auf. Dies be-
deutet, dass bei generell abnehmenden Schülerzahlen,
immer mehr Kinder – zu zusätzlichen Kosten – Unterstüt-
zung und Förderung erhalten.

Erfahrungen mit dem Integrationsunterricht zeigen,
dass die Realität der Schulzimmer oft von Unruhe geprägt
ist. Aufgrund von zahlreichen individuellen Förderungs-
massnahmen ausserhalb des Klassenverbandes fehlt
immer wieder das eine oder andere Kind.

Begabtenförderung darf in diesem neu zu definieren-
den Umfeld nicht zu kurz kommen und muss auch gesetz-
lich festgeschrieben werden. Interessant wäre der Ver-
gleich mit den anderen Kantonen im Bildungsraum Nord-
wes tschwe iz , h ins icht l ich ihrer Umsetzung des
Sonderpädagogik-Konkordats. So ein Vergleich ist vor-
zunehmen, möchte man als einheitlicher Bildungsraum
auftreten.

Marc Joset (SP) erklärt, dass er es gefährlich fände, sol-
che tendenziöse Titel wie «Therapiewahn» in einen Inter-
pellationstext zu übernehmen und nicht auf der Sachebe-
ne zu diskutieren. Er ist froh um die Zusatzinformationen
zur Antwort des Regierungsrates, welche die Unterschei-
dung zwischen den verschiedenen Therapieformen auf-
zeigt, die im zitierten baz-Artikel nicht gemacht wird.

In dieser Angelegenheit ist eine differenzierte Be-
trachtungsweise angebracht. Es sollte darauf verzichtet
werden, einfach alles unter dem Oberbegriff Therapie,
unter Verwendung von tendenziösen Begriffen, zu be-
trachten. Auch wenn keine genaue Zahlen vorhanden
sind, ist es klar, dass das steigende Angebot an Therapie-
möglichkeiten eine entsprechend Steigerung der Nach-
frage nach sich gezogen hat.

Man kann natürlich kritisch fragen, warum das Ange-
bot zugenommen hat. Im Gegensatz zum Unterton im
Zeitungsartikel und in der Interpellation, ist diese Tatsache
nicht per se negativ. Im Gegenteil, vielmehr ist diese Ent-
wicklung ein Gradmesser des hohen heutigen Qualitäts-
tandards der Baselbieter Schulen.

Als Beispiel sei hier die erfolgreiche Bekämpfung von
Stottern erwähnt. Heute bestätigen Primarlehrkräfte, das
sie - im Gegensatz zu früher - keine Kinder mehr bekom-
men, die stottern. Diese Frühtherapie vergrössert die
Chancen der betroffenen Kinder, in der Sprache in hö-
heren Schulstufen gefördert zu werden und verhindert,
dass sie dieses Handicap nicht weiter mit sich tragen.

Paul Wenger (SVP) bezieht sich auf das Votum seines
Vorredners Marc Josec, der gesagt habe, dass die Wort-
wahl “Therapiewahn” im Text der Interpellation, entnom-
men aus einem Artikel der baz, sehr speziell sei. Am 6.
November 2011 wurde in der NZZ ein empfehlenswerter
Artikel mit dem Titel «Erlöst die Schüler von unnötigen
Diagnosen» veröffentlicht. Einer der beiden Autoren des
Artikels ist Kinderarzt und der andere Kinderarzt und Ju-
gendpsychiater. Es ist anzunehmen, dass die Aussagen
in ihrem Artikel, die sie aufgrund ihrer jahrelangen Praxis-
erfahrung gemacht haben auch stimmen. Eine zentrale
Aussage ist, dass «wir in unserem System mittlerweile
mehr kranke als gesunde Kinder haben». Im Kanton Zü-
rich werden über 50 Prozent aller Schülerinnen und Schü-

ler therapiert.
Viele der Aussagen der beiden Zürcher Ärzte gleichen

jenen von Karl Willimann und von anderen. Einfach zu
sagen, dass man das Wort «Therapiewahn» nicht in den
Mund nehmen darf und somit die Sache vom Tisch wischt,
ist nicht angebracht. Ein Fazit ihres Buches lautet: «An
unseren Schulen herrscht ein Therapiewahn». Zu diesem
Thema muss sich die Politik Gedanken machen.

Urs-Peter Moos (parteilos) stellt sich die Frage, ob eine
Nachfrage vorhanden sei, welche das Angebot mit sich
bringt oder umgekehrt. Beim Thema Strassen und Ver-
kehr hätte die SP-Fraktion eine ganz klare Auffassung. In
diesem Zusammenhang ist er anderer Meinung und
denkt, dass das Angebot eine extrem-hohe Nachfrage
generiert. Es sind nicht 30 Prozent der Kinder, die Stot-
tern.

Monica Gschwind (FDP) möchte noch einmal auf das
Thema Angebot und Nachfrage zurückkommen. Im Be-
reich der Logopädie sei es sehr stossend, dass die Logo-
päden die Kinder abklären und sich selber zuweisen wür-
den. Auf Gemeindeebene ist festzustellen, dass die Kos-
ten sprunghaft von Jahr zu Jahr ansteigen. Dagegen ist
man einfach machtlos. Hier sollte eine klare Trennung
existieren, zwischen den Therapeuten, welche an den
Kindern Abklärungen durchführen und jenen, welche sie
therapieren.

Monica Gschwind fragt sich, ob die Tatsache, dass
ein Drittel der Kinder einer Klasse zur Abklärung geschickt
werden, nicht auf eine Überforderung der Lehrer hindeu-
tet. Dies wiederum könnte auf ein Manko bei der Aus-
bildung an den Pädagogischen Hochschulen hinweisen.
Es ist einfach nicht normal, dass so viele Kinder abgeklärt
werden müssen. Es ist schwer vorstellbar, dass die heuti-
gen Kinder so schlecht beieinander sind.

Sandra Sollberger (SVP) sagt, dass sie die Meinung von
Monica Gschwind im Grundsatz teile. Sie möchte noch auf
einer weiteren Ebene warnen: Viele Kinder in ihrem Um-
feld, die nicht in eine Therapie oder Zusatzstunde gehen,
haben das Gefühl, sie seien komisch, da sie in der Zwi-
schenzeit einer Minderheit angehören. Auch Eltern von
Kindern, die nicht abgeklärt oder therapiert werden, be-
schleicht das Gefühl, schlechter bedient zu werden.

Die Kinder sollen «Kind sein» gelassen werden. Dazu
gehören auch die kleinen Fehler, die eigentlich keine sind,
sondern Ausdruck von Entwicklungsschwankungen. Bei
wirklichen Problemen sollen die Kinder jedoch auch wei-
terhin Hilfe bekommen. Es ist nicht angebracht, die Kinder
zu früh in Schubladen zu stecken. Man muss ihnen Zeit
lassen, sich zu entwickeln. Diese Zeit sollen sich auch die
Eltern nehmen, mit den Kindern zusammen sein und sie
besser verstehen lernen.

Thomas Bühler (SP) möchte das Wort seiner Vorredne-
rin aufgreifen. Er ist überzeugt, dass der Landrat sich
dieser Thematik stellen müsse. Genau zu diesem Thema
befindet sich eine Vorlage in der Vernehmlassung. Darin
wirdauch diskutiert, dass das Schuljahr 9 oder 10 als
Richtschnur genommen werden soll, damit die Therapie
von Schulkindern nicht ausufert. Es ist unbestritten, dass
es Tendenzen in diese Richtung gibt. In gewissen Berei-
chen ist diese Situation bereits eingetreten. Dort muss-
Gegensteuer gegeben werden.
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Ganz klar betont werden soll aber auch, dass die
Verantwortung nicht ganz einfach beim Lehrkörper und
den Schulleitern zu suchen ist. Diese versuchen bewusst,
therapeutische Massnahmen dezent einzusetzen. Aus
eigener Erfahrung als Lehrer und Schulleiter erlebt Tho-
mas Bühler sehr oft den Druck von Seiten der Eltern, die
ihr Kind in eine Therapie schicken möchten. Die Eltern
sind heute durchaus in der Lage, sich über das Angebot
an therapeutischen Massnahmen einen Überblick zu ver-
schaffen. Dieses Angebot möchte auch entsprechend in
Anspruch genommen werden.

Die Problematik betrifft die gesamte Gesellschaft und
nicht nur die Lehrer oder die Eltern. Die jungen Menschen
müssen heute, gerade im Hinblick auf die Bewerbung für
eine Lernstelle, einfach «funktionieren». Die Schulen müs-
sen den Lehrbetrieben fähige Lehrlinge liefern. Diese
Erwartungshaltung wiederum prägt die Zusammenarbeit
zwischen Schule und Eltern. Hier gilt es die Betriebe in die
Pflicht zu nehmen. Auch dort ist die Tendenz auszuma-
chen, dass von den Jungendlichen und Kindern viel mehr
verlangt wird als früher. Früher konnte ein Kind mit Defizi-
ten bei einem Betrieb noch auf Nachsicht hoffen. Diese
Situation hat sich geändert.

Mirjam Würth (SP) findet, es sei bei der Schule wie beim
Gesundheitswesen. Da beide auf hohen Niveau sind, gibt
es auch keine Toleranz für Schmerzen. Die Gesundheits-
kosten sind riesig. In der Schule ist es das selbe. Ent-
sprechend schaut man, in welchen Bereichen man die
Kinder stützen kann. Dies ist der Preis für die perfekte
Gesellschaft, in der wir leben.

Regierungsrat Urs Wüthrich (SP) ist froh um die Diskus-
sion, welche die verschiedenen Facetten und Aspekte
aufgezeigt habe, mir der die Bildungsdirektion konfrontiert
sei. Er versichert, dass er die beschriebenen Entwick-
lungen nicht einfach schulternzuckend zur Kenntnis nimmt
und möchte ein paar Bemerkungen machen:

Erstens ist es eine Tatsache, dass zwischen den ein-
zelnen Gemeinden grosse Unterschiede existieren, die in
keiner Art und Weise mit unterschiedlichen Sozialstruktu-
ren, noch mit klimatische Bedingungen oder anderem
begründet werden können. Dieser Umstand lässt sich bei
der anstehenden Abgeltung des sechsten Schuljahres bei
den Gemeinden auch beobachten. Es bestehen zum Teil
riesige Unterschiede zwischen den Kosten pro Schulkind,
nicht nur aufgrund unterschiedlich grosser Klassenverbän-
de sondern auch aufgrund der unterschiedlich häufig ein-
gesetzten Fördermassnahmen.

Zweitens möchte die Bildungsdirektion darauf hin-
weisen, dass sie versucht hat, in ihrer Stellungsnahme
Ordnung in die Diskussion zu bringen. Sie kann zum Bei-
spiel nicht beeinflussen, ob Eltern mit ihren Kindern zum
Arzt gehen oder irgendwelche Therapieleistungen in An-
spruch nehmen, die in gar keinem Zusammenhang mit der
Schule stehen. Der Vorwurf an die Regierung, sich hinter
dem Arztgeheimnis zu verstecken, ist haltlos, da sie mit
diesen gar nicht im Kontakt steht.

Drittens sei an dieser Stelle auf die Absicht verwie-
sen, mit gewissen Kontingenten zu arbeiten. So sollen
zum Beispiel für die niederschwelligen Förderungsmass-
nahmen bestimmte zur Verfügung stehende Ressourcen
definiert werden. Es ist absehbar, dass der Umsetzung
dieser Pläne ganz schwierige Auseinandersetzungen
vorausgehen werden.

Viertens möchte der Regierungsrat nochmals unter-
streichen was zuvor bereits erwähnt wurde. Die Entwick-
lung ist nicht isoliert zu betrachten. Es besteht eine Ver-
bindung zwischen Ärztedichte, Krankheiten und der Nach-
frage nach Medikamenten und medizinischen Leistungen.
Dies ist die Realität. Der Umstand, dass eine immer grös-
sere Anzahl Menschen dank gezielter Förderung in der
Lage ist, ihren Lebensunterhalt selbstständig zu bestrei-
ten, hat ihren Preis. Gleichzeitig jedoch ergibt sich daraus
ein Gegenwert, der volkswirtschaftlich und im Hinblick auf
die Lebensqualität positiv messbar ist.

Die Diskussion ist mit der vorliegenden Interpellation
nicht abgeschlossen.

://: Damit ist die Interpellation 2011/356 erledigt.

Für das Protokoll:
Damian Zurschmiede, Landeskanzlei

*

Nr. 696

29 2012/180

Postulat von Thomas Weber vom 21. Juni 2012: Ruine

Farnsburg: Halt, sichern!

://: Der Landrat stimmt der Überweisung des Postulats
2012/180 stillschweigend zu.

Für das Protokoll:
Damian Zurschmiede, Landeskanzlei

*

Begründung der persönlichen Vorstösse

Nr. 697

2012/237
Motion von Thomas Bühler vom 6. September 2012:
“KEV” - Lösung BL zugunsten erneuerbarer Stromproduk-
tion

Nr. 698

2012/238
Postulat von Thomas Bühler vom 6. September 2012:
Überdachung Burgeinschnitt Liestal

Nr. 699

2012/239
Motion von Urs Leugger vom 6. September 2012: Schutz-
und Nutzkonzept für den Grün- und Freiraum im unteren
Birstal

http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-237.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-238.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-239.pdf
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Nr. 700

2012/241
Motion von Claudio Botti vom 6. September 2012: Ver-
kehrsentlastung für die Gemeinde Birsfelden

Nr. 701

2012/242
Motion von Claudio Botti vom 6. September 2012: Ein-
führung einer Online-Steuererklärung

Nr. 702

2012/243
Motion von Urs-Peter Moos vom 6. September 2012:
“Mehr Gemeindefusionen im Baselbiet!”

Nr. 703

2012/244
Motion von Lotti Stokar vom 6. September 2012: Ermögli-
chen von autofreien Siedlungen im Kanton Basel-Land-
schaft, Ausnahmen von der Pflicht Parkplätze zu erstellen

Nr. 704

2012/245 Postulat von Elisabeth Augstburger vom 6.
September 2012: Arbeitsverbot für Asylsuchende mit Sta-
tus N

Nr. 705

2012/246
Postulat von Georges Thüring vom 6. September 2012:
Kapazitätsausweitung für das Uni-Kinderspital: Zusam-
menarbeit mit der KTK Kindertagesklinik in Liestal

Nr. 706

2012/247
Postulat von Caroline Mall vom 6. September 2012: Die
Produktion der Staatsanwaltschaft gehört wieder in den
Amtsbericht!

Nr. 707

2012/248
Postulat von Stephan Grossenbacher vom 6. September
2012: Zukunftweisendes Spitalkonzept betreffend Uni-
versitätsspital beider Basel

Nr. 708

2012/249
Postulat von Ruedi Brassel vom 6. September 2012: Ein-
fachere und gerechtere Aktienbesteuerung

Nr. 709

2012/251
Postulat von Christoph Buser vom 6. September 2012:
Zuordnung des ALV in das Hochbauamt: Kurzfristiger
Effizienzgewinn oder nachhaltige Stärkung der Wirt-
schaftsförderung

Nr. 710

2012/252
Postulat von Christoph Buser vom 6. September 2012:
HPL: Bäume statt Gewerberäume

Nr. 711

2012/253
Postulat von Christoph Buser vom 6. September 2012:
Umfahrung Augst - sofort!

Nr. 712

2012/254
Postulat von Oskar Kämpfer vom 6. September 2012:
“Struktur Kantonsverwaltung”

Nr. 713

2012/255
Postulat von Klaus Kirchmayr vom 6. September 2012:
Elektro-Tankstellen-Netz für den Kanton Baselland

Nr. 714

2012/256
Postulat von Klaus Kirchmayr vom 6. September 2012:
Ausbau des UKBB

Nr. 715

2012/257
Postulat von Jürg Wiedemann vom 6. September 2012:
Minimal Standards in Bezug auf die Betreuung der Asylsu-
chenden

Nr. 716

2012/258
Postulat von Jürg Wiedemann vom 6. September 2012:
Repetitionen an den Sekundarschulen

Nr. 717

2012/259
Postulat von Hans Furer vom 6. September 2012: Ein-
führung einer Mehrwertabgabe (Mitbericht fkd)

Nr. 718

2012/260
Postulat von Hans Furer vom 6. September 2012: Roger
Federer Arena statt St. Jakobs Halle

Nr. 719

2012/261
Postulat von Urs Leugger vom 6. September 2012: Ver-
mehrte Zusammenarbeit der Gemeinden in funktionalen
Räumen - Mitwirkungsmöglichkeiten der Bevölkerung
gewährleisten

http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-241.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-242.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-243.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-244.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-245.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-246.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-247.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-248.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-249.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-251.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-252.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-253.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-254.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-255.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-256.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-257.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-258.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-259.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-260.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-261.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-261.pdf
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Nr. 720

2012/262
Interpellation von Oskar Kämpfer vom 6. September 2012:
“Investitionsvolumen”

Nr. 721

2012/263
Interpellation von Klaus Kirchmayr vom 6. September
2012: Anzahl und Ziele von Firmen-Abwanderungen und
deren Gründe

Nr. 722

2012/264
Interpellation von Christoph Buser vom 6. September
2012: Gibt es im Kanton Baselland keine Grafiker und
Fotografen?

Nr. 723

2012/265
Interpellation von Christoph Hänggi vom 6. September
2012: Datenschutz in der kantonalen Verwaltung

Nr. 724
 
2012/266
Interpellation von Caroline Mall vom 6. September 2012:
Die Abgabe von Ritalin (Concerta, Equasym, Medikinet,
Modafinin) im Kanton Baselland ein Fluch oder Segen für
unsere Jugend und unsere Gesellschaft?

Nr. 725

2012/267
Interpellation von Marie-Therese Müller vom 6. September
2012: Was passierte bei der Klassenbildung in Baselland?

Nr. 726
 
2012/268
Interpellation von Jürg Wiedemann vom 6. September
2012: Mehr Transparenz bei den Anforderungen an pri-
vate Betreuungsfirmen

Nr. 727

2012/269
Schriftliche Anfrage von Siro Imber vom 6. September
2012: Zusammenlegung Bezirksgerichte

Landratspräsident Jürg Degen stellt keine Wortbegeh-

ren fest.

Für das Protokoll:
Damian Zurschmiede, Landeskanzlei

Ende der Sitzung: 17.00.

http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-262.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-263.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-264.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-265.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-266.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-267.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-268.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorstoesse/2012/2012-269.pdf
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Die nächste Landratssitzung findet statt am

20. September 2012

Für die Richtigkeit des Protokolls

Im Namen des Landrats

der Präsident:

der Landschreiber:
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